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Der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland in den
Jahren 1997 und 1998
Autorengemeinschaft*

• Die kräftige Außennachfrage hat im Zusammenspiel mit günstigen Angebotsbedingungen in Deutschland eine
wirtschaftliche Belebung in Gang gesetzt. Es spricht einiges dafür, daß sich der Aufschwung im Jahr 1998 festigt
und an Breite gewinnt. In der mittleren Variante II der IAB-Alternativrechnungen wurde deshalb ein reales Wachs-
tum des Bruttoinlandsprodukts von 23/4 % angenommen.

• Die Wirtschaftsentwicklung greift im Jahr 1998 allmählich auf die Arbeitsnachfrage über und beginnt, zumin-
dest im Westen, die Beschäftigung mitzuziehen. Die kalenderbedingt kräftige Zunahme der Jahresarbeitszeit ver-
schiebt die aktuelle Beschäftigungsschwelle allerdings vorübergehend nach oben. Die Erwerbstätigenzahl wird in
Gesamtdeutschland in unserer mittleren Variante jahresdurchschnittlich um 165.000 Personen (-0,5 %) niedriger
sein als im Vorjahr. Der Rückgang konzentriert sich auf die neuen Bundesländer, wo die wirtschaftliche Entwick-
lung wie schon 1997 erneut hinter dem Westen zurückbleibt. Das Jahr 1998 ist vorbelastet durch die schlechte Ar-
beitsmarktentwicklung im Vorjahr.

• Dennoch nimmt das fundamentale Ungleichgewicht von Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage in Deutschland
nicht weiter zu, weil das Erwerbspersonenpotential in etwa gleicher Höhe abnimmt (-170.000) und den Arbeits-
markt entlastet. Umschichtungen innerhalb des Saldos der Arbeitsmarktbilanz – von verdeckter hin zu offener Un-
terbeschäftigung – ergeben einen fast unverändert hohen Stand der registrierten Arbeitslosigkeit: Im Jahresdurch-
schnitt 1998 rechnen wir in der mittleren Variante mit 4,46 Mio Arbeitslosen. Dies ist zum Teil eine Hypothek der
schlechten Entwicklung im Vorjahr, die erst allmählich abgetragen wird. Im Jahresverlauf rechnen wir bei der re-
gistrierten Arbeitslosigkeit mit einer Tendenzwende. Zum Jahresende hin könnte der Vorjahresstand um rd. 90.000
unterschritten werden.

• Zu bedenken sind allerdings Risiken, die z.B. die außenwirtschaftliche Entwicklung in sich trägt. So wäre bei
schwächerem Wirtschaftswachstum (+21/4 %) mit weiter steigender Arbeitslosigkeit zu rechnen (Variante I:
4,52 Mio im Jahresdurchschnitt). Aber es eröffnen sich auch Chancen. Unter besonders günstigen Bedingungen
wäre ein reales Wirtschaftswachstum von 33/4 % vorstellbar (Variante III*). Dieser Wachstumsschub könnte – un-
terstützt durch zusätzliche arbeitsmarktpolitische Maßnahmen – im Jahresverlauf eine frühzeitige Tendenzwende
und einen kräftigen Anstieg der Beschäftigung herbeiführen. Dann kann damit gerechnet werden, daß es am Jah-
resende rd. 200.000 Arbeitsplätze mehr und rd. 300.000 Arbeitslose weniger gibt. Angesichts des nach wie vor ho-
hen Arbeitsplatzdefizits wäre es allerdings verfrüht, darin bereits den Durchbruch am Arbeitsmarkt zu sehen.

• Der Beitrag beschäftigt sich außerdem mit der These einer Entkoppelung von Wirtschafts- und Arbeitsmarktent-
wicklung und kommt zum Ergebnis, daß sich der Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Beschäfti-
gungsentwicklung nicht grundlegend geändert hat.

• Darüberhinaus werden einige ausgewählte Aspekte der Arbeitsmarktentwicklung (Beschäftigung in Bauwirt-
schaft und Dienstleistungssektor, Umfang, Struktur und Entwicklung des Krankenstands sowie der Überstunden)
ausführlicher behandelt.

Die Untersuchung wurde im IAB durchgeführt.

* Autorengemeinschaft: H.-U. Bach, H. Kohler, E. Magvas, E. Spitznagel.
Eine Kurzfassung dieses Beitrags wurde als IABkurzbericht Nr. 6/1998 ver-
öffentlicht. Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autoren.
Redaktionsschluß: 31. März 1998.
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Eckdaten der Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1998

1) Zu der hier ausgewiesenen neuberechneten Stillen Reserve vgl. Thon, Manfred/ Bach, Hans-Uwe: Die Schätzung von Potential-Erwerbsquoten, Stiller Reser-
ve und Erwerbspersonenpotential für die alten Bundesländer 1970 - 1995 (erscheint demnächst als IAB-Werkstattbericht).

Quelle: Berechnungen des IAB



1 Grundlinien der Entwicklung im Jahr 1997

Nach der verhaltenen Entwicklung im Vorjahr ist 1997 ein
wirtschaftlicher Aufschwung in Gang gekommen. Die ge-
samtwirtschaftliche Produktion von Waren und Dienstlei-
stungen hat um 2,2 % zugenommen (1996: +1,4 %).

Wichtige Rahmenbedingungen für wirtschaftliches Wachs-
tum waren in Deutschland so gut wie lange nicht mehr: Der
Zinssenkungsprozeß hat sich fortgesetzt. Die langfristigen
Zinsen unterschritten erneut den Vorjahresstand. Die Lohn-
stückkosten sind stärker als im Vorjahr gesunken. Der Außen-
wert der DM hat weiter abgenommen. Die reale Abwertung
und der abnehmende Kostendruck haben die preisliche Wett-
bewerbsfähigkeit der inländischen Anbieter auf den Welt-
märkten gestärkt. Im Zusammenspiel mit der anhaltenden
Konjunkturerholung in Europa und der erneuten Wachstums-
beschleunigung in Nordamerika kam es im Verlauf des Jah-
res zu zweistelligen Zuwachsraten beim Export.

Die Auftriebskräfte der Auslandsnachfrage sind allerdings
nicht auf die Binnennachfrage übergesprungen: Die realen
Ausrüstungsinvestitionen, erfahrungsgemäß das konjunktur-
reagibelste Aggregat der Endnachfrage, haben relativ verhal-
ten zugenommen. Die Talfahrt der Bauinvestitionen hielt an:
In Wirtschaftsbauten wurde erneut weniger investiert und v.a.
im Tiefbau hat die Zurückhaltung öffentlicher Auftraggeber
die Situation verschärft.

Die realen Anlageinvestitionen, Schlüsselgröße für mehr Ar-
beitsplätze und Einkommen, blieben hinter den Erwartungen
zurück. „Damit fehlt die wichtigste Voraussetzung für einen
sich selbstverstärkenden Aufschwung“, wie der Sachverstän-
digenrat denn auch feststellt.1

Abgesehen vom Export gingen von der Nachfrageseite keine
positiven Signale aus. Die Konsumnachfrage hat trotz gesun-
kener Sparquote nur schwach zugenommen, weil die realen
Arbeitnehmereinkommen brutto wie netto rückläufig waren.
Die gestiegenen Gewinneinkommen haben keine stärkere Be-
lebung des privaten Konsums bewirkt. Beim öffentlichen Ver-
brauch haben anhaltender Personalabbau und Ausgabenbe-
schränkungen bei den Gebietskörperschaften nur einen schwa-
chen Anstieg zugelassen.

Die wirtschaftliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutsch-
land im Jahr 1997 wurde demnach im Ganzen allein von der
Auslandsnachfrage getragen. Die schwache Binnennachfra-
ge führte eher zu Bremswirkungen. Von einem nachhaltigen,
selbsttragenden Aufschwung kann deshalb noch nicht die
Rede sein.

Die Wachstumsimpulse waren denn auch zu schwach, um
eine Wende am Arbeitsmarkt herbeizuführen. Die Zahl der
Erwerbstätigen ging im Jahresverlauf weiter kräftig zurück
und unterschritt im Durchschnitt den Vorjahresstand um
knapp 0,5 Mio. Die Zahl der Arbeitslosen nahm um 420.000
Personen auf knapp 4,4 Mio im Jahresdurchschnitt zu.

Es war allerdings auch nicht damit zu rechnen, daß die mo-
derate Lohnpolitik der letzten Jahre schnelle Erfolge am Ar-
beitsmarkt bringt: Unsere Untersuchungen zeigen, daß sin-
kende Lohnstückkosten die Beschäftigung kurzfristig nur
schwach positiv beeinflussen. Für die kurzfristige Reaktion

der Arbeitsnachfrage gewichtiger sind die gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage, die aktuelle Auslastungssituation bei den
Beschäftigten, Arbeitszeitveränderungen sowie das Wirt-
schaftsklima2, welches u.a. die Erwartungen der Unterneh-
men widerspiegelt.

Die positiven Wirkungen einer moderaten Lohnpolitik und
der damit verbundenen Kostenentlastung für die Betriebe
kommen erfahrungsgemäß vielmehr erst allmählich und über
eine längere Wirkungskette für die Beschäftigung zum Tra-
gen. So kann die schwächere Preis- und Zinsentwicklung die
reale Nachfrage fördern und Erweiterungsinvestitionen sowie
Beschäftigungsausweitungen anregen, sofern von den Güter-
märkten anhaltend positive Impulse erwartet werden.

In regionaler Hinsicht verlief die konjunkturelle Entwicklung
in Deutschland im Jahr 1997 gespalten. Die boomende Aus-
landsnachfrage hat die alten Bundesländer mit ihrer relativ
breiten Exportbasis im Verarbeitenden Gewerbe begünstigt.
Die gesamtwirtschaftliche Produktion von Waren und Dienst-
leistungen ist deshalb stärker gewachsen als im Vorjahr
(+2,2 % gegenüber +1,3 %). Die neuen Bundesländer haben
zwar ebenfalls vom Exportboom profitiert, aber doch in ver-
hältnismäßig geringem Umfang. Die Produktion des Verar-
beitenden Gewerbes wuchs 1997 zwar kräftig, aber sein ab-
soluter Beitrag zur gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung
blieb nach wie vor bescheiden. Dagegen wurde die Wirtschaft
in Ostdeutschland von der krisenhaften Entwicklung im Bau-
gewerbe besonders hart getroffen: zum einen aufgrund des re-
lativ hohen Anteils dieses Sektors an der volkswirtschaftli-
chen Wertschöpfung, zum anderen aufgrund des überdurch-
schnittlich starken Einbruchs der Bauinvestitionen in den
neuen Bundesländern. Anders als in den alten Ländern hat
sich das Wirtschaftswachstum der neuen Länder 1997 ver-
langsamt (+1,6 % nach +1,9 % im Jahr 1996). Trotz beacht-
licher Erfolge in Teilbereichen, ist der wirtschaftliche Auf-
holprozeß also in den letzten Jahren nicht mehr vorangekom-
men.

1.1 Alte Bundesländer

Hohe Beschäftigungsverluste im Produzierenden Gewerbe –
abnehmende Dynamik im tertiären Sektor

Die Beschäftigung ist bis weit ins Jahr 1997 hinein saisonbe-
reinigt zurückgegangen. Erst zum Jahresende hin zeichnete
sich eine Stabilisierung ab (vgl. Schaubild 1 und Tabelle 1).
Im Jahresdurchschnitt lag die Zahl der Erwerbstätigen mit
27,9 Mio um 280.000 unter dem Vorjahr. In den letzten 5 Jah-
ren sind demnach rd. 1,6 Mio Arbeitsplätze verlorengegan-
gen.

Die Beschäftigungsentwicklung verlief in den Wirtschaftsbe-
reichen sehr unterschiedlich (vgl. Tabelle 6).

Maßgebend für die Verschlechterung der Beschäftigungssi-
tuation war die Gesamtentwicklung im Produzierenden Ge-
werbe. Der scharfe Beschäftigungsrückgang hat sich im Jah-
resverlauf zwar abgeschwächt, aber im Durchschnitt gab es
doch rd. 0,3 Mio Beschäftigte weniger als im Vorjahr. Im Ver-
arbeitenden Gewerbe waren zunehmend die stabilisierenden
Wirkungen der lebhaften Außennachfrage spürbar, und der
Beschäftigungsrückgang hat sich deutlich verlangsamt, v.a.
in den Investitionsgüter produzierenden Bereichen mit star-
ker Exportorientierung. Im Baugewerbe hat sich die Situati-
on jedoch weiter verschlechtert: Die Zahl der Beschäftigten
ging hier im Jahresverlauf fast unvermindert zurück und lag
im Durchschnitt um rd. 0,1 Mio unter dem Vorjahresstand.
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1 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung, Jahresgutachten 1997/98, Textziffer 248.

2 Saisonbereinigte Indikatoren des ifo-Konjunkturtest im Verarbeitenden Ge-
werbe (Beurteilung von Geschäftslage und -entwicklung).



Die Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft ist wei-
ter kräftig geschrumpft. Aufgrund ihres relativ geringen Ge-
wichts wirkt sich die Rückgangsrate von 4,5 % (-40.000) aber
nur schwach aus.

Die Beschäftigungsverluste im Produzierenden Gewerbe und
in der Land- und Forstwirtschaft wurden nur in geringem Um-
fang durch Beschäftigungsgewinne im tertiären Sektor aus-
geglichen. Auch dort verlief die Entwicklung nach Bereichen
sehr unterschiedlich.

Im Bereich Handel und Verkehr war eine schlechtere Be-
schäftigungssituation als im Vorjahr zu verzeichnen. Die Zahl
der Erwerbstätigen ging jahresdurchschnittlich um rd. 60.000
zurück. Zum Jahresende hin zeichnete sich eine Besserung ab.

Im Sektor Staat/private Haushalte/Organisationen ohne Er-
werbszweck, wo die Beschäftigung 1996 noch stagnierte, kam
es 1997 zu leichten Verlusten (-10.000).

Allein die Dienstleistungsunternehmen hatten im Ganzen Be-
schäftigungsgewinne zu verzeichnen. Mit jahresdurchschnitt-
lich +130.000 blieben sie allerdings hinter der Entwicklung
der letzten Jahre zurück.

Die Ursachen der abnehmenden Zuwächse der Beschäftigung
des tertiären Sektors sind sowohl auf der Nachfrageseite als
auch auf der Angebotsseite zu suchen:

Die schwache binnenwirtschaftliche Entwicklung gab den
konsum- und produktionsorientierten Dienstleistungen zu
wenig Impulse. Es darf aber nicht übersehen werden, daß in
einer Reihe von Sparten der längerfristige Aufwärtstrend un-
gebrochen ist (z.B. im Gesundheitswesen, im Pflegebereich,
im Reinigungsgewerbe, bei Ingenieurbüros, in Werbung und
Öffentlichkeitsarbeit, bei Sicherungsdiensten, im Grund-
stücks- und Wohnungswesen).

Außerdem kamen in Teilbereichen des tertiären Sektors er-
neut strukturelle Veränderungen und Rationalisierungsbe-
mühungen zum Tragen, die zu Personaleinsparungen führen
(z.B. im öffentlichen Dienst, bei ehemals staatlichen Trans-
portbetrieben, im Handel, bei Banken und Versicherungen,
siehe dazu Abschnitt 5.1).

Jahresarbeitszeit blieb unverändert

Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der Arbeitnehmer ist
1997 gegenüber dem Vorjahr etwa gleichgeblieben. Die ein-
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Schaubild 1a: Erwerbstätige in Westdeutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt

Schaubild 1b: Erwerbstätige in Ostdeutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt



zelnen Arbeitszeitkomponenten haben sich folgendermaßen
verändert (vgl. Tabellen 3a und 4a):

Kalenderbedingt gab es im Jahr 1997 im Durchschnitt der al-
ten Bundesländer einen halben Arbeitstag weniger als im Vor-
jahr.

Die tariflichen Komponenten der Arbeitszeit haben sich nur
geringfügig geändert. Verkürzungen der Wochenarbeitszeit
wurden nur in kleineren Tarifbereichen wirksam (Braunkoh-
lenbergbau, Säge- und Holzverarbeitende Industrie, Hotel-
und Gaststättengewerbe, Kfz-Gewerbe, insgesamt für 0,5 Mio
Arbeitnehmer). Die durchschnittliche Verringerung betrug
für die betroffenen Arbeitnehmer 0,4 Wochenstunden. Auf
alle Arbeitnehmer bezogen entspricht dies einem Rückgang
der tariflichen Wochenarbeitszeit um 0,04 Stunden. Nach wie
vor bestehen allerdings gewisse Unsicherheiten hinsichtlich
der Auswirkungen flexibler Arbeitszeitregelungen, die Ar-
beitszeitkorridore eröffnen. Nach diesen Regelungen kann
die geleistete Wochenarbeitszeit kurzfristig von den tarifli-
chen Vorgaben nach unten und nach oben abweichen; erst
über einen längeren Zeitraum hinweg müssen geleistete und
tarifliche Arbeitszeiten übereinstimmen. In welchem Umfang
diese Möglichkeiten ausgeschöpft werden, ist schwer zu er-
fassen und beim heutigen Stand der Arbeitszeitstatistik nicht
genau nachzuvollziehen. Tendenziell führen Flexibilitäts-
spielräume zu Arbeitszeitpuffern, die das Durchschlagen von
kurzfristigen Schwankungen der Produktion auf die Beschäf-
tigung mildern.

Die Abnahme des durchschnittlichen tariflichen Jahresur-
laubs im Jahre 1996 infolge der Verringerung sog. freier Ar-
beitstage im öffentlichen Dienst und der teilweisen Anrech-
nung von Schlechtwetterausfallzeiten in bestimmten Bran-
chen, hat sich 1997 nicht wiederholt. In einzelnen, kleinen Be-
reichen wurde der tarifliche Jahresurlaub verlängert.

Die tarifliche Jahresarbeitszeit hat sich insgesamt um 0,3 %
verringert.

Der Erziehungsurlaub schlug wegen höherer Inanspruchnah-
me mit gut zwei Arbeitsstunden mehr als 1996 (auf alle Ar-
beitnehmer/-innen gerechnet) zu Buche. Da die betroffenen
Personen in der amtlichen Erwerbstätigenstatistik weiter als
Beschäftigte geführt werden, aber nicht zum bezahlten Ar-
beitsvolumen beitragen, erfolgt ein entsprechender Abzug bei
der durchschnittlichen Arbeitszeit.

Der Krankenstand ging 1997 weiter zurück. Die durchschnitt-
liche Krankenstandsquote sank wie schon im Vorjahr noch-
mals um 0,6 Prozentpunkte von 4,7 auf 4,1 %. Die krank-
heitsbedingten Fehlzeiten der abhängig Beschäftigten nah-
men im Durchschnitt erneut um einen Arbeitstag ab. Dadurch
wurde ein jährliches Arbeitsvolumen von 250 Mio Stunden
frei, das für die Produktion von Waren und Dienstleistungen
genutzt werden konnte. (Auf mögliche Erklärungen dieser
Entwicklung wird im Abschnitt 5 näher eingegangen. Als
Stichworte seien an dieser Stelle lediglich die weitere Ar-
beitsmarktverschlechterung, die Veränderungen der Beschäf-
tigtenstruktur und die eingeschränkte Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall genannt.)

Die Überstunden waren – volumenmäßig und je Arbeitneh-
mer – im Jahr 1996 aufgrund der schwachen konjunkturellen
Entwicklung noch stark rückläufig gewesen. Mit beschleu-
nigtem Wirtschaftswachstum kam es im Verlauf von 1997 zu
einem erneuten Anstieg, der sich aber im Rahmen bisher be-
obachteter zyklischer Verläufe hielt. In jahresdurchschnittli-
cher Rechnung hat sich gegenüber dem Vorjahr wenig geän-

dert, weil sich der Rückgang im Jahr 1996 und der Anstieg
im Jahr 1997 die Waage halten. Pro Woche wurden von den
Arbeitnehmern 1997 durchschnittlich 1,5 Überstunden gelei-
stet. Das jährliche Überstundenvolumen belief sich auf rd.
1,6 Mrd. (Im Abschnitt 5 wird dieses Thema ausführlicher be-
handelt.)

Die Zahl der Kurzarbeiter nahm im Jahr 1997 ab (um rd.
70.000 auf 133.000), nachdem sie im Vorjahr infolge der
Wachstumsverlangsamung im gleichen Umfang gestiegen
war. Die Betroffenheit einzelner Branchen spiegelt die ge-
spaltene Konjunktur wider: Im Investitionsgüter produzie-
renden Gewerbe war Kurzarbeit besonders stark rückläufig,
im Verbrauchsgütersektor und im Baugewerbe war dies in ge-
ringerem Maße der Fall.

Im Saldo wirkten die konjunkturellen Arbeitszeitkomponen-
ten Überstunden und Kurzarbeit leicht arbeitszeitverlän-
gernd.

Die witterungsbedingten Ausfallstunden wurden 1997 – wie
schon im Vorjahr – v.a. durch den strengen Winter am Jahres-
anfang geprägt. Nach wie vor spielen aber konjunkturelle und
strukturelle Probleme in der Bauwirtschaft sowie mehrfache
Änderungen der Schlechtwettergeldnachfolgeregelungen her-
ein. Auch im Winter 1996/97 war eine höhere Beschäfti-
gungselastizität als in vorangegangenen Krisenphasen zu be-
obachten. (Im Abschnitt 5 wird dies näher erläutert.)

Wir schätzen das schlechtwetterbedingte Ausfallvolumen
1997 auf rd. 53 Mio Stunden. Je Bauarbeiter sind dies
4,6 Stunden.

Die Teilzeitarbeit hat 1997 weiter zugenommen. Wir unter-
scheiden im folgenden freiwillige Teilzeitarbeit aus eigenem
Entschluß und akzeptierte Teilzeitarbeit, die zur Sicherung
von Beschäftigungsverhältnissen tarifvertraglich oder auf be-
trieblicher Ebene vereinbart wird.

Die verfügbaren Daten aus verschiedenen Quellen zeigen,
daß sich der Trend zu mehr freiwilliger Teilzeitarbeit fortge-
setzt hat. Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten ist 1997 um rd.
75.000, ihr Anteil an allen Arbeitnehmern – wie im Vorjahr –
um 0,5 Prozentpunkte auf 19,3 % angestiegen. Dies gilt auch
für den Kernbereich der Teilzeitarbeit: Die Zahl der sozial-
versicherungspflichtigen Teilzeitbeschäftigten hat im Durch-
schnitt des ersten Halbjahres 1997 um 60.000, die Quote um
knapp 0,5 Prozentpunkte auf 13,8 % im Vergleich zum Vor-
jahr zugenommen. Eine beschleunigte Zunahme, die zur stär-
keren Entlastung des Arbeitsmarktes erwünscht ist, hat sich
damit aber nicht eingestellt.

Die akzeptierte Teilzeitarbeit spielte auch 1997 eine Rolle.
Vorliegenden Meldungen zufolge hat sie in Teilbereichen er-
heblich zur Sicherung von Beschäftigungsverhältnissen bei-
getragen. Die systematische Analyse fällt hier allerdings be-
sonders schwer, weil eine sichere Informationsbasis fehlt. Wir
gehen davon aus, daß sich in diesem Bereich gegenüber dem
Vorjahr keine gewichtigen Änderungen ergeben haben. Die-
se grobe Einschätzung beruht allerdings auf der Sammlung
von Einzelangaben, nicht auf einer repräsentativen Erhebung
oder gar totalen Erfassung der praktizierten Regelungen.

Durch Tarifauseinandersetzungen sind 1997 keine Arbeitsta-
ge in nennenswertem Umfang verloren worden.

Alles in allem ergibt sich aus der Summe der einzelnen Kom-
ponenten eine unveränderte durchschnittliche Jahresarbeits-
zeit der Arbeitnehmer im Jahr 1997 gegenüber dem Vorjahr.
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Da auch die Arbeitszeit der Selbständigen und mithelfenden
Familienangehörigen nahezu gleich geblieben ist, ergibt sich
für die Erwerbstätigen insgesamt ebenfalls keine Änderung
der durchschnittlichen Arbeitszeit gegenüber dem Vorjahr.
Zusätzliche beschäftigungsstabilisierende Wirkungen sind
demnach, anders als in den letzten Jahren, im Ganzen von der
Arbeitszeitentwicklung nicht ausgegangen.

Rückläufige Arbeitsnachfrage – kräftiger Produktivitätsan-
stieg

Die Arbeitsnachfrage, gemessen am effektiven gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitsvolumen, ist 1997 um gut 0,4 Mrd Stun-
den (-1 %) geschrumpft, etwa so stark wie im Vorjahr (vgl.
Tabelle 1). Dies ergab sich in vollem Umfang aus der rück-
läufigen Arbeitskräftenachfrage: Die Zahl der Erwerbstätigen
sank ebenfalls um 1 %. Die Jahresarbeitszeit hat sich wenig
verändert. Die Arbeitsproduktivität (je geleisteter Stunde) ist
erneut kräftig angestiegen (+3,3 %).

Geringe Zunahme des Arbeitsangebots

Der Angebotsdruck auf den Arbeitsmarkt hat in den letzten
Jahren allmählich nachgelassen. 1997 ist das Erwerbsperso-
nenpotential kaum mehr gewachsen (um gut 10.000 Personen
im Jahresdurchschnitt). Dieser geringe Anstieg ergibt sich aus
z.T. gegenläufigen Entwicklungen seiner Komponenten (vgl.
Tabellen 1 und 2a):

– Bevölkerungsentwicklung (ohne Wanderung): -140.000
Personen,

– Erwerbsbeteiligung: +60.000 Personen,
– Wanderung: +80.000 Personen,
– Pendler: +10.000 Personen.

Wenig Änderung der Entwicklung von Demographie und Er-
werbsneigung

Die demographischen Einflüsse, die das Erwerbspersonen-
potential verminderten, waren etwas schwächer als im Vor-

jahr. Sie ergeben sich aus dem säkularen Alterungsprozeß
der einheimischen deutschen Bevölkerung, in der das Ge-
wicht der älteren Altersgruppen mit niedrigeren Erwerbs-
quoten tendenziell zunimmt.3 Die vergleichsweise jüngere
ausländische Binnenbevölkerung dämpft diesen Einfluß nur
wenig.

Der positive Potentialeffekt aus der Erwerbsbeteiligung re-
sultiert aus dem langfristig tendenziell zunehmenden Wunsch
der Frauen nach Erwerbsarbeit. Eine IAB-Untersuchung zur
Erwerbsorientierung der Frauen kommt zu dem Schluß, daß
unabhängig von der wirtschaftlichen Entwicklung die Er-
werbsneigung der westdeutschen Frauen seit Mitte der 60er
Jahre kontinuierlich zunimmt.4

Nachlassender Wanderungsdruck

Erfahrungsgemäß sind die Wanderungsbewegungen und de-
ren Potentialwirkungen aufgrund ihrer vor allem exogenen
Bestimmungsfaktoren schwieriger einzuschätzen. Gegenwär-
tig liegen die Ergebnisse der Gesamtwanderungsstatistik erst
bis Mitte 1997 vor. Diese Daten haben wir auf das gesamte
Jahr 1997 hochgerechnet. Demnach hat sich die schon seit ei-
nigen Jahren zu beobachtende Beruhigung im Wanderungs-
geschehen auch im abgelaufenen Jahr fortgesetzt. Die 1997
allmählich in Gang gekommene Rückwanderung der Bürger-
kriegsflüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien erhöhte
die Abwanderungsströme etwas, so daß der Überschuß in der
Außenwanderungsbilanz im Ganzen kleiner ausfiel als in den
Vorjahren. Der negative Saldo der natürlichen Bevölkerungs-
bilanz dürfte damit in einem geringeren Maße kompensiert
worden sein. Die Bevölkerungszahl in Gesamtdeutschland
hat demnach 1997 schwächer als in den Vorjahren zugenom-
men.

Aktuelle monatliche Daten für einzelne Zuwanderungsgrup-
pen gibt es lediglich für die Spätaussiedler und Asylbewer-
ber. Sie werden von den zuständigen Bundesbehörden erho-
ben. Beide Gruppen machen demnach ein gutes Viertel aller
Zuzüge aus dem Ausland nach Deutschland aus.

Die Zahl der Spätaussiedler war 1997 mit 134.000 Personen
wiederum beträchtlich geringer als im Vorjahr, in dem noch
178.000 nach Deutschland gekommen waren. Ca. 80 % der
Spätaussiedler werden den westlichen Bundesländern zuge-
wiesen, um entsprechend dem seit 1996 geltenden Wohnort-
zuweisungsgesetz eine ausgewogene regionale Ansiedlung
zu erreichen. Die damit verbundene zweijährige Wohnort-
bindung der zugewiesenen Aussiedler verhindert weitgehend
kurzfristige Binnenwanderungen.5 Der Anstieg des Erwerbs-
personenpotentials aus der Zuwanderung der Spätaussiedler
betrug im Jahresdurchschnitt 1997 für das Bundesgebiet West
67.000 Personen.

Auch die Zuwanderungen von Asylbewerbern nahmen im
Jahr 1997 weiter ab (um gut 10.000 auf 104.000 Personen).
Die seit 1993 geltenden Asylregelungen machten sich – wie
schon in den Vorjahren – deutlich dämpfend bemerkbar. Von
den Bewerbern wurden ebenfalls 80 % den westlichen Bun-
desländern und 20 % den östlichen zugewiesen. Die Abnah-
me der Asylbewerberzahlen war auch eine Folge des in Gang
gekommenen Friedensprozesses in den Bürgerkriegsgebieten
im ehemaligen Jugoslawien, insbesondere im heutigen Bos-
nien-Herzegowina. Insgesamt begehrten 1997 17.500 Perso-
nen aus dieser Region Asyl, ein Sechstel weniger als 1996,
wobei der größte Teil aus der jetzigen Bundesrepublik Ju-
goslawien (Serbien und Montenegro) kam.
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3 Vgl. Grünheid, E./Schulz, R.: Bericht 1996 über die demographische Lage
in Deutschland, in Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft, Jg. 21, Heft 4/
1996, S. 400 ff.

4 Vgl. Engelbrech, G./Gruber, H./Jungkunst, M.: Erwerbsorientierung und
Erwerbstätigkeit ost- und westdeutscher Frauen unter veränderten gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen, in: MittAB 1/97, S. 150.

5 Der weit überwiegende Teil der Spätaussiedler kam auch 1997 aus den
Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion, insbesondere aus Rußland und
Kasachstan.
Mit den erneut niedrigeren Zuwanderungen setzte sich eine seit 1995 be-
gonnene Tendenz fort. Die Aussiedlerzahlen liegen damit auch weit unter-
halb des 1993 gesetzten jährlichen Rahmens von rd. 220.000 Personen. Als
wesentliche Ursachen für die abnehmenden Aussiedlerzahlen werden ge-
nannt: Hoffnung auf eine allmähliche Besserung der wirtschaftlichen und
politischen Lage in den Herkunftsgebieten, die auch mit gezielten Hilfen
aus Deutschland unterstützt werden, sowie Eingliederungsprobleme in
Deutschland, insbesondere auch beim Finden adäquater Beschäftigungs-
möglichkeiten. Als die Zuwanderung unmittelbar bremsender Faktor ist
auch der obligatorische Test auf deutsche Sprachkenntnisse zu nennen, dem
sich die Aussiedlungsbewerber unterziehen müssen und den etwa ein Drit-
tel von ihnen nicht besteht.
Dennoch ist das Bestreben vieler Deutschstämmiger in den GUS-Staaten
groß, nach Deutschland auszuwandern, wenn sich ihre Lebensbedingungen
in ihren jetzigen Siedlungsgebieten nicht verbessern. Das noch vorhande-
nen Potential zeigt sich sowohl in den hohen Teilnehmerzahlen an den
Deutschkursen als auch darin, daß etwa 100.000 Personen bereits einen Auf-
nahmebescheid haben, ohne ihn bisher zur Aussiedlung benutzt zu haben.
Die Spätaussiedler im erwerbsfähigen Alter haben grundsätzlich nach ihrer
Einreise auch Zutritt zum deutschen Arbeitsmarkt. Oft muß jedoch der
sechsmonatige Deutschkurs und eine berufliche Anpassungsmaßnahme
durchlaufen werden, bevor eine Beschäftigung aufgenommen werden kann.
Damit werden sie zunächst Bestandteil der Stillen Reserve des Erwerbs-
personenpotentials.



Auf das Arbeitsangebot haben sowohl die abnehmenden
Asylzuwanderungen als auch vor allem die ab Mai 1997 ver-
fügte Änderung im Arbeitserlaubnisrecht Einfluß, nach der
neueingereiste Asylsuchende keine Arbeitserlaubnis mehr er-
halten. Diesen Regelungen entsprechend steht diese Zuwan-
derungsgruppe dem Arbeitsmarkt erst nach einer Wartezeit
zur Verfügung.6

Alle Einflüsse zusammengenommen ergibt sich aus der Asyl-
zuwanderung im Jahresdurchschnitt 1997 eine Zunahme des
Erwerbspersonenpotentials im Bundesgebiet West von gut
30.000 Personen.

Bei der übrigen grenzüberschreitenden Ausländerwanderung
sind 1997 erstmals nach einer langen Reihe von Jahren mehr
Personen weg- als zugezogen, so daß das Arbeitsangebot hier-
durch etwas entlastet wurde.

Pendlerbeziehungen stabil

Außerdem wird das inländische Erwerbspersonenpotential
auch durch Ein- und Auspendler beeinflußt.

In den Pendlerbeziehungen zu den neuen Bundesländern bzw.
dem Ausland haben sich keine ins Gewicht fallenden Verän-
derungen ergeben. Ein positiver Pendlersaldo von rd. 400.000
Erwerbstätigen (+350.000 aus den Beziehungen mit den neu-
en Bundesländern und +50.000 mit dem Ausland) hält sich
schon seit einigen Jahren auf ziemlich stabilem Niveau. Der
Pendlersaldo zu den neuen Bundesländern (einschl. Berlin-
Ost) kommt sowohl durch leicht steigende Einpendler- als
auch Auspendlerzahlen zustande; etwa die Hälfte davon ent-
fällt auf West-Berlin. Diese Pendelbewegungen sind mittler-
weile weitgehend als Teil normaler Arbeitsmarktbeziehungen
innerhalb eines Wirtschaftsraums bzw. zwischen einer Me-
tropole und ihrem Umland zu betrachten.

Die Einpendlerzahlen umfassen auch Saisonarbeitskräfte
aus dem Ausland, die hauptsächlich im Obst-, Gemüse- und
Weinbau, im Schaustellergewerbe sowie in der Gastronomie
eine Beschäftigung finden. Soweit es sich dabei um Staats-
bürger aus Nicht-EU-Ländern handelt, bedürfen sie einer Ar-
beitserlaubnis. Dabei wird die Erteilung von Arbeitserlaub-

nissen auf Arbeitnehmer beschränkt, die von der BA auf-
grund einer Absprache mit der Arbeitsverwaltung des Her-
kunftslandes vermittelt werden. Damit soll sowohl die un-
kontrollierte Einreise ausländischer Arbeitskräfte verhindert
als auch die Beschäftigung zu vergleichbaren Arbeits- und
Lohnbedingungen von deutschen Arbeitnehmern gesichert
werden.

Vermittlungsabsprachen bestehen z.Zt. mit den Arbeitsver-
waltungen folgender Länder: Kroatien, Polen, Rumänien,
Tschechien, Slowakei, Slowenien und Ungarn.

Von deutschen Arbeitgebern wurden im Zeitraum von Janu-
ar bis November 1997 rd. 200.000 ausländische Saisonar-
beitnehmer angefordert. Knapp 90 % davon kamen aus Po-
len. Neun von zehn Arbeitnehmern wurden namentlich ange-
fordert, haben also in der Regel schon wenigstens einmal
beim gleichen Arbeitgeber gearbeitet.

Bei einer geschätzten durchschnittlichen Beschäftigungs-
dauer von zwei Monaten 7 entspricht diese Personenzahl wie
1996 einem Jahresvolumen von rd. 33.000 Arbeitskräften.
Administrative Regulierungsversuche in der Vergangenheit
(strengere Arbeitsmarktprüfungen vor Erlaubniserteilung
in den Regionen, Einführung von Vermittlungsgebühren,
Einführung einer sog. Arbeitnehmerhilfe nach § 421b AFG
für Arbeitslosenhilfebezieher, wenn sie sich für derartige
Saisontätigkeiten vermitteln lassen), haben die Anforde-
rung von ausländischen Saisonkräften nicht spürbar verrin-
gert.

Indirekt wird das inländische Arbeitsangebot auch durch aus-
ländische Werkvertragsarbeitnehmer beeinflußt; indirekt des-
halb, weil diese Arbeitnehmer in unserer Arbeitsmarktbilanz
zunächst nicht berücksichtigt werden, ihre Produktionslei-
stung in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung aber als
Dienstleistungsimport eingeht und dadurch in die Bilanz ein-
fließt.

Aufgrund der allgemeinen Auftragsflaute in der inländischen
Bauwirtschaft dürfte die Werkvertragsarbeit 1997 in vielen
Fällen Inlandsproduktion und -beschäftigung substituiert ha-
ben. Um das Volumen der Bauleistungen ausländischer An-
bieter zu steuern, wurden schon seit Beginn der 90er Jahre die
Werkverträge von Firmen aus mittel-osteuropäischen Län-
dern kontingentiert und jährlich angepaßt. Ab Mitte 1997 kam
es nach Einsprüchen der EU-Kommission zur Stornierung der
Regierungsverträge mit diesen Ländern. Ab Herbst 1997 wur-
den 50 % der vereinbarten Kontingente freigegeben. Insge-
samt waren im Jahresdurchschnitt 1997 rd. 38.500 Werkver-
tragsarbeitnehmer auf der Grundlage von Regierungsverein-
barungen mit mittelosteuropäischen Staaten in Deutschland
beschäftigt, darunter knapp 16.000 im Baugewerbe (vgl. Ta-
belle 9).

Im Unterschied zu diesen kontingentierten Werkverträgen un-
terliegt die Werkvertragsarbeit von Unternehmen aus EU-Län-
dern aufgrund der Freizügigkeit für Personen und Leistungen
keiner zahlenmäßigen Begrenzung. Das seit März 1996 gel-
tende Arbeitnehmer-Entsendegesetz und die von ihm vorge-
schriebenen Mindestlöhne im Baugewerbe, eingeordnet in
die allgemeinen Umfeldbedingungen der Bauwirtschaft,
dürften die Zahl der vom westlichen Ausland aus eingesetz-
ten Arbeitskräfte begrenzt haben.8 Nach der Zahlungsbilanz-
statistik ist der entsprechende Dienstleistungsimport 1996 um
18 % gegenüber dem Vorjahr zurückgegangen und könnte
1997 auf dem erreichten Niveau verblieben sein.
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6 Die Dauer der Wartezeit steht noch nicht fest. Sie wird voraussichtlich im
Zusammenhang mit dem SGB III in einer Änderung der AEVO festgelegt.
In der Vergangenheit waren die Zugangsregelungen für die Asylbewerber
zum Arbeitsmarkt mehrfachen Veränderungen unterworfen. So konnten
Asylbewerber, die bis zum 15.01.1987 einen Antrag auf Anerkennung als
Asylberechtigter gestellt hatten, nach Lage und Entwicklung des Arbeits-
marktes eine Arbeitserlaubnis erhalten (sog. allgemeine Arbeitserlaubnis),
wenn sie sich zwei Jahre in der Bundesrepublik Deutschland aufhielten. Ab
diesem Zeitpunkt wurde die Wartezeit auf grundsätzlich fünf Jahre verlän-
gert, wobei für einige Personengruppen auch kürzere Fristen galten. Wur-
de die Asylberechtigung bereits vor Ablauf der Wartefrist festgestellt, so en-
dete diese, und es entstand ein Anspruch auf eine besondere Arbeitserlaub-
nis. Ab 01.01.1991 wurde die Wartezeit für den Zugang zum deutschen Ar-
beitsmarkt für Asylsuchende auf ein Jahr verkürzt. Seit 01.07.1991 ist die
Wartezeit für Asylbewerber ganz entfallen. Das bedeutet, daß sie nach Ver-
lassen der Erstaufnahmeeinrichtung (spätestens drei Monate nach ihrer Ein-
reise) beim zuständigen Arbeitsamt einen Antrag auf Arbeitserlaubnis stel-
len konnten. Diesen Regelungen entsprechend werden sie vom IAB als Be-
standteile des Erwerbspersonenpotentials betrachtet.

7 Wenn die Beschäftigung im Laufe eines Jahres auf höchstens zwei Monate
oder 50 Arbeitstage begrenzt ist, besteht für die Saisonarbeitskräfte Versi-
cherungsfreiheit bei den deutschen Sozialversicherungen (Kranken-, Ren-
ten-, Arbeitslosenversicherung).

8 Für 1996 ging der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie von 210.000
Bauarbeitern aus EU-Ländern in Deutschland aus, für 1997 nimmt er etwa
165.000 an. Vgl. Knipper, M.; Die Lage der Deutschen Bauwirtschaft zum
Jahreswechsel 1996/1997, in: Wirtschaftsdienst 1996/12, S. 615; ders. in
Frankfurter Rundschau Nr. 303 vom 31.12.1997.



Arbeitsmarktbilanz zunehmend im Ungleichgewicht

Bei nahezu unverändertem Arbeitsangebot (32,8 Mio Perso-
nen)9 ging die Arbeitskräftenachfrage (Zahl der Erwerbstäti-
gen) um 280.000 auf 27,9 Mio zurück. Die Zahl der nichtbe-
schäftigten Personen nahm von 4,6 Mio im Vorjahr auf rd.
4,9 Mio im Jahr 1997 zu (vgl. Tabelle 1). Das Ungleichge-
wicht der Arbeitsmarktbilanz wurde also noch größer. Zu sei-
nen einzelnen Komponenten:

Die registrierte Arbeitslosigkeit stieg jahresdurchschnittlich
etwa so stark wie im Vorjahr (um 225.000 auf 3,02 Mio Per-
sonen). Im Jahresverlauf stabilisierte sich die saisonbereinig-
te Entwicklung allmählich (vgl. Schaubild 2).

Die Stille Reserve hat ebenfalls kräftig zugenommen (um
70.000 auf 1,90 Mio Personen).

Zur besseren Darstellung der Problemlage unterscheiden wir
hier 10

– die Stille Reserve im engeren Sinne; das sind Personen, die
nicht arbeitslos gemeldet sind, aber unter den gegebenen
oder günstigeren Bedingungen arbeiten möchten und

– die Stille Reserve in Maßnahmen; das sind Personen, die
weder arbeitslos gemeldet, noch erwerbstätig, aber in ar-
beits- oder sozialpolitischen Aktivitäten bzw. Regelungen
verschiedener Art aufgefangen sind (Bildungsmaßnahmen,
Vorruhestandsregelungen u.a.).

Die Stille Reserve im engeren Sinne spiegelt Entmutigungs-
und Verdrängungseffekte infolge der insgesamt verschlech-
terten Arbeitsmarktsituation wider. Sie hat 1997 um rd.
140.000 auf gut 1,4 Mio Personen zugenommen.

Die Stille Reserve in Maßnahmen ist um 70.000 auf 0,5 Mio
Personen gesunken. Diese Entwicklung ergab sich v.a. aus
dem Rückgang der Teilnehmerzahlen bei den Maßnahmen
zur beruflichen Weiterbildung. 1997 wurden gut 50.000 Per-
sonen weniger gefördert als im Vorjahr.

Verschlechterung kam nicht unerwartet

Rückblickend auf die Ergebnisse der an dieser Stelle vor Jah-
resfrist vorgelegten Vorausschau ist festzustellen, daß die da-
malige mittlere Variante die eingetretene Entwicklung im we-
sentlichen zutreffend angegeben hat: Wirtschaftswachstum,
Produktivität, Arbeitszeit, Erwerbstätigkeit und Arbeitslosig-
keit haben sich entsprechend den damaligen Erwartungen ent-
wickelt. Die leichte Unterschätzung des Rückgangs der Ar-
beitskräftenachfrage wurde durch die leichte Überschätzung
des Angebotsdrucks ausgeglichen.

1.2 Neue Bundesländer

Wirtschaftlicher Aufholprozeß unterbrochen

Die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundesländern
hat sich 1997 weiter abgeschwächt. Die gesamtwirtschaftli-
che Produktion von Waren und Dienstleistungen ist nur mehr
um 1,6 % gewachsen (nach 1,9 % 1996 und 5,2 % 1995).
Erstmals seit 1992 blieb das wirtschaftliche Wachstum hinter
der Westrate zurück (vgl. Tabelle 1).

Das heißt allerdings nicht, daß der Anpassungsprozeß der
Wirtschaft in den neuen Ländern gänzlich ins Stocken gera-
ten wäre, denn die gesamtwirtschaftliche Betrachtung läßt
den tiefgreifenden strukturellen Wandel der Auftriebskräfte
nicht erkennen: War es in den Jahren 1992-1995 das Bauge-
werbe, das dem Wachstum kräftige Impulse gegeben hat, so
gewinnt seit Mitte des Jahres 1996 zunehmend das Verarbei-
tende Gewerbe an Boden. Bei steigender Kapazitätsausla-
stung ist hier die reale Produktion im zweiten Halbjahr 1997
mit zweistelligen Raten gewachsen. Immer mehr Industrie-
betriebe haben offenbar ihre Wettbewerbsposition gestärkt
und nehmen teil an der lebhaften Außennachfrage. Hohe Zu-
wächse verzeichnen denn auch traditionell exportorientierte
Branchen (z.B. Elektrotechnik, Straßenfahrzeugbau, Maschi-
nenbau). Schwächer entwickeln sich dagegen v.a. Branchen,
die vom privaten Verbrauch und von den Bauinvestitionen ab-
hängen (z.B. Bekleidungsgewerbe, Steine und Erden). Die
Entwicklung insgesamt ist das Ergebnis der fortschreitenden
Erneuerung der industriellen Basis. Sie geht einher mit kräf-
tig steigender Produktivität und sinkenden Lohnstückkosten.

Beschäftigungsrückgang beschleunigt

Die Arbeitskräftenachfrage hat 1997 weiter stark abgenom-
men. Im Jahresdurchschnitt gab es rd. 200.000 Erwerbstätige
weniger als im Vorjahr. Besonders kräftig war der Rückgang
im Verlauf der letzten zwei Quartale des Jahres. Im Westen
begann sich die Entwicklung schon zu stabilisieren (vgl.
Schaubild 1a und 1b).

Die Entwicklung verlief allerdings in den einzelnen Wirt-
schaftszweigen sehr unterschiedlich (vgl. Tabelle 6). 

Trotz kräftig steigender Produktion sank im Verarbeitenden
Gewerbe die Beschäftigtenzahl um rd. 4 %.

Die anhaltende Baurezession hat tiefe Spuren am ostdeut-
schen Arbeitsmarkt hinterlassen. Die bisher wichtigste Säule
der ostdeutschen Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung
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9 Nach Vorliegen von Mikrozensusreihen bis 1995 wurde eine Neuschätzung
der Stillen Reserve für die vergangenen Jahre vorgenommen. Erstmals
konnte auch die ausländische Bevölkerung in die Rechnung einbezogen
werden. Die Ergebnisse der Neuberechnung weichen von den früher ver-
öffentlichten Angaben zur Stillen Reserve, die auf einer Projektion der bis
1990 vorliegenden effektiven Daten beruhten, deutlich ab.
Zur Neuberechnung der Stillen Reserve und damit auch des Erwerbsper-
sonenpotentials vgl. Thon, M., IAB-Werkstattbericht, erscheint demnächst.

10 Zu weitergehenden Ausführungen vgl. Autorengemeinschaft: Der Arbeits-
markt 1995 und 1996 in der Bundesrepublik Deutschland, in:
MittAB 1/1996, S. 11 - 12.

Schaubild 2: Registrierte Arbeitslose in West- und Ost-
deutschland

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit



ist brüchig geworden. Bei weiterem Rückgang von Nachfra-
ge und Produktion ist die Beschäftigtenzahl im Baugewerbe
1997 um 60.000 (gut 5 %) gesunken.

Handel und Verkehr konnten die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung, großenteils infolge der schwachen Binnenkon-
junktur, nicht stützen. Der Beschäftigungsrückgang (-3 %)
war zwar geringer als im Verarbeitenden Gewerbe, hat sich
aber gegenüber dem Vorjahr (-2 %) beschleunigt.

Die Entwicklung der Dienstleistungsunternehmen – neben
dem Baugewerbe bisher eine wichtige Triebkraft des Wachs-
tums – hat im ganzen deutlich an Schwung verloren. Weder
Banken und Versicherungen noch die sonstigen Dienstlei-
stungsunternehmen haben ihre Beschäftigung ausgeweitet
(- 0,0 %). Infolge des nahezu stagnierenden privaten Ver-
brauchs und des Einbruchs der Bauinvestitionen haben kon-
sum- und baunahe Dienstleistungen an Boden verloren. Im
Jahr 1997 hat die Beschäftigtenzahl in den Dienstleistungs-
unternehmen nur mehr um knapp 2 % zugenommen (Vorjahr:
2,7 %). Diese Entwicklung dürfte allerdings nicht allein kon-
junkturellen Faktoren zuzuschreiben sein.11

Im Sektor Staat/private Haushalte hat sich der Beschäfti-
gungsrückgang wieder etwas beschleunigt (-4 % gegenüber
-3,6 % im Jahr 1996). Neben dem weiteren Abbau von parti-
ellen Überkapazitäten dürfte auch die Einschränkung der För-
derung von Beschäftigungsschaffenden Maßnahmen (ABM
und § 249h AFG) eine Rolle gespielt haben, die großenteils
in öffentlicher Trägerschaft durchgeführt werden.

In der Land- und Forstwirtschaft zeichnet sich das Ende des
Schrumpfungsprozesses ab. Der Beschäftigungsrückgang dürf-
te 1997 zum Stehen gekommen sein (1996 noch -4,4 %).

Kürzere Jahresarbeitszeit

Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer hat
– wie schon in den Vorjahren – 1997 weiter kräftig abge-
nommen (-1,1 %). Zu dieser Veränderung haben die einzel-
nen Arbeitszeitkomponenten in unterschiedlichem Maße bei-
getragen (vgl. Tabellen 3b und 4b):

Kalenderbedingt gab es durchschnittlich rd. einen Arbeitstag
weniger als im Vorjahr. Dies entspricht - 0,5 Prozentpunkten.

Tarifliche Verkürzungen durch geringere Wochenarbeitszeit
und mehr Urlaubstage haben knapp -1,4 Prozentpunkte bei-
getragen. Für 0,2 Mio Arbeitnehmer verringerte sich die Wo-
chenarbeitszeit um durchschnittlich 0,9 Stunden (Energie-
und Versorgungswirtschaft, Braunkohlenbergbau und Gas-
industrie, Kalksandsteinindustrie, Kfz-Gewerbe, Deutsche
Telekom AG-Ost, privates Banken- und Versicherungsge-
werbe, Schornsteinfegerhandwerk, Redakteure bei Zeitungs-
und Zeitschriftenverlagen). Der Abstand zum Westen beträgt
bei der tariflichen Wochenarbeitszeit durchschnittlich knapp
2 Stunden, beim tariflichen Jahresurlaub knapp 1 Tag.

Der Krankenstand war rückläufig. Im Jahresdurchschnitt wa-
ren 4,4 % der Arbeitnehmer krank (1996: 4,9 %).

V.a. aufgrund der schwachen Wirtschaftsentwicklung haben
die Arbeitnehmer im Jahr 1997 im Durchschnitt etwas weni-

ger Überstunden geleistet als im Vorjahr (41,6 nach 42,9 Stun-
den).

Kurzarbeit wurde in geringerem Maße praktiziert als in 1996.
Die Zahl der Kurzarbeiter sank von 71.000 auf 50.000 im Jah-
resdurchschnitt. Angesichts der schwachen Konjunkturent-
wicklung spricht einiges dafür, daß unter den gegebenen Be-
dingungen aus betrieblicher Sicht Entlassungen vielfach als
die kostengünstigere Alternative eingestuft wurden.

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten ist weiter angestiegen. Mit
rd. 12 % liegt die Teilzeitquote allerdings noch weit unter dem
Stand in Westdeutschland.

Die Zahl der witterungsbedingten Ausfallstunden hat abge-
nommen.

Die stärkere Inanspruchnahme von Erziehungsurlaub im Jahr
1997 erhöht den Abzugsposten bei der Jahresarbeitszeit um
rd. 3 Stunden.

Im Ganzen haben Kalendereinflüsse, tarifliche Arbeitszeit-
verkürzungen, höhere Inanspruchnahme des Erziehungsur-
laubs, weniger Überstunden und zunehmende Teilzeitarbeit
die Jahresarbeitszeit der Arbeitnehmer kräftig verringert.
Niedrigerer Krankenstand und weniger Kurzarbeit haben die-
se Einflüsse etwas abgeschwächt.

Die Arbeitszeit der Selbständigen und Mithelfenden hat 1997
erneut zugenommen (+0,6 %).

Für die Erwerbstätigen insgesamt ergibt sich eine Abnahme
der durchschnittlichen Jahresarbeitszeit um 0,9 %.

Arbeitsnachfrage weiter stark rückläufig, Produktivitätsent-
wicklung beschleunigt

Obwohl die Arbeitszeitentwicklung den Beschäftigungsab-
bau 1997 etwas gedämpft hat, ist die Entwicklung schlechter
ausgefallen als schon im Vorjahr. Die Erwerbstätigkeit nahm
um 0,20 Mio auf 6,05 Mio Personen ab (1996: -0,14 Mio).
Die Zahl der Selbständigen und Mithelfenden ist gleichge-
blieben, die der abhängig Beschäftigten um 0,2 Mio gesun-
ken. Etwa ein Viertel davon entfällt auf die Einschränkung
der Förderung von Allgemeinen Maßnahmen zur Arbeitsbe-
schaffung (ABM), die erheblich an Stützkraft verloren haben.
Im Abschnitt 4 ist dies im einzelnen erläutert.

Die drastische Verschlechterung kommt in einer Verlaufsbe-
trachtung noch stärker zum Ausdruck: Bis ins dritte Quartal
hinein ist der Einbruch immer tiefer geworden (vgl. Schau-
bild 1): Wurde der Vorjahresstand im ersten Quartal erst um
gut 200.000 unterschritten, so waren es im dritten schon gut
240.000.

Da außerdem die Arbeitszeit rückläufig war, ist das gesamt-
wirtschaftliche Arbeitsvolumen drastisch geschrumpft (-4,2 %).
Die Arbeitsproduktivität je Stunde ist stark angestiegen (+6 %)
(vgl. Tabelle 1).

Arbeitsangebot erneut abnehmend

Die seit Jahren zu beobachtende Tendenz zur Abnahme des
Arbeitsangebots setzte sich auch 1997 fort.12 Im Jahres-
durchschnitt verringerte sich das Erwerbspersonenpotential
um 0,1 Mio Personen.

Zu dieser Gesamtveränderung trugen die folgenden Kompo-
nenten bei (vgl. Tabellen 1 und 2b):
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11 Vgl. DIW/IfW/IWH: Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische An-
passungsfortschritte in Ostdeutschland, DIW-Wochenbericht Nr. 3, 1998,
S. 46ff.

12 Zu weiteren Ausführungen vgl. Fuchs, J.: Umfang und Struktur der Stillen
Reserve in den neuen Bundesländern, in diesem Heft.



– Bevölkerungsentwicklung (ohne Wanderungen): -30.000
Personen,

– Erwerbsbeteiligung: -65.000 Personen,
– Wanderungen: +10.000 Personen,
– Pendlersaldo: -10.000 Personen.

Demographie und Erwerbsneigung entlasten

Die entlastenden Wirkungen der Entwicklung von Zahl und
Altersstruktur der Bevölkerung ergeben sich grundsätzlich
aus den gleichen Ursachen wie in den alten Bundesländern.
Allerdings wird ihr Einfluß infolge des kräftigen Bevölke-
rungsrückgangs durch die Abwanderung vorwiegend jünge-
rer Personen in die westlichen Bundesländer ab 1989 ver-
stärkt. Bei einer Bevölkerungszahl von 16,6 Mio in 1989 sind
bis 1996 1,9 Mio Personen von Ost nach West verzogen. Der
Rückgang des Arbeitsangebots allein durch den negativen
Wanderungssaldo betrug in diesem Zeitraum insgesamt
1,1 Mio Personen.

Die durch Vorruhestandsregelungen verminderte Zahl von äl-
teren Erwerbstätigen und Arbeitslosen bedeutet keine Min-
derung des Erwerbspersonenpotentials, da die Vorruheständ-
ler Bestandteil der Stillen Reserve in Maßnahmen sind.

Die Abnahme des Erwerbspersonenpotentials ergibt sich
1997 überwiegend aus einer weiter sinkenden Erwerbsbetei-
ligung. Diese kommt vornehmlich aus der Annäherung der
Bildungsbeteiligung im Osten an die Verhältnisse in den al-
ten Bundesländern zustande, was sinkende Potentialerwerbs-
quoten in den Altersgruppen bis zum 25. Lebensjahr zur Fol-
ge hat. Für die entsprechenden Quoten ab dem 25. Altersjahr
wurde die Fortsetzung der seit 1991 zu beobachtenden leich-
ten Abnahmetendenzen unterstellt. Diese geringen Quoten-
veränderungen stehen in Übereinstimmung mit der in ver-
schiedenen Untersuchungen mehrfach konstatierten hohen
Erwerbsneigung der Frauen in den neuen Bundesländern, die
trotz reduzierter Beschäftigungsmöglichkeiten auf relativ ho-
hem Niveau verharrt.13

In der Bildungsbeteiligung der jugendlichen Bevölkerung
setzte sich der Prozeß der Annäherung an die Verhältnisse im
Bundesgebiet West fort. Sowohl bei den Schulbesuchsquoten
an Gymnasien sowie den Anteilen der Schulabgänger mit
Hochschulreife als auch den Anteilen der Studienanfänger an

Universitäten und Hochschulen ist der Abstand zwischen Ost
und West geringer geworden. Er ist aber noch immer be-
trächtlich, so daß bei Fortsetzung des bisherigen Annähe-
rungstempos erst in weiterer Zukunft eine etwa übereinstim-
mende Bildungsbeteiligung zu erwarten ist.14

Aus der steigenden Bildungsbeteiligung ergab sich eine ten-
denzielle Abnahme der potentiellen Erwerbsbeteiligung, de-
ren zeitliche Dimension allerdings noch nicht abzusehen ist.
Betrachtet man den zeitlichen Verlauf der Erwerbsquoten aus
dem Mikrozensus (Erwerbspersonen je 100 der Bevölkerung
nach Altersgruppen) näher, so ist die Tendenz zur Abnahme
in den beiden jüngeren Altersgruppen (15- bis 19jährige und
20- bis 24jährige) von April 1991 bis zuletzt April 1996 nicht
zu übersehen: von 41 % auf 31 % bzw. 78 % auf 74 %. Die
Abnahme trifft für beide Geschlechter gleichermaßen zu.
Dennoch liegen die beiden altersspezifischen Erwerbsquoten
gegenüber dem Bundesgebiet West noch um 6 % bzw. 11 Pro-
zentpunkte höher, woraus sich für die Zukunft durchaus noch
Annäherungspotentiale ergeben.

Einfluß der Wanderungen und Pendlerbeziehungen gering

Aus den Wanderungsbewegungen ergaben sich 1997 leicht
positive Effekte für das Arbeitsangebot. Während in den er-
sten Jahren nach der „Wende“ die Abwanderungen in das
westliche Bundesgebiet die Zuwanderungen von dort weit
überstiegen, sind die innerdeutschen Wanderungsbeziehun-
gen inzwischen nahezu ausgeglichen. Aus den Migrationsbe-
ziehungen mit dem Ausland resultierten deutlich positive Sal-
den, so daß sich in der Summe die genannte leichte Zunahme
des Angebots ergibt.

Wie schon weiter oben gesagt, sind die Pendlerbeziehungen
zwischen neuen und alten Bundesländern (einschl. West-Ber-
lin) nach wie vor beachtlich, haben aber aufgrund ihrer ge-
ringen Veränderung zum Vorjahr auf die Entwicklung des Ar-
beitsangebots so gut wie keinen Einfluß gehabt.

Arbeitsmarktbilanz: Ungleichgewicht erneut größer

Die rückläufige Arbeitskräftenachfrage (-205.000 Erwerbs-
tätige) wurde 1997 durch ein abnehmendes Arbeitsangebot
(-95.000 Personen) abgefedert. Der nichtbeschäftigte Teil des
Erwerbspersonenpotentials hat deshalb in der Summe nur um
110.000 auf 2,20 Mio Personen zugenommen.

Zwischen einzelnen Komponenten der Arbeitsmarktbilanz
vollzog sich allerdings eine Umschichtung: Die registrierte
Arbeitslosigkeit stieg sprunghaft an (um 195.000 auf 1,36 Mio
im Jahresdurchschnitt); die Stille Reserve im engeren Sinne
legte ebenfalls zu (um schätzungsweise +40.000 auf 0,46 Mio
Personen). Dagegen nahm die Stille Reserve in Maßnahmen
kräftig ab (um -125.000 auf 370.000), weil die Förderung von
beruflichen Bildungsmaßnahmen eingeschränkt wurde und
weil Vorruhestandsregelungen ausliefen. In dem Maße, wie
freigesetzte Personen nicht mehr in solchen Maßnahmen der
Arbeitsförderung aufgefangen werden können, wird unter
sonst gleichen Bedingungen die registrierte Arbeitslosigkeit
oder die Stille Reserve im engeren Sinne belastet.

Stark zunehmend wurde im Jahr 1997 allerdings von der Re-
gelung nach § 105c AFG Gebrauch gemacht, wonach Ältere
nicht mehr uneingeschränkt der Arbeitsvermittlung zur Ver-
fügung stehen müssen und dann nicht als arbeitslos geführt
werden. Nachdem die o.g. Regelungen (Altersübergangsgeld,
Vorruhestandsgeld) seit einigen Jahren verschlossen sind,
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13 Vgl. Engelbrech, G. u.a., a.a.O. S. 150-159.
Eine 1997 vom Sozialwissenschaftlichen Forschungszentrum Berlin-Bran-
denburg vorgenommene Untersuchung zur sozialen Situation in den neu-
en Bundesländern ergab z.B. zum Arbeitswunsch der 18- bis 59jährigen
Frauen, daß 60 % von ihnen in Vollzeit und 33 % in Teilzeit arbeiten möch-
ten, zusammen also über 90 %, in: Sozialreport 1997, IV. Quartal 1997/Son-
derheft 2/1997, S. 13.

14 In den Jahren seit der Wiedervereinigung ist das Bildungssystem in den
neuen Ländern nach dem Vorbild der alten Bundesländer umgebaut wor-
den und funktioniert mittlerweile in vergleichbarer Weise. Die früheren Re-
striktionen zum Besuch höherer allgemeinbildender Schulen und zum Stu-
dium sind weggefallen. Als Folge dessen nahm die Schülerzahl in den
Gymnasien bis 1992/1993 stark zu, ist seitdem aber nurmehr schwach ge-
stiegen. Der Anteil der Gymnasiasten der Jahrgangsstufen 11-13 an der
Durchschnittsjahrgang der 17- bis unter 20jährigen Bevölkerung betrug
1995 in den neuen Bundesländern 56,5 %, in den alten 75,8 %. Der Ab-
stand beträgt mithin 19 Prozentpunkte gegenüber noch 29 Prozentpunkten
im Jahre 1991.
Die Zahl der Studienanfänger nahm ebenfalls leicht zu (Sie wird vom Um-
fang der Studienberechtigten begrenzt, der naturgemäß erst mit einem ent-
sprechenden Zeitverzug nach dem Durchlauf der höheren Schülerzahlen
durch die Gymnasien auch stärker zunehmen wird).
Der Anteil der Studienanfänger (Sommer- und Wintersemester) an dem
Durchschnittsjahrgang der 19- bis unter 21jährigen Bevölkerung betrug
1996 in den neuen Bundesländern knapp 22 %, im Altbundesgebiet gut
33 %. Beide Quoten sind seit einigen Jahren nahezu unverändert geblie-
ben, d.h. die Abstände zwischen Ost und West haben sich hierbei nicht ab-
gebaut.



rücken zunehmend Arbeitslose in ein Alter, das sie zur Inan-
spruchnahme der Regelung nach § 105c AFG berechtigt. Hier
ist von einer gewissen Instrumentensubstitution auszugehen.

Im Ganzen war der Arbeitsmarkt in den neuen Bundesländern
im Verlauf des Jahres 1997 gekennzeichnet durch kräftig stei-
gende offene Arbeitslosigkeit (vgl. Schaubild 2): Wurde der
Vorjahresstand im ersten Quartal um rd. 120.000 überschrit-
ten, waren es im vierten Quartal schon rd. 270.000 mehr.

Arbeitsmarktbilanz schlechter als erwartet

Es ist nicht zu übersehen, daß sich die Entwicklung von Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt in Ostdeutschland weiter in einem
kritischen Stadium befindet: Anschubhilfen sind großenteils
ausgelaufen. Positive Entwicklungen sind zwar unüberseh-
bar, aber noch zu schwach, um durchschlagende und nach-
haltige Impulse zu geben.

Der Rückblick auf unsere vor Jahresfrist an dieser Stelle vor-
gelegte Arbeitsmarktvorausschau ergibt im Ganzen, daß wir
für Ostdeutschland die Produktivitätsentwicklung und damit
den Beschäftigungsrückgang unterschätzt haben. Dies gilt
auch für den Anstieg der Arbeitslosigkeit. Dabei spielt u.a.
eine Rolle, daß die vor Jahresfrist gesetzten arbeitsmarktpo-
litischen Ziele nicht erreicht wurden und die Entlastungsef-
fekte geringer als erwartet ausfielen.

2 Entkoppelung von Wirtschaftsentwicklung und
Arbeitsmarkt?

Die Ausgangslage für das Jahr 1998 in Deutschland ist ge-
kennzeichnet durch insgesamt gekräftigtes Wirtschaftswachs-
tum bei nahezu stagnierender Beschäftigung und anhaltend
hoher Arbeitslosigkeit. Das beschleunigte Wirtschaftswachs-
tum vermochte die Arbeitsmarktentwicklung bislang offen-
bar nicht zu wenden. Entlassungen und Zurückhaltung bei
Einstellungen ließen die Beschäftigung (saisonbereinigt) im
Jahresverlauf stetig sinken. Es entsteht der Eindruck, die Be-
schäftigungsentwicklung sei von der Wirtschaftsentwicklung
abgekoppelt und der konjunkturelle Aufschwung gehe am Ar-
beitsmarkt vorbei. Die nähere Betrachtung zeigt, daß dieser
Eindruck falsch ist.

Bevor wir unseren Blick ins Jahr 1998 richten, sei zur Klärung
dieser in prognostischer Hinsicht wichtigen Frage kurz auf die
Entwicklung in Westdeutschland seit dem Jahr 1990 zurück-
geblendet.

– In den Jahren 1990 und 1991 beschert der „Vereinigungs-
boom“ der westdeutschen Wirtschaft kräftige Zuwächse bei
der Produktion von Gütern und Dienstleistungen und bei der
Beschäftigung. Die drastische Wachstumsverlangsamung im
Jahr 1992 geht zunächst sogar mit einem nochmaligen kräf-
tigen Beschäftigungsanstieg einher. In der wirtschaftswissen-
schaftlichen Literatur wird diese Erscheinung als „end of ex-
pansion phenomenon“ bezeichnet.15 Die weitgehend kon-
traktbestimmte Beschäftigung reagiert zeitverzögert auf die
marktbestimmte Produktionstätigkeit.

– Die nachfolgende Rezession verschärft das Ungleichge-
wicht und erhöht den Druck auf die Beschäftigung. Die in den
Jahren 1992 und 1993 nur schwach zunehmende Produkti-
vität ist das Ergebnis zeitverzögerter, partieller Anpassungen
an neue Gleichgewichte. Mit dem Einschwenken der Wirt-
schaft auf einen flachen Wachstumspfad in den Jahren ab
1994 werden die Anpassungen der Beschäftigung allmählich
wirksam und die Arbeitsproduktivität wächst wieder stär-
ker.16

– Bei insgesamt schwacher Investitionstätigkeit hohem Lohn-
kostendruck und starker D-Mark, v.a. in den Jahren 1992 und
1993 werden verstärkte Rationalisierungsbemühungen in
Gang gesetzt. Der Anteil der Rationalisierungsinvestitionen17

nimmt in der Folgezeit möglicherweise auch unter dem Ein-
fluß der Globalisierungsdebatte kräftig zu. Ihre arbeitsparen-
den Wirkungen kommen allmählich zur Entfaltung.

– Aus diesen Entwicklungen ergeben sich in den Folgejahren
ab 1993 starke Produktivitätssteigerungen.

– Die Beschleunigung des Wachstums im Jahr 1997 kann den
Beschäftigungsrückgang zunächst nicht aufhalten. Abneh-
mende Kurzarbeit und rückläufiger Krankenstand machen
Arbeitsvolumen für Warenproduktion und Dienstleistungen
frei.

– Vom exportgetragenen Wachstum profitieren 1997 vorran-
gig Sektoren, die überdurchschnittlich kapitalintensiv produ-
zieren. Ein Teil der beobachteten Produktivitätssteigerung er-
gibt sich aus diesem Struktureffekt.

– Die Stabilisierung der Beschäftigungsentwicklung im Ver-
lauf des Jahres 1997 legt den Schluß nahe, daß Auslastungs-
reserven nahezu ausgeschöpft und Ungleichgewichte infolge
der Wachstumsverlangsamung des Vorjahres weitgehend be-
seitigt sind.

– Mehrjährig sinkende Lohnstückkosten dämpfen allmählich
die u.a. durch Faktorsubstitution bestimmte Produktivitäts-
zunahme.

Im Ganzen sind demnach keine grundlegende Veränderungen
der Zusammenhänge zwischen Wirtschaftswachstum und Be-
schäftigung zu erkennen. Es kann allerdings nicht ausge-
schlossen werden, daß die Unsicherheit über den künftigen
Kurs der Wirtschafts- und Finanzpolitik (Wahljahr, „Reform-
stau“) sowie über die weltwirtschaftliche Entwicklung die be-
triebliche Schwelle für Einstellungen erhöht.

Häufig übersehen werden in diesem Zusammenhang auch die
Bewegungen am Arbeitsmarkt. Die Aggregate der Arbeits-
marktbilanz – Erwerbspersonenpotential, Erwerbstätigkeit,
Arbeitslose, Stille Reserve – sind keine voneinander isolier-
ten Bestandsmassen, sondern durch vielfältige Ströme mit-
einander und mit anderen Aggregaten verbunden.

So waren im Lauf des Jahres 1997 in den alten Bundeslän-
dern rd. 5 Mio Arbeitslosmeldungen zu verzeichnen, die
Hälfte davon mit vorheriger Erwerbstätigkeit. Im selben Zeit-
raum gab es ebenfalls etwa 5 Mio Abmeldungen aus Ar-
beitslosigkeit. Wiederum die Hälfte davon mündete in Er-
werbstätigkeit ein.

Obwohl am Jahresanfang 1997 fast genauso viele Arbeitslo-
se registriert waren wie ein Jahr später, haben sich also in er-
heblichem Umfang Zu- und Abgänge vollzogen. (Zum klei-
nen Teil sind diese freilich administriert. So werden zum Bei-
spiel auch krankheitsbedingte Unterbrechungen der Arbeits-
losigkeit als Abgänge und erneute Zugänge gezählt.)
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15 Vgl. Gordon, R.A., in: Brookings Papers on Economic Activity, Nr. 2/1979,
S. 477 ff.

16 Der Sachverständigenrat errechnet deshalb eine um den Effekt von Be-
schäftigungsabbau bereinigte Produktivitätssteigerungsrate, vgl. Jahres-
gutachten 1997/98, a.a.O., Anhang, S. 264.

17 Nach dem ifo-Investitionstest; vgl. Weichselberger, A.: Westdeutsche In-
dustrie: Investitionen gewinnen 1998 an Schwung, in: ifo Schnelldienst,
Nr. 33, 1997.



In den neuen Bundesländern waren im Jahresverlauf 1997 gut
2,3 Mio Arbeitslosmeldungen zu verzeichnen. 56 % dieser
Personen waren vorher erwerbstätig. Rd. 2 Mio sind im sel-
ben Zeitraum aus der Arbeitslosigkeit ausgeschieden, darun-
ter etwa die Hälfte wegen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit.
Die Abgänge sind also weit hinter den Zugängen zurückge-
blieben. Der Arbeitslosenbestand ist kräftig angestiegen.

Dieser schlichte Befund führt dreierlei vor Augen:

– Trotz anhaltend hoher Unterbeschäftigung ist der Arbeits-
markt in starker Bewegung. Dies trägt zur Bewältigung des
Strukturwandels bei.

– Auch bei insgesamt schlechter Gesamtsituation wird eine
Vielzahl von Beschäftigungsverhältnissen begründet, bieten
sich dem einzelnen Arbeitslosen also Chancen. Selektionen
bei Einstellungen und Entlassungen führen andererseits oft zu
Langzeitarbeitslosigkeit und einer Verhärtung, die oft nur mit
kostspieligen Maßnahmen über einen längeren Zeitraum hin-
weg wieder aufzulösen ist. So haben in den letzten 10 Jahren
die Personen mit Arbeitslosigkeitsperioden von einem Jahr
und länger in Westdeutschland zusammengenommen über
50 % des Gesamtarbeitslosigkeitsvolumens getragen und
zwar mit steigender Tendenz.18

– Es sind erheblich mehr Menschen von Arbeitslosigkeit
überhaupt betroffen, als es die übliche Bestandszahl zum Aus-
druck bringt. Dies gilt auch, wenn man Mehrfacharbeitslo-
sigkeit derselben Personen innerhalb eines bestimmten Zeit-
raums herausrechnet. In der überwiegenden Zahl der Fälle
(über 80 %) wird die Arbeitslosigkeit allerdings vor Ablauf
eines Jahres beendet.

Alles in allem ergibt sich, daß von einer Abkoppelung der Ar-
beitsmarktentwicklung von der Wirtschaftsentwicklung nicht
die Rede sein kann.

Im Hinblick auf Maßnahmen zur Beschäftigungsförderung ist
gleichwohl eine differenzierte, ursachenorientierte Analyse
erforderlich. Fest steht, daß die gegenwärtige Arbeitslosigkeit
nicht im Ganzen konjunkturbedingt ist. Dies zeigt schon die
Tatsache, daß ein Teil der Arbeitslosen nicht oder erst nach
langer Zeit von den Gütermarktimpulsen und von der Ar-
beitsmarktdynamik profitiert. Hier spielen strukturelle Ein-
flüsse und wohl auch Funktionsmängel des Arbeitsmarkts
hinein. Zu warnen ist allerdings vor mehr oder weniger will-
kürlichen Festlegungen und Quantifizierungen von Arbeits-
losigkeitssegmenten, denn sie sind empirisch schwer zu un-
termauern und könnten falsche beschäftigungspolitische Sig-
nale geben.

3 Perspektiven im Jahr 1998

Das Jahr 1998 hat mit positiven Meldungen vom Arbeits-
markt begonnen, denn der Anstieg der Winterarbeitslosigkeit
fiel schwächer als erwartet aus und die saisonbereinigten Ar-
beitslosenzahlen vom Januar und Februar sind in West und
Ost deutlich zurückgegangen.

Diese Entwicklung sollte allerdings nicht überbewertet wer-
den. Zum einen dürfte die Arbeitslosigkeit schon zum Jahres-
ende hin besonders stark gestiegen sein, weil möglicherwei-
se aufgrund der Lage der Feiertage Entlassungen aus Ko-
stengründen vorgezogen bzw. Einstellungen unterlassen wur-

den. Zum anderen wird der Rückgang im Januar und Febru-
ar durch das Saisonbereinigungsverfahren überzeichnet. Es
orientiert sich an den kalten Wintermonaten der letzten Jahre
und rechnet deshalb einen zu hohen Saisonanteil aus der Ar-
beitslosenzahl vom Jahresanfang 1998 heraus, der durch eine
relativ milde Witterung geprägt war. Ein ähnlicher Effekt, al-
lerdings in gegensätzlicher Richtung, war vor Jahresfrist zu
beobachten (vgl. Schaubild 2). Außerdem können mögliche
Änderungen im Beschäftigerverhalten aufgrund der neuen
Schlechtwetterregelungen eine Rolle spielen (vgl. Ab-
schnitt 5.1).

Es wird wohl einige Monate dauern, bis sich die saisonberei-
nigten Zahlen wieder auf die Entwicklung „eingependelt“ ha-
ben, die von den fundamentalen Faktoren des Arbeitsmarkt-
geschehens bestimmt wird. Diese Faktoren werden im fol-
genden analysiert.

Aufschwung gewinnt an Breite

Wir erwarten, daß die konjunkturellen Auftriebskräfte im Jahr
1998 die Oberhand behalten und an Breite gewinnen. Die an-
haltend lebhafte Außennachfrage wird weiterhin treibende
Kraft des Wirtschaftswachstums sein, denn die weltwirt-
schaftlichen Bedingungen bleiben günstig. Auch leichte Auf-
wertungstendenzen sowie die Finanz- und Wirtschaftskrise in
Süd-Ost-Asien dürften die Exportentwicklung nur wenig
dämpfen. Moderate Lohnentwicklung und sinkende Lohn-
stückkosten sowie relativ niedrige Zinsen, annähernd stabile
Preise und verbesserte Unternehmenserträge stehen für ins-
gesamt günstige Bedingungen auf der Angebotsseite.

Die Binnennachfrage wird mit der Entwicklung der Außen-
nachfrage allerdings wieder nicht Schritt halten:

Die zunehmende Auslastung der Produktionskapazitäten, v.a.
in den exportorientierten Bereichen, wird zwar immer mehr
auch die Ausrüstungsinvestitionen mitziehen, aufgrund seines
relativ geringen Gewichts bleibt der Beitrag dieses Endnach-
frageaggregats zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung aber
bescheiden. Die realen Bauinvestitionen werden die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung auch im Jahr 1998 bremsen. Die
Abnahme dürfte aber bei weitem nicht mehr so groß ausfal-
len wie im Vorjahr. Die Anlageinvestitionen insgesamt wer-
den demnach 1998 wieder zum Wachstum beitragen. Auch
von den Lagerinvestitionen sind im Zuge der konjunkturellen
Belebung Wachstumsimpulse zu erwarten.

Der öffentliche Verbrauch wird bei den anhaltenden Bemü-
hungen der Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen
um die Konsolidierung ihrer Haushalte nur schwach zuneh-
men.

Der private Verbrauch dürfte sich zwar im Vergleich zum Vor-
jahr leicht beleben, insgesamt aber nur verhalten zunehmen.
Die Reallohnentwicklung wird sich voraussichtlich im bishe-
rigen Rahmen halten. Die Wirkung steuerlicher Be- und Ent-
lastungen im Jahr 1998 ist im Saldo schwer quantifizierbar.
Der Mehrwertsteuererhöhung um 1 Prozentpunkt steht ein
Abbau des Solidaritätszuschlags um 2 Prozentpunkte ge-
genüber. Nennenswerte Änderungen der Konsumquote zeich-
nen sich nicht ab.

Die moderate Lohnpolitik bewirkt voraussichtlich auch 1998
Kostenentlastungen und trägt damit zur Verbesserung der Be-
dingungen für Wachstum und Beschäftigung bei. Kurzfristig
belastet sie allerdings zunächst die Entwicklung, weil sie ohne
Flankierung durch Steuer- und Beitragsentlastung der Bin-
nennachfrage wenig Impulse gibt.
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18 Vgl. Karr, W.: Die konzeptionelle Untererfassung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit, in: MittAB 1/1997, S. 37ff.



Finanzkrise in Süd-Ost-Asien birgt Risiken

Zum Jahresanfang wurden allerdings Stimmen laut, die ein
Übergreifen der Finanzkrise in Süd-Ost-Asien auf die west-
europäische Wirtschaftsentwicklung befürchten ließen. Zwar
ist der Anteil der deutschen Exporte in die direkt betroffenen
Länder im Durchschnitt relativ klein. Sektoral und noch mehr
regional können Auftragseinbußen aber doch tiefe Spuren
hinterlassen. Außerdem bewirkt die starke Abwertung der
Währungen in den direkt betroffenen Ländern eine Verbesse-
rung ihrer preislichen Wettbewerbsfähigkeit und damit zu-
nehmende Importkonkurrenz im Inland. Der drohende Ver-
drängungswettbewerb kann die ohnehin schwache Binnen-
konjunktur dämpfen.

Zu bedenken sind auch Drittländereffekte. So können über
Staaten, die enger mit den asiatischen Krisenregionen ver-
flochten sind und gleichzeitig wichtige Handelspartner der
deutschen Wirtschaft und anderer westeuropäischer Länder
sind, zusätzliche negative Impulse auf die binnenwirtschaft-
liche Entwicklung übertragen werden. Der internationale
Zinszusammenhang ist ein weiteres Unsicherheitsmoment.

Aufgrund der vielfältigen möglichen Transmissionswege und
-mechanismen sind die Risiken schwer abzuschätzen. Das
ifo-Institut z.B. erwartet, daß das Wachstum der westeu-
ropäischen Wirtschaft durch die Finanzkrise in Süd-Ost-Asi-
en und ihre Folgewirkungen um 1/2 Prozentpunkt verlangsamt
wird. Aber es gibt auch Stimmen, die diese Schwächung klei-
ner einschätzen.

Wachstumstempo im Westen höher als im Osten

Alles in allem stimmen die verschiedenen Institute und Insti-
tutionen, die Voraussagen zur gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung machen, tendenziell in folgenden Einschätzungen
für 1998 überein: Es droht kein Abbruch der Aufwärtsent-
wicklung, die Außennachfrage wächst stärker als die Bin-
nennachfrage, die Investitionen ziehen spürbar an, der Ver-
brauch nimmt verhalten zu. Teils unterschiedlich wird das
Wachstumstempo insgesamt und der Beitrag einzelner Nach-
frageaggregate veranschlagt.

Im Mittel wird mit einem realen Wachstum von 23/4 % ge-
rechnet. Übereinstimmend wird erwartet, daß die neuen Län-
der hinter den alten zurückbleiben. Das West-Ost-Wachs-
tumsgefälle wird durchschnittlich auf 1/2 Prozentpunkt ver-
anschlagt.

Nach kritischer Würdigung der vorliegenden Wirtschaftspro-
gnosen nehmen wir an, daß die gesamtwirtschaftliche Pro-
duktion von Waren und Dienstleistungen im Jahr 1998 inner-
halb eines Korridors von 21/4 - 31/4 % wachsen wird.

Der untere Rand des Korridors (Variante I) steht für die Risi-
ken, die sich u.a. aus möglichen wachstumsdämpfenden Fol-
gewirkungen der Wirtschaftskrise in Süd-Ost-Asien ergeben
können. Der obere Rand (Variante III) markiert eine Ent-
wicklung, bei der die Wirtschaft stärker als derzeit allgemein
erwartet in Schwung kommt.

Wir schließen allerdings nicht aus, daß die gesamtwirtschaft-
liche Entwicklung noch lebhafter sein könnte und haben des-

halb zusätzlich eine ausgeprägt optimistische Variante (Vari-
ante III*) in diese Alternativrechnung einbezogen, die ein rea-
les Wirtschaftswachstum von 33/4 % unterstellt.

Auf den einzelnen Varianten zugrundeliegende Annahmen
gehen wir in Abschnitt 3.3 näher ein.

In den Mittelpunkt des Ausblicks auf das Jahr 1998 stellen wir
im folgenden die Variante II unseres Alternativtableaus, die
auf der Annahme fußt, daß das reale Bruttoinlandsprodukt in
Deutschland um 2,7 % zunimmt (vgl. Tabelle 1). Davon geht
die nationale und internationale Wirtschaftsprognostik der-
zeit mehrheitlich in etwa aus.

3.1 Alte Bundesländer

Unsere Analyse der Nachfrageseite des Arbeitsmarktes hat
ergeben, daß die aktuelle Beschäftigungsentwicklung vor al-
lem bestimmt wird vom realen Wirtschaftswachstum, von der
durchschnittlichen Jahresarbeitszeit, von zeitverzögerten An-
passungsreaktionen sowie von den Lohnstückkosten und vom
Wirtschaftsklima.19

Wir nehmen im Kern dieser Vorausschau an, daß das reale
Bruttoinlandsprodukt in den alten Bundesländern innerhalb
eines Korridors von 21/4 - 31/4 % wachsen wird. Der mittleren
Variante II unseres Alternativentableaus liegt eine Wachs-
tumsrate von 23/4 % zugrunde.

Demnach geht der konjunkturelle Aufschwung mit etwa un-
verändert verhaltenem Tempo weiter. Die gegenüber dem
Vorjahr höhere Zuwachsrate ergibt sich im wesentlichen aus
dem statistischen Überhang in Höhe von rd. 1 Prozentpunkt
(Dies bedeutet, daß das Bruttoinlandsprodukt des Jahres 1998
schon dann um 1 % zunähme, wenn seine Entwicklung von
Jahresbeginn an stagnieren würde).

Jahresarbeitszeit nimmt kalenderbedingt zu

Für die durchschnittliche Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer
rechnen wir mit einem deutlichen Anstieg um 1 %. Diese
– zunächst überraschend starke – Zunahme ergibt sich aus fol-
genden, teils gegenläufigen, Entwicklungen der einzelnen Ar-
beitszeitkomponenten (vgl. Tabellen 3a und 4a).

Bedingt durch den Kalender gibt es 1998 im Durchschnitt
zwei Arbeitstage mehr als im Vorjahr. Dieser Arbeitstageef-
fekt erklärt allein 0,8 Prozentpunkte der Zunahme der Jah-
resarbeitszeit. Auf der Suche nach einer Anwort auf die Fra-
ge, wie sich der außergewöhnlich große Kalendereffekt am
Arbeitsmarkt auswirken könnte, liegt es nahe, von der Praxis
in den Betrieben und Verwaltungen auszugehen. Wir unter-
scheiden hier (beispielhaft) folgende typische Verhaltensmu-
ster:

• Ein Betrieb mit sehr guter Auftragslage und hoher Ausla-
stung seiner technischen und personellen Kapazitäten wird
das kalenderbedingt zusätzliche Arbeitsvolumen mit hoher
Wahrscheinlichkeit für zusätzliche Produktion nutzen.

• Betriebe mit lediglich befriedigender Auftragslage, norma-
ler  Auslastungssituation  und stabiler Beschäftigung, even-
tuell mit Überstundenarbeit in Teilbereichen, dürften – wo
dies möglich ist – die zusätzlichen Arbeitstage zum Abbau
der teuren Überstunden nutzen und möglicherweise Ersatz-
bedarf bei der Beschäftigung (z.B. infolge von Fluktuation
und natürlichen Abgängen) nicht gleich decken, sondern Ein-
stellungen hinausschieben.
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19 Wir sind bei der Analyse und Vorausschätzung der Beschäftigungsent-
wicklung einen anderen methodischen Weg gegangen als in unseren frühe-
ren Arbeitsmarktprojektionen. Die Beschäftigungsentwicklung wurde auf
der Grundlage einer Beschäftigungsfunktion vorausgeschätzt, die aus ei-
nem einfachen Ungleichgewichtmodell hergeleitet ist. Ihre Parameter wur-
den ökonometrisch bestimmt.



• Betriebe mit schlechter Auftragslage und rückläufiger Be-
schäftigung werden zu (mehr) Kurzarbeit neigen und/oder
bemüht sein, den Beschäftigungsabbau zu beschleunigen.

• Betriebe in Märkten mit oftmals sehr kurzfristig schwan-
kender Nachfrage, wo also sehr hohe Planungsunsicherheit
herrscht, werden auf vorübergehende kalenderbedingte Spiel-
räume oftmals wohl überhaupt nicht reagieren (können). Dies
geht dann kurzfristig vom Auslastungsgrad der personellen
Kapazitäten und von der Produktivität ab.

Aufgrund der Vielfalt der sektoralen, regionalen und einzel-
betrieblichen Wirklichkeit werden sicher alle diese Reaktio-
nen, allein oder gemischt, vorkommen. Ihrem Wesen nach
sind sie alle in unserer Analyse berücksichtigt: Der erstge-
nannte Fall ist (konzeptgemäß) in der zugrundegelegten
Wachstumsrate des realen Bruttoinlandsprodukts enthalten.
Dem zweiten/dritten tragen wir Rechnung, indem wir den
Überstundenanstieg, der konjunkturüblich wäre, niedriger
veranschlagen und das Ausmaß der Kurzarbeit etwas höher.
Der dritte/vierte Fall ist in der letztendlich schwächeren Be-
schäftigungsentwicklung enthalten, die sich aus unserem
Schätzverfahren ergibt und der geringeren Zunahme der Ar-
beitsproduktivität, die schließlich aus dieser Gesamtkonstel-
lation folgt.20

Einzuräumen ist eine gewisse Unsicherheitsmarge, die sich
aus der Möglichkeit ergibt, daß Betriebe mit flexiblen Ar-
beitszeiten und langen Ausgleichszeiträumen Zeitguthaben
bilden und für spätere Zeiten (Jahre) aufheben können, die ka-
lenderbedingt und/oder konjunkturell unter anderen Vorzei-
chen stehen. Verbreitung, Umfang und Auswirkungen solcher
Regelungen sind allerdings noch zu wenig erforscht, um ihren
Stellenwert in diesem Zusammenhang einschätzen zu kön-
nen.

Da alle Wirkungsweisen des Kalendereffekts in unserer Ab-
leitung explizit oder implizit Berücksichtigung finden, be-
steht kein Anlaß, diesen etwa nur mit einem Bruchteil anzu-
setzen oder ihn gar zu vernachlässigen.

Es ist davon auszugehen, daß Kalendereffekte in den Planun-
gen, Kalkulationen und Entscheidungen von Betrieben und
Verwaltungen berücksichtigt werden, denn das den Betrieben
und Verwaltungen auf diesem Wege kalenderbedingt zu-
wachsende Arbeitsvolumen kann erhebliche Kostenentla-
stungen bewirken. Daß ein Arbeitstag mehr oder weniger für
die Betriebe eine kostenrelevante Größe ist, belegt z.B. das
Tauziehen um die Finanzierung des Arbeitgeberbeitrags zur
Pflegeversicherung im Jahr 1996 durch die Streichung eines
Feiertags.

Die tarifliche Wochenarbeitszeit wird im Lauf des Jahres 1998
in verschiedenen regionalen Fachbereichen für rd. 0,3 Mio
Personen um durchschnittlich 0,7 Stunden verkürzt. Außer-
dem wirken einige im Vorjahr in Kraft getretene Verkürzun-
gen rechnerisch nach. Es handelt sich dabei zusammenge-
nommen um das Elektrohandwerk, die Holz-, Papier- und
Pappeverarbeitende Industrie, das Kfz-Gewerbe, Tankanla-
genbau und Tankschutzgewerbe, Redakteure bei Zeitungs-
und Zeitschriftenverlagen. Hinzu treten Verlängerungen des
Jahresurlaubs in einzelnen Tarifbereichen. Auf alle Arbeit-
nehmer gerechnet fallen diese Einflüsse aber zusammenge-
nommen nicht stark ins Gewicht.

Es sei an dieser Stelle auch auf Probleme hingewiesen, die
unsere Vorausschätzung der Arbeitszeit zunehmend erschwe-
ren. Das Bild wird immer differenzierter. Von Tarifbereich zu
Tarifbereich, zwischen Betrieben und innerhalb der Betriebe
fächert sich die Arbeitszeitgestaltung immer mehr auf. Dies
erschwert die statistische Erfassung und die Prognose. So ist
schwer einzuschätzen, wie sich die vereinbarten Arbeitszeit-
korridore auf die jeweils praktizierte Wochenarbeitszeit aus-
wirken. Wir nehmen an, daß die damit verbundenen Flexibi-
litätsspielräume nach oben großenteils bereits im Zuge des
vorjährigen Wirtschaftsaufschwungs ausgeschöpft worden
sind und erwarten deshalb für 1998 keine weiteren Arbeits-
zeitverlängerungen dieser Art.

Die freiwillige Teilzeitarbeit wird weiter zunehmen. Es be-
steht kein Anlaß zur Erwartung, daß der bisherige Trend ge-
brochen ist. Wir rechnen mit einer Zunahme der Teilzeitquo-
te um 0,5 Prozentpunkte auf (19,8 %). Bezogen auf alle Ar-
beitnehmer entspricht dies einem Arbeitszeitrückgang um
0,2 %.

Schwer einzuschätzen sind Umfang und Entwicklung be-
schäftigungssichernder Maßnahmen der Arbeitszeitpolitik,
die wir hier als „akzeptierte Teilzeitarbeit“ bezeichnen. Die
Defizite bei der statistischen Erfassung solcher vorüberge-
henden Abweichungen „nach unten“ von den tariflichen Re-
gelungen sind unüberschaubar. Da es sich hier oft um be-
triebsspezifische Regelungen handelt, die unabhängig von
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung gesehen werden
können, nehmen wir hier – mangels sicherer Informationen –
an, daß sie weiterhin ihren Rang behalten werden und sich auf
das Arbeitszeitgeschehen 1998 im Ganzen quantitativ nicht
wesentlich auswirken werden.

Der durchschnittliche Krankenstand wird voraussichtlich nur
noch leicht zurückgehen. Nach der deutlichen Absenkung in
den letzten zwei Jahren dürfte die Krankenstandsquote 1998
etwa auf dem Vorjahresstand verharren (4 %) (siehe hierzu
Abschnitt 5).

Das Volumen des witterungsbedingten Arbeitsausfalls im
Baugewerbe veranschlagen wir auf rd. 60 Mio Stunden. Ne-
ben den wetterbedingten Unsicherheiten spielen hier unzu-
reichende Erfahrungen mit den tarifvertraglichen Änderun-
gen herein, die mit Beginn der Schlechtwetterzeit 1997/98 in
Kraft getreten sind.

Im Zuge des anhaltenden Konjunkturaufschwungs wird die
Kurzarbeit weiter abnehmen. Während im Verarbeitenden
Gewerbe diese vorübergehenden Arbeitszeiteinschränkun-
gen stark zurückgehen dürften, erwarten wir aufgrund der an-
haltenden Krise der Bauwirtschaft dort weiterhin Zahlen in
beachtlicher Größenordnung. Im Jahresdurchschnitt rechnen
wir mit insgesamt 100.000 Kurzarbeitern.

Infolge des anhaltenden wirtschaftlichen Aufschwungs wer-
den die (bezahlten) Überstunden (insgesamt und je Arbeit-
nehmer) wieder leicht zunehmen. Der Anstieg wird allerdings
schwächer ausfallen als in vergleichbaren Konjunkturphasen
der Vergangenheit, denn die kalenderbedingt größere Zahl po-
tentieller Arbeitstage schafft 1998 zusätzlichen Raum für die
Produktion von Waren und Dienstleistungen. Im übrigen
wirkt die zunehmende Flexibilisierung der Arbeitszeiten ei-
nem Anstieg der Mehrarbeitsstunden entgegen, da transitori-
sche Überstunden zunehmen (siehe dazu Abschnitt 5.2). Wir
erwarten für 1998 eine leichte konjunkturbedingte Zunahme
der jährlichen Überstundenleistung um rd. 2 Stunden je Ar-
beitnehmer auf 65,7 bzw. auf insgesamt rd. 1,6 Mrd Stunden.
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20 Entsprechende Produktions-, Überstunden/Kurzarbeits-, Beschäftigungs-
und Produktivitätswirkungen ergeben sich analog aus Untersuchungen
über die Elastizität dieser Variablen in bezug auf Veränderungen der Jah-
resarbeitszeit insgesamt. Vgl. Fußnote 21.



Im Ganzen wird die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der
Arbeitnehmer 1998 um 1,0 % länger sein als im Vorjahr und
zwar v.a. aufgrund des Arbeitstageeffekts. Die anderen Ar-
beitszeitkomponenten gleichen sich etwa aus.

Bei den Selbständigen und Mithelfenden erwarten wir im Jahr
1998 eine um 0,6 % längere Arbeitszeit, wobei der trend-
mäßige leichte Rückgang ihrer Wochenarbeitszeit durch ka-
lenderbedingt mehr Arbeitstage überkompensiert wird.

Im Mittel errechnet sich für alle Erwerbstätigen eine Zunah-
me der durchschnittlichen Jahresarbeitszeit um 0,9 %.

Ökonometrische Untersuchungen und Simulationsrechnun-
gen im IAB haben ergeben, daß Arbeitszeitverkürzungen un-
ter bestimmten Bedingungen die Beschäftigung fördern kön-
nen.21 Analog kann deshalb erwartet werden, daß die Zunah-
me der durchschnittlichen Jahresarbeitszeit im Jahr 1998 die
Beschäftigungsentwicklung dämpft.

Lohnstückkostenentwicklung verbessert Angebotsbedingun-
gen

Nach unseren Untersuchungen beeinflussen sinkende Lohn-
stückkosten die Beschäftigungsentwicklung kurzfristig und
zeitverzögert schwach positiv. Auf längere Sicht kommt ihr
Einfluß stärker zum Tragen.22

Die realen Lohnstückkosten sind seit 1994 rückläufig (vgl.
Schaubild 3a).23 Außer den moderaten Lohnabschlüssen und
den Produktivitätssteigerungen der letzten Jahre hat auch der
rückläufige Krankenstand die Arbeitskosten 1997 entlastet
(rechnerisch um rd. 9 Mrd DM). Die Kostenentwicklung ins-
gesamt dürfte neben der DM-Abwertung und der anhaltend
günstigen Weltkonjunktur zu den Exporterfolgen im Jahr
1997 beigetragen haben.

Auch für 1998 werden moderate Lohnabschlüsse erwartet. Es
kommen Kostenentlastungen in Höhe von rechnerisch bis zu
14 Mrd DM hinzu, weil den Betrieben und Verwaltungen,
durch den aktuellen Kalender bedingt, Arbeitsvolumen „zum
Nulltarif“ zuwächst.

Die transitorischen Entlastungen werden längerfristig aller-

dings durch gegenläufige Kalendereinflüsse kompensiert.

Wirtschaftsklima aufgehellt

Die Lagebeurteilung und die Zukunftserwartungen der Be-
triebe sind wichtige Bestimmungsfaktoren der künftigen Be-
schäftigungsentwicklung. Die entsprechenden Indikatoren aus
dem Konjunkturtest des ifo-Instituts zeigen bis zuletzt ten-
denziell eine Aufhellung des Wirtschaftsklimas an (vgl.
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21 Simulationsrechnungen mit dem SYSIFO-Modell zu den Wirkungen einer
Arbeitszeitverkürzung (ohne Lohnausgleich) haben ergeben, daß sich eine
Veränderung der Jahresarbeitszeit um 1,1 %  kurzfristig zur Hälfte in Be-
schäftigungssteigerung und zu einem Viertel in Produktivitätseffekten nie-
derschlägt. Ein weiteres Viertel entfällt auf gegenläufige Arbeitszeiteffek-
te (z.B. kurzfristig mehr Überstunden und weniger Kurzarbeit). Produk-
tionseffekte spielen eine sehr geringe Rolle. Vgl. W. Klauder, P. Schnur,
G. Zika: Wege zu mehr Beschäftigung, IAB-Werkstattbericht Nr. 5/1996,
Anhang , S. 8. Dies stimmt weitgehend mit den Ergebnissen unserer kurz-
fristigen Beschäftigungsfunktion überein. Die ökonometrische Analyse der
Wirkungen von Arbeitszeitverkürzungen bedarf allerdings dringend einer
Differenzierung nach einzelnen Arbeitszeitkomponenten.

22 Vgl. Klauder, W., Schnur, P., Zika, G.: Strategien für mehr Beschäftigung
- Simulationen bis 2005 am Beispiel Westdeutschland, IAB-Kurzbericht
Nr. 7/1996 und dieselben: Wege zu mehr Beschäftigung, IAB-Werkstatt-
bericht Nr. 5/1996.

23 In unserer (vereinfachten) Darstellung haben wir der gängigen Praxis fol-
gend für die realen Lohnstückkosten als Bezugsgröße das Bruttoinlands-
produkt (BIP) in jeweiligen Preisen und für die nominalen Lohnstückko-
sten das BIP zu konstanten Preisen verwendet. In Abhängigkeit vom je-
weiligen Analyseziel werden unterschiedliche Konzepte zur Berechnung
volkswirtschaftlicher Lohnstückkosten angewandt. So werden bei inter-
temporalen Vergleichen üblicherweise die nominalen Lohnstückkosten zu-
grundegelegt, bei interregionalen Vergleichen (West/Ost, vgl. Schaubild 5)
die realen. Zu konzeptionellen und terminologischen Fragen vgl. Hauf, S.,
Volkswirtschaftliche Lohnstückkosten und ihre Komponenten, in: Wirt-
schaft und Statistik, 8/1997, S. 523-535.
Um Unterschiede deutlich zu machen, ist in den Schaubildern 3a und 3b
die Lohnstückkostenentwicklung in realer und in nominaler Rechnung dar-
gestellt.

Schaubild 3a: Lohnstückkosten* in Westdeutschland

* Bruttoeinkommen der abhängig Beschäftigten im Verhältnis zum Bruttoin-
landsprodukt

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)

Schaubild 3b: Lohnstückkosten* in Ostdeutschland

* Bruttoeinkommen der abhängig Beschäftigten im Verhältnis zum Bruttoin-
landsprodukt

Quelle: Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)

Schaubild 4a: Wirtschaftsklima im Verarbeitenden Ge-
werbe (West) – saisonbereinigt

Quelle: ifo-Konjunkturtest



Schaubild 4a). Stabile optimistische Erwartungen fördern die
Einstellungsbereitschaft, indem sie die Kosten-Ertrags-Er-
wägungen bei Personalentscheidungen positiv beeinflussen.
Diese reichen ja meist in die Zukunft und sind insoweit ver-
gleichbar mit Investitionsentscheidungen. Nach unseren Un-
tersuchungen korreliert die Beschäftigung zeitverzögert po-
sitiv mit dem Wirtschaftsklima.

Stabile Beschäftigungsentwicklung im Jahresverlauf

Unter den Annahmen der Variante II unserer Alternativrech-
nung (vgl. Tabelle 1) ergibt sich im Jahresdurchschnitt 1998
zwar ein leichter Rückgang der Zahl beschäftigter Arbeit-
nehmer um 30.000. Da zum Jahresanfang der Beschäfti-
gungsabbau zum Stillstand gekommen ist, bedeutet dies aber
im Jahresverlauf etwa Stagnation. Die Zahl der Selbständigen
und Mithelfenden dürfte – dem bisherigen Trend entspre-
chend – sich kaum verändern.

Die Zahl der Erwerbstätigen insgesamt wird dann 1998 mit
rd. 27,8 Mio um 30.000 bzw. 0,1 % unter dem Durchschnitt
des Vorjahres liegen.

Bei zunehmender Jahresarbeitszeit wird das gesamtwirt-
schaftliche Arbeitsvolumen, erstmals seit 1992, gegenüber
dem Vorjahr wieder steigen (+0,8).

Für die Arbeitsproduktivität (je Stunde) resultiert daraus eine
Zunahme um 2,0 %. Diese deutlich schwächere Entwicklung
als im Vorjahr halten wir aus folgenden Gründen für plausi-
bel: Die Wirkungen von Rationalisierungsprogrammen der
Betriebe und Verwaltungen dürften ihren Höhepunkt über-
schritten haben, Auslastungsreserven sind nach den mehr-
jährigen kräftigen Produktivitätszunahmen wohl weitgehend
aufgezehrt, die kalenderbedingt größere Zahl von Arbeitsta-
gen wird nicht von allen Betrieben voll ausgeschöpft werden,
was die Produktivitätsentwicklung etwas dämpft. Die Per-
spektiven über 1998 hinaus sind gut (zumindest nach den
OECD- und EU-Prognosen für das Jahr 1999), so daß Ein-
stellungsrisiken kleiner veranschlagt werden dürften.

Alles in allem erwarten wir für 1998 eine stabile Beschäfti-
gungssituation. Im Jahresverlauf wird die Beschäftigung (ge-
messen an den saisonbereinigten Zahlen) im Ganzen etwa auf
dem Jahresendstand 1997 verharren. Aus saisonalen Gründen
dürfte die Beschäftigung von Januar bis September allerdings
vorübergehend um gut 0,5 Mio Personen ansteigen. Der leich-
te Rückgang 1998 in jahresdurchschnittlicher Rechnung folgt
im wesentlichen aus dem niedrigen Ausgangsniveau am Jah-
resanfang.

Arbeitskräfteangebot nimmt erstmalig ab

Nach einer ersten Vorausschätzung ist 1998 nicht mit einer
weiteren Ausweitung des Angebots an Arbeitskräften zu
rechnen. Die Summe aller kleinen Veränderungen der das An-
gebot bestimmenden Komponenten hat eine Abnahme zur
Folge (vgl. Tabellen 1 und 2a).

Wie schon in den vergangenen Jahren ergibt sich aus der de-
mographischen Entwicklung (negative Effekte aus der al-
ternden und zahlenmäßig abnehmenden deutschen Bevölke-
rung werden durch die positiven der ausländischen nicht auf-
gewogen) und trotz tendenziell steigender Erwerbsbeteili-
gung per Saldo eine Abnahme des Erwerbspersonenpotenti-
als.

Die grundsätzlich schwieriger einzuschätzenden Wanderungs-

beziehungen mit dem Ausland lassen aus heutiger Sicht kei-
ne großen Veränderungen erwarten. Die Spätaussiedlerzahlen
aus Osteuropa und Asien dürften in Fortsetzung der Tendenz
von 1997 weiter abnehmen (rd. 120.000 Personen für Ge-
samtdeutschland), und die Zahl der Asylbewerber könnte
wiederum leicht sinken (weitere Abnahme von Bewerbern
aus Ex-Jugoslawien). Aufgrund des geänderten Arbeitser-
laubnisrechts sind neu eingereiste Asylsuchende ab Mai 1997
zunächst ohnehin nicht angebotswirksam.

Die übrigen Wanderungsbeziehungen mit dem Ausland und
auch mit den neuen Bundesländern dürften sich auch 1997 in
den ruhigen Bahnen der letzten Jahre bewegen.

Für 1998 ist die Begrenzung der Zulassung von Saisonkräf-
ten aus mittel-osteuropäischen Ländern neu geregelt worden.
Das Ziel besteht darin, den Einsatz inländischer Arbeitskräf-
te zu erhöhen, indem eine Reduzierung der Zahl der Zulas-
sungen von ausländischen Saisonkräften um 10 % gegenüber
1996 angestrebt wird. Bei 200.000 Saisonkräften im Jahr
1997 ergäbe das eine Vorgabe von 180.000 im Jahr 1998, was
einer Abnahme von gut 3.000 Personen im Jahresdurchschnitt
entsprechen würde. Im Ganzen ergäbe sich also eine recht be-
scheidene Verminderung des Angebots. Das angestrebte Re-
duzierungsziel soll dadurch erreicht werden, daß bei Betrie-
ben mit fünf und mehr Anforderungen in der Vergangenheit
für 1998 85 % der bisher Vermittelten zugelassen werden und
bei Betrieben mit weniger als fünf Saisonkräften keine Kür-
zung vorgenommen wird.

Alle Einzelkomponenten zusammen bewirken, daß auf der
Angebotsseite der Arbeitsmarktbilanz 1998 knapp 100.000
Personen weniger zur Verfügung stehen dürften als im lau-
fenden Jahr. Diese Abnahme des Erwerbspersonenpotentials
ist ein für den westdeutschen Arbeitsmarkt erstmaliges Phä-
nomen.

Leichte Verbesserung der Arbeitsmarktbilanz

Erstmals seit vielen Jahren wird die Arbeitsmarktbilanz durch
eine Abnahme des Angebotsdrucks (100.000) entlastet. Al-
lein dieser Entwicklung ist es zu danken, daß sich das Un-
gleichgewicht nicht weiter erhöht, denn die Arbeitskräfte-
nachfrage ist 1998 erneut schwächer als im Vorjahr (-30.000),
wenn auch nur in geringem und im Jahresverlauf abnehmen-
dem Umfang.

Der nichtbeschäftigte Teil des Erwerbspersonenpotentials wird
unter den Annahmen der Variante II unseres Alternativenta-
bleaus um rd. 70.000 von 4,92 auf 4,85 Mio Personen abneh-
men. Zwei Drittel des Rückgangs entfallen auf die Stille Re-
serve in Maßnahmen. Die weiter abnehmende Zahl von Teil-
nehmern an beruflichen Bildungsmaßnahmen und Deutsch-
lehrgängen für Spätaussiedler läßt sie erneut spürbar sinken.

Die Stille Reserve im engeren Sinne sowie die registrierte Ar-
beitslosigkeit nehmen vergleichsweise wenig ab.

Im Jahresdurchschnitt rechnen wir mit 3,0 Mio Arbeitslosen,
rd. 20.000 weniger als im Vorjahr. Im Jahresverlauf bedeutet
das allerdings eine allmähliche, deutlich spürbare Verbesse-
rung.

3.2 Neue Bundesländer

Leichte Wachstumsbeschleunigung

Die wirtschaftliche Entwicklung in den neuen Bundesländern
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wird sich 1998 verbessern, aber erneut schwächer ausfallen
als in den alten. Maßgebend dafür ist die weiterhin rückläu-
fige Bauproduktion, die wegen ihres hohen Anteils an der ge-
samten Bruttowertschöpfung besonders stark ins Gewicht
fällt.

Zwar wird die industrielle Basis immer breiter, aber das kräf-
tige Wirtschaftswachstum in Teilen des Verarbeitenden Ge-
werbes schlägt gesamtwirtschaftlich bislang noch nicht stark
zu Buche. Das verbesserte Wirtschaftsklima (vgl. Schau-
bild 4b) und die insgesamt recht lebhafte Produktionsent-
wicklung dürfte auch die Investitionsplanungen der Betriebe

positiv beeinflussen und allmählich die Ausrüstungsinvesti-
tionen mitziehen.

Im Jahr 1998 wird die Entwicklung des realen Bruttoinlands-
produkts der neuen Bundesländer davon allerdings nur rela-
tiv wenig beeinflußt. Wir nehmen im Kern dieser Alternativ-
rechnung an, daß es innerhalb einer Bandbreite von 13/4 - 23/4 %
zunehmen wird. In unserer im folgenden erläuterten mittle-
ren Variante II ist ein Wachstum der realen Produktion von
Waren und Dienstleistungen um 21/4 % unterstellt.

Die Vorausschätzung der Beschäftigungsentwicklung ist in
den neuen Bundesländern mit größeren Schwierigkeiten und
Unsicherheiten behaftet als in den alten, denn die Zusam-
menhänge der Makrogrößen können nicht auf der Grundlage
von langen Zeitreihen analysiert werden. Außerdem wirft der
noch nicht abgeschlossene wirtschaftliche Transformations-
prozeß besondere analytische Probleme auf.

Definitorisch ergibt sich auch in den neuen Bundesländern die
Erwerbstätigkeit aus dem Zusammenwirken von Wirtschafts-
wachstum, Entwicklung der Arbeitsproduktivität und Verän-
derung der Jahresarbeitszeit.

Anhaltender Kostendruck – kräftige Produktivitätszunahme

Wir gehen in dieser Vorausschau von der Annahme aus, daß
es in der ostdeutschen Wirtschaft unter den herrschenden Be-
dingungen im Hinblick auf die Produktivitätsentwicklung
nach wie vor einen Nachholbedarf gibt.

Unübersehbar ist, daß die Betriebe und Verwaltungen im
Durchschnitt aufgeholt haben. Die Arbeitsproduktivität (je
Stunde) hat in den letzten drei Jahren doppelt so stark zuge-
nommen wie im Westen. Die Zuwachsraten sind aber ten-
denziell kleiner geworden. Wir erwarten auch für die Zukunft
kräftige Produktivitätssteigerungen. Sie sind eine wichtige
Voraussetzung für Wettbewerbsfähigkeit gegenüber west-
deutschen und ausländischen Betrieben und Basis der Lohn-
entwicklung. Am ausgeprägten Mißverhältnis zwischen Löh-
nen und Arbeitsproduktivität hat sich allerdings in den letz-
ten Jahren wenig geändert: In nominaler Rechnung erreichte
die Produktivität 1997 60 %, die Bruttolöhne und -gehälter
78 % des Westniveaus (je Erwerbstätigen bzw. Arbeitneh-
mer). Die realen Lohnstückkosten sinken zwar seit mehreren

Jahren, liegen aber immer noch um rd. 25 % über dem West-
niveau (vgl. Schaubild 5).

Die Arbeitsproduktivität (je Stunde) ist in Ostdeutschland
also nach wie vor erheblich geringer als in Westdeutschland.
Diese „Produktivitätslücke“ hat vielfältige Ursachen. Ge-
nannt werden die fortgesetzte Nutzung veralteter Produk-
tionsanlagen, Defizite im Technologiemanagement, in der
Betriebsorganisation und in der Personalführung, Marktzu-
trittsbarrieren aufgrund spezifischer Angebotsprofile, unge-
nügende Einbindung in innovative Netzwerke u.a.m.24

Die Produktivitätslücke ist offenbar nicht monokausal zu er-
klären. Die Verhältnisse sind oft von Betrieb zu Betrieb sehr
unterschiedlich. Deshalb haben statistische Durchschnitte nur
begrenzte Aussagekraft. Sie sind aber gleichwohl eine un-
verzichtbare Orientierungsgröße für wirtschafts- und lohnpo-
litische Entscheidungen.

Es ist deshalb damit zu rechnen, daß die Betriebe bestrebt
sind, den Kostendruck durch Produktivitätssteigerung zu mil-
dern. Es erscheint uns plausibel, für 1998 bei der Produkti-
vität etwa das gleiche relative Ost/West-Entwicklungsgefälle
wie in den letzten drei Jahren anzunehmen. Wir erwarten
demnach in der mittleren Variante II unserer Alternativrech-
nung eine Zunahme der Produktivität (je Stunde) um 3,5 %.
Mangels gesicherter, zeitreihenanalytisch gestützter Erkennt-
nisse ist diese Annahme aber wenig mehr als eine plausible
Setzung.

Jahresarbeitszeit nimmt zu

Die Arbeitszeitentwicklung wird im Jahr 1998 – anders als in
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Schaubild 4b: Wirtschaftsklima im Verarbeitenden Ge-
werbe (Ost) – saisonbereinigt

Quelle: ifo-Konjunkturtest

24 Vgl. Ragnitz, J.: Zur Produktivitätslücke in Ostdeutschland, in: IWH Wirt-
schaft im Wandel 7/1997 und 1/1998.

Schaubild 5: Produktivität, Bruttolohn- und -gehalts-
summe, Lohnstückkosten* (jeweils Ostdeutschland in %
von Westdeutschland)

* Alle in die Berechnung einbezogenen Angaben nominal
Quelle: Statistisches Bundesamt, Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW)



den Vorjahren – die Beschäftigungsentwicklung nicht stüt-
zen. Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der Arbeitnehmer
wird um 0,8 % zunehmen (vgl. Tabellen 3b und 4b):

Die Arbeitszeitlücke zwischen Ost und West hat sich von
1994 an allmählich verringert. Treibende Kraft war die Ver-
ringerung der tariflichen Jahresarbeitszeit durch Wochenar-
beitszeitverkürzungen und Urlaubsverlängerungen. Dieser
Konvergenzprozeß kommt 1998 zum Stillstand, denn die ta-
rifliche Wochenarbeitszeit nimmt im Durchschnitt aller Ar-
beitnehmer kaum mehr ab und der Jahresurlaub wird nur ein
wenig länger.

Der Krankenstand hält sich mit 4,3 % etwa auf dem Vorjah-
resniveau, nachdem er in den letzten Jahren deutlich gesun-
ken ist.

Wie im Vorjahr dürften die Arbeitnehmer 1998 durchschnitt-
lich rd. 41 Überstunden leisten, das sind insgesamt gut
0,2 Mrd. Ein stärkerer Anstieg wird durch die größere Zahl
verfügbarer Arbeitstage vermieden. Konjunkturell bedingt
war das Überstundenvolumen insgesamt und je Arbeitnehmer
in den letzten Jahren rückläufig.

Wenig Änderungen erwarten wir bei der Kurzarbeit. Die
leichte Wachstumsbeschleunigung dürfte die Kurzarbeiter-
zahl auf jahresdurchschnittlich 40.000 sinken lassen.

Das Volumen der Ausfallstunden im Baugewerbe durch
Schlechtwetter veranschlagen wir auf 11 Mio Stunden.

Die freiwillige Teilzeitarbeit nahm bis zuletzt trendmäßig zu.
Wir erwarten auch für 1998 einen Anstieg der Teilzeitquote
um 0,4 Prozentpunkte auf 12,2 %. Da uns keine Informatio-
nen über Ausmaß und Entwicklung von akzeptierter Teilzeit-
arbeit vorliegen, bleibt diese Komponente unberücksichtigt.

Die steigende Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs er-
fordert einen höheren Abzugsposten bei der durchschnittli-
chen Jahresarbeitszeit als im Vorjahr.

Außerdem hat das Jahr 1998 in den neuen Bundesländern
kalenderbedingt 3 Arbeitstage mehr als 1997. Dies entspricht
einer Zunahme der Jahresarbeitszeit um 1,2 %. Der Arbeits-
tageeffekt ist in den neuen Bundesländern größer als in den
alten.25

Alles in allem nimmt die Jahresarbeitszeit der Erwerbstätigen
1998 um 1 % zu. Die verfügbaren Informationen aus dem Mi-
krozensus deuten auf einen kräftigen Anstieg der täglichen
Arbeitszeit der Selbständigen und Mithelfenden hin (+0,7 %).
Einschließlich des Kalendereffekts ergibt sich für sie eine Zu-
nahme um 1,9 %.

Die Arbeitszeitentwicklung dämpft die Beschäftigungsent-
wicklung im Jahr 1998. Die in diesem Zusammenhang für die
alten Bundesländer angestellten Überlegungen gelten hier
analog.

Verlangsamter Rückgang der Arbeitsnachfrage

Diese Konstellation von Wirtschaftswachstum, Produktivi-
täts- und Arbeitszeitentwicklung führt in der Variante II zu ei-
nem weiteren kräftigen Rückgang der Arbeitskräftenachfra-
ge um 135.000 (-2,2 %) auf 5,92 Mio Erwerbstätige im Jah-

resdurchschnitt 1998 (vgl. Tabelle 1). Die Zahl der Arbeit-
nehmer wird im gleichen Umfang abnehmen (-135.000), da
die der Selbständigen und Mithelfenden auf dem Stand des
Vorjahres verharren dürfte.

Von Saisonausschlägen abgesehen, erwarten wir im Jahres-
verlauf weiterhin Rückgänge der Erwerbstätigkeit, allerdings
in deutlich abnehmendem Umfang. Allein aus saisonalen
Gründen könnte die Beschäftigung von Januar bis September
allerdings vorübergehend um 0,1 Mio ansteigen. Der Abstand
zum Vorjahr dürfte aber im ersten Quartal des Jahres 1998 rd.
-170.000 betragen (nach -200.000 im 4. Quartal 1997), im
Jahresendquartal voraussichtlich immer noch rd. -100.000.

Auf die besonderen Schwierigkeiten der Beschäftigungsvor-
ausschätzung in den neuen Bundesländern haben wir oben
schon hingewiesen. Deshalb haben wir neben dem vorstehend
beschriebenen Weg der Projektion auch einen anderen Weg
beschritten:

Im Rahmen unserer Repräsentativbefragung über Personal-
bedarf und offene Stellen im Spätherbst 1997 wurden die Be-
schäftigungserwartungen für 1998 von Betrieben und Ver-
waltungen auch in Ostdeutschland erfragt. Die Ergebnisse
stützen im wesentlichen das vorstehend gezeichnete Bild: Die
weit überwiegende Zahl erwartet einen erneuten Beschäfti-
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25 Der Reformationstag fällt auf einen Samstag. Er ist regional überwiegend
arbeitsfrei.

Betriebliche Beschäftigungserwartungen in Ostdeutsch-
land
(Erwartete Entwicklung in den folgenden 12 Monaten, An-
teile in %)

Zunahme keine Abnahme keine Saldo*
Änderung Angabe

Betriebe insgesamt (jeweils 4. Quartal)

1997/1998 17 45 33 5 -16

nach Beschäftigtengrößenklassen 1997/1998

bis 9 Beschäftigte 17 63 17 2 0
10 - 19 Beschäftigte 18 56 23 4 -5
20- 49 Beschäftigte 21 52 23 4 -2
50 - 199 Beschäftigte 23 44 31 3 -8
200 - 499 Beschäftigte 20 38 39 4 -19
500 - 999 Beschäftigte 11 37 46 6 -35
1.000 und mehr Beschäftigte 3 19 67 12 64

nach Wirtschaftszweigen 1997/1998

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 8 45 42 5 -34
Wasser-, Energieversorgung, Bergbau 9 26 64 1 -55
Grundstoffindustrie 24 47 24 5 0
Investitionsgüterindustrie 26 44 28 2 -2
Verbrauchsgüterindustrie 27 52 19 2 +8
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 17 65 16 2 +1
Baugewerbe 9 49 37 6 -28
Handel 18 59 20 2 -2
Verkehr und Nachrichtenüberrnittlung 16 29 52 3 -36
Kredit- und Versicherungsgewerbe 24 54 16 6 +8
Konsumnahe Dienstleistungen 24 49 24 3 0
Soziale Dienstleistungen 15 49 33 4 -18
Wirtschaftsnahe Dienstleistungen 31 44 22 3 +9
Staat 10 25 53 13 -43

* Zunahme minus Abnahme, geringe Abweichungen durch Runden der
Zahlen

Quelle: IAB/ifo-Erhebung über Personalbedarf und offene Stellen



gungsrückgang.

Nach der Betriebsgröße und nach der wirtschaftsfachlichen
Zugehörigkeit gegliedert, ergeben die Tendenzaussagen ein
sehr unterschiedliches Bild (siehe folgende Übersicht):
Je größer der Betrieb, desto ungünstiger sind im Durchschnitt
die Beschäftigungserwartungen. Eine Stabilisierung der Be-
schäftigung ist im Verarbeitenden Gewerbe, im Handel, im
Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie in den konsum- und
wirtschaftsnahen Diensten zu erwarten. Diese Tendenzaussa-
gen sind allerdings nicht in Beschäftigtenzahlen umsetzbar
und liefern nur Anhaltspunkte.

Arbeitskräfteangebot nimmt weiter ab

Auch in den neuen Bundesländern setzt sich die Tendenz zum
Rückgang des Arbeitsangebots fort (vgl. Tabellen 1 und 2b).
Wir rechnen mit etwa 70.000 Personen weniger Erwerbsper-
sonenpotential im Jahresdurchschnitt 1998. Dies ergibt sich
aus entlastenden demographischen Faktoren (-20.000) und
aus der weiter, wenn auch langsamer als bisher, sinkenden Er-
werbsbeteiligung (-28.000). Die Wanderungs- und Pendler-
bewegungen verringern das Erwerbspersonenpotential eben-
falls (-22.000).

In der Bildungsbeteiligung (außerhalb der von der gesetzli-
chen Arbeitsförderung gestützten Aus- und Weiterbildung)
kann in Fortsetzung der Entwicklung der vergangenen Jahre
mit einer weiteren Annäherung an die Verhältnisse in den al-
ten Bundesländern gerechnet werden. Dies hat eine sinkende
Erwerbsbeteiligung in den jüngeren Altersgruppen zur Folge.
Was die Entwicklung der potentiellen Erwerbsbeteiligung der
Altersgruppen ab dem 25. Lebensjahr und ihre Auswirkung
auf das Arbeitsangebot betrifft, so wird im ganzen die Fort-
setzung der seit 1991 zu beobachtenden leichten Abnahme-
tendenz in den Potentialerwerbsquoten unterstellt. Die Effek-
te aus der Verhaltenskomponente ergeben einen kleineren Po-
tentialrückgang als in den Vorjahren.

Ungleichgewicht der Arbeitsmarktbilanz nimmt zu

Die Arbeitskräftenachfrage sinkt 1998 voraussichtlich um
135.000 Erwerbstätige von 6,05 auf 5,92 Mio. Das Erwerbs-
personenpotential nimmt um rd. 70.000 von 8,25 auf 8,18 Mio
Personen ab.

Die Veränderungen bei den Komponenten der Unterbeschäf-
tigung setzen sich tendenziell wie in 1997 fort (vgl. Tabel-
le 1):

– Die Stille Reserve im engeren Sinne legt weiter zu
(+15.000), weil aufgrund schlechter Arbeitsmarktsituation
mehr Personen vom Arbeitsmarkt abgedrängt oder entmutigt
werden.

– Die Stille Reserve in Maßnahmen nimmt erneut ab
(-50.000), v.a. wegen geringerer Teilnehmerzahl bei berufli-
chen Bildungsmaßnahmen und wegen des auslaufenden
Übergangs aus Vorruhestand in normale Altersrente.

– Die registrierte Arbeitslosigkeit steigt jahresdurchschnitt-
lich kräftig an (+100.000).

Im Jahresverlauf ist, abgesehen von jahreszeitlich bedingten
Schwankungen, unter den Voraussetzungen der Variante II
ein leichter Rückgang der registrierten Arbeitslosigkeit zu er-
warten. Sie erreicht allerdings mit rd. 1,45 Mio einen neuen
jahresdurchschnittlichen Rekordstand.

3.3 Der Arbeitsmarkt 1998 insgesamt: Risiken und Chancen

Es spricht vieles dafür, daß sich der wirtschaftliche Auf-
schwung in Deutschland im Jahr 1998 festigt und an Breite
gewinnt. Deshalb haben wir in der mittleren Variante II un-
serer Alternativrechnung ein reales Wirtschaftswachstum von
23/4 % unterstellt und sprechen ihr die größte Eintreffens-
wahrscheinlichkeit zu.

Wir erwarten unter dieser Annahme bei der Erwerbstätigkeit
1998 jahresdurchschnittlich eine Abnahme um 165.000 Per-
sonen (-0,5 %). Dennoch nimmt das Ungleichgewicht von Ar-
beitsangebot und Arbeitsnachfrage nicht weiter zu, weil das
Erwerbspersonenpotential zugleich in etwa dieser Höhe ab-
nimmt (-170.000).

Umschichtungen innerhalb des Saldos der Arbeitsmarktbi-
lanz – von verdeckter hin zu offener Unterbeschäftigung –
ergeben einen fast unverändert hohen Stand der registrierten
Arbeitslosigkeit: Im Jahresdurchschnitt 1998 rechnen wir in
unserer mittleren Variante mit 4,46 Mio Arbeitslosen (vgl.
Tabelle 1).

Dieser Anstieg um 75.000 ist eine Hypothek der schlechten
Entwicklung im Vorjahr (Überhang am Jahresende +120.000,
vgl. Schaubild 7). Noch im Lauf des ersten Halbjahres rech-
nen wir mit einer Tendenzwende bei der registrierten Ar-
beitslosigkeit. Zum Jahresende hin dürfte der Vorjahresstand
um rd. 90.000 unterschritten werden.

Ein optimistisches Szenario

Sollten aber mehrere günstige Bedingungen zusammenwir-
ken, halten wir eine bessere Entwicklung von Wirtschaft und
Arbeitsmarkt für möglich. Dieses optimistische Szenario
spiegelt die Variante III unserer Alternativrechnung wider.
Sie setzt voraus, daß die volkswirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen auf der Kostenseite wie auf der Nachfrageseite
stärker in Richtung Expansion eingestellt sind.

Konkret heißt dies zunächst, daß zumindest von der Lohn-,
Zins- und Rohstoffpreisentwicklung keine dämpfenden Wir-
kungen ausgehen. Allerdings sind günstige Angebotsbedin-
gungen zwar notwendig, aber nicht hinreichend für eine spür-
bare Beschleunigung der wirtschaftlichen Entwicklung. Wir
nehmen deshalb außerdem an, daß die Außennachfrage mit
unvermindertem Tempo zunimmt, die Finanzkrise in Asien
die Entwicklung nicht wesentlich beeinträchtigt, die Ausrü-
stungsinvestitionen schnell in Schwung kommen, die Bauin-
vestitionen sich allmählich fangen und letztlich auch der pri-
vate Verbrauch angeregt wird.

Wir halten dann eine Zunahme der realen Produktion von Wa-
ren und Dienstleistungen um 31/4 % für erwartbar.

Das beschleunigte Wirtschaftswachstum würde die Zunahme
der Arbeitsproduktivität sowie der Jahresarbeitszeit etwas er-
höhen und den Beschäftigungsrückgang abbremsen. Zwar
wäre auch dann zunächst noch mit rückläufigen Erwerbstäti-
genzahlen zu rechnen (wenn man einmal von Saisonaus-
schlägen absieht), aber im zweiten Halbjahr dürfte sich der
Trend wenden. Im Jahresdurchschnitt läge die Erwerbstäti-
genzahl zwar immerhin noch um 90.000 (-0,3 %) unter dem
Vorjahresstand, zum Jahresende hin könnte er dann aber deut-
lich übertroffen werden.

Auch die Arbeitslosenzahlen ergäben im Jahresverlauf ein
besseres Bild. Im Zusammenspiel mit den Entlastungen auf
der Angebotsseite des Arbeitsmarktes könnten sie relativ
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frühzeitig, über das saisonübliche Maß hinaus, abnehmen.
Der kräftige Anstieg im Vorjahr wird freilich noch nicht aus-
geglichen, so daß die jahresdurchschnittliche Arbeitslosen-
zahl mit rd. 4,41 Mio auch unter den optimistischen Annah-
men der Variante III über dem Vorjahresstand liegen würde.

Ein pessimistisches Szenario

Neben diesen Chancen sind aber auch Risiken zu bedenken,
sowohl auf der Angebotsseite wie auf der Nachfrageseite. Die
Variante I spiegelt ein pessimistisches Szenario wider.

So könnten z.B. kräftige Lohnsteigerungen über die Produk-
tivitätszunahme hinaus die Minderung des Kostendrucks und
die in den letzten Jahren erzielten Gewinne an Wettbewerbs-
fähigkeit gefährden und die aktuell verbesserten Erwartungen
der Betriebe und das Wirtschaftsklima destabilisieren. So
wird befürchtet, verstärkte Lohnsteigerungen könnten zu-
sätzlichen Rationalisierungsdruck erzeugen und ihre mögli-
chen nachfragefördernden Wirkungen überkompensieren.26

Risiken gibt es auch im Hinblick auf die Entwicklung der
Außennachfrage. Eine schwächere Zunahme der Exporte
(bzw. des Außenbeitrags) bei weiter lahmender Verbrauchs-
nachfrage könnte die notwendige Belebung der Investiti-
onstätigkeit verzögern oder verhindern. Eine restriktivere Fi-
nanzpolitik des Staates würde die kurzfristige Entwicklung
zusätzlich belasten.

Alles in allem könnte dies den Wirtschaftsaufschwung spür-
bar schwächen. Wir unterstellen in der Variante I unserer Al-
ternativrechnung eine Zunahme der realen Produktion von
Waren und Dienstleistungen um nur 21/4 %. Das wäre zwar
jahresdurchschnittlich etwa soviel Zuwachs wie im Vorjahr,
nach dem damaligen Anstiegswinkel aber eine Abflachung
des Wachstumstrends. Im Sog dieser Wachstumsverlangsa-
mung würde die Beschäftigung dann – wahrscheinlich sogar
leicht beschleunigt – das ganze Jahr über abnehmen. Eine
Trendwende wäre außer Reichweite. Im Jahresdurchschnitt

dürfte die Erwerbstätigenzahl um knapp 1/4 Mio unter den
Vorjahresstand fallen. Trotz der Entlastung auf der Ange-
botsseite stiege die Arbeitslosigkeit weiter an. Unter diesen
pessimistischen Annahmen erwarten wir im Jahresdurch-
schnitt gut 4,5 Mio Arbeitslose, knapp 150.000 mehr als im
Vorjahr.

Ein ausgeprägt optimistisches Szenario

In letzter Zeit werden Stimmen laut, die eine günstigere Ent-
wicklung für möglich halten, als wir sie in unserem optimi-
stischen Szenario III dargestellt haben. Diese können und
wollen wir nicht ausschließen. Voraussetzung dafür ist aller-
dings, daß die konjunkturelle Entwicklung stärker als derzeit
allgemein erwartet in Fahrt kommt und durch unterstützende,
frühzeitig wirkende beschäftigungsfördernde Maßnahmen
flankiert wird. In groben Strichen sei dazu eine ausgeprägt
optimistische Variante III* skizziert (vgl. Tabelle 1).

Grundlegend ist hier die Annahme eines kräftigen Wachs-
tumsschubs in West- und Ostdeutschland. Dies setzt – neben
den oben genannten Bedingungen des Szenarios III – voraus,
daß die Anlageinvestitionen schnell, kräftig und nachhaltig in
Gang kommen und sich über Multiplikator- und Akzelerator-
prozesse ein selbsttragender, immer mehr auf der Binnen-
nachfrage fußender Aufschwung entfaltet.

Eine tragende Rolle spielt dabei auch eine Tarifpolitik, die ei-
nerseits die Erfolge bei der Kostenentlastung und Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit sichert, andererseits aber auch
die private Konsumnachfrage im Blick hat. Nicht minder be-
deutsam wäre die Rolle der Finanzpolitik: Unterstützende
Maßnahmen und Bemühungen, ohnehin geplante Projekte
vorzuziehen, könnten z.B. helfen, die Entwicklung im Bau-
sektor schnell zu stabilisieren. Angesichts aktuell geringer
Preissteigerungen könnte die Geldpolitik diesen dynami-
schen Prozeß positiv begleiten, ohne im Hinblick auf die
Preisstabilität Risiken einzugehen.

Unter solchen außerordentlich günstigen Bedingungen ist ein
reales Wirtschaftswachstum von 33/4 % durchaus vorstellbar.
Der zusätzliche Wachstumsschub würde zwar nicht in vollem
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Schaubild 6: Entwicklungstrends der Erwerbstätigkeit* in der Bundesrepublik Deutschland 1997 und 1998

* Saisonbereinigte Zahlen
Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des IAB



Umfang die Arbeitskräftenachfrage steigern, denn Arbeits-
zeitreserven und höhere Auslastung dürften die Wirkung der
Gütermarktimpulse auf die Beschäftigung etwas dämpfen. Im
Jahresverlauf könnte sich jedoch eine frühzeitige Tendenz-
wende und ein kräftiger Anstieg der Arbeitskräftenachfrage
im zweiten Halbjahr einstellen. Es kann dann damit gerech-
net werden, daß zum Jahresende hin rd. 200.000 Arbeitsplät-
ze gewonnen sind und ein Abbau der Arbeitslosigkeit um rd.
300.000 Personen zu verzeichnen ist. In jahresdurchschnitt-
licher Rechnung dürfte die Zahl der registrierten Arbeitslo-
sen mit 4,36 Mio den Vorjahresstand spürbar unterschreiten.
Eine solche Entwicklung könnte auch durch einen verstärk-
ten Einsatz der Arbeitsmarktpolitik gefördert werden.

Angesichts des nach wie vor hohen Arbeitsplatzdefizits wäre
es allerdings verfrüht, darin bereits den Durchbruch am Ar-
beitsmarkt zu sehen.

Unsere Alternativrechnungen deuten an, daß Arbeitsmarkt-
entwicklungen nicht zwangsläufig sind. Auf Gestaltungs-
spielräume verschiedener Politikbereiche und auf mögliche
Auswirkungen einzelner Strategien und Strategiebündel hat
das IAB in der Vergangenheit mehrfach hingewiesen.27

Die projizierten Tendenzen der Entwicklung von Erwerbs-
tätigen- und Arbeitslosenzahlen in Deutschland unter den An-
nahmen der beschriebenen Szenarien für das Jahr 1998 sind
in den Schaubildern 6 und 7 dargestellt. Aufgrund von viel-
fältigen konjunkturellen, saisonalen und Sondereinflüssen im
Jahresverlauf wird die tatsächliche monatliche Entwicklung
freilich nicht genau diesen Pfaden folgen, sondern sie im we-
sentlichen überlagern. So könnten z.B. Konsumgüterkäufe
mit Blick auf die Mehrwertsteuererhöhung vorgezogen wer-
den und die Beschäftigungslage in Teilbereichen vorüber-
gehend verbessern. Außerdem könnten die im ganzen wieder
größeren Möglichkeiten der Arbeitsmarktpolitik im Jahres-
verlauf früher oder später entlastend wirken (siehe Ab-
schnitt 4). Zu bedenken sind auch außergewöhnliche Witte-

rungsverhältnisse.

4 Entlastung durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) 1997 und 1998

Wir haben im vorstehenden Abschnitt dargelegt, daß sich im
Jahr 1998 Chancen auf eine weitere Stabilisierung der Ar-
beitsmarktentwicklung in Deutschland eröffnen und daß es
Risiken gibt. Während sich in den alten Bundesländern Bes-
serungstendenzen abzeichnen, rechnen wir in den neuen mit
einer weiteren Verschlechterung der Lage.

Das Arbeitsplatzdefizit in Deutschland veranschlagen wir 1998
– je nachdem wie man rechnet – auf 61/2 - 71/2 Mio.

Diese Lücke zu schließen, gilt allgemein als gesamtstaatliche
Herausforderung. Über die Wege zu diesem Ziel besteht al-
lerdings Uneinigkeit. Für uns ist es unstrittig, daß die Wege
zum Abbau eines globalen Arbeitsplatzdefizits dieser Grös-
senordnung vorrangig über den ersten Arbeitsmarkt führen
und daß das Ziel nicht in wenigen Jahren zu erreichen ist. An-
gesichts der aktuellen Beschäftigungsperspektiven und der
anhaltend hohen Langzeitarbeitslosigkeit kommt deshalb
dem Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente der BA
auch weiterhin große Bedeutung zu. Vor allem sollte der si-
cherlich langwierige wirtschaftliche Annäherungsprozeß der
neuen an die alten Länder aus ökonomischen, sozialen und
politischen Gründen durch arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men unterstützt und flankiert werden, ohne ihn zu behindern.

Das Recht der Arbeitsförderung wurde mit Wirkung vom
01.04.1997 (AFG-Änderung) und 01.01.1998 (Einführung
des SGB III) vollständig überarbeitet. Stärker als im Arbeits-
förderungsgesetz (AFG) wird im Sozialgesetzbuch (SGB) III
der Vorrang der Arbeitsvermittlung und die sie unterstützen-
de Funktion der Arbeitsförderung herausgestellt. Durch die
stärkere Verlagerung von Entscheidungskompetenz und Ver-
antwortung auf die Arbeitsämter sollen Kreativität und Effi-
zienz gesteigert werden.28 Die weitreichenden Rahmenziel-
setzungen der Arbeitsmarktpolitik nach dem AFG (Beiträge
zu einem hohen Beschäftigungsstand und zu einer Verbesse-
rung der Beschäftigungsstruktur) sind nicht übernommen
worden. Stärker als bisher ist der Erfolg arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen künftig an der angestrebten Eingliederung
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Schaubild 7: Entwicklungstrends der Arbeitslosigkeit* in der Bundesrepublik Deutschland 1997 und 1998

* Saisonbereinigte Zahlen
Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des IAB

27 Vgl. Fußnote 22.
28 Vgl. Blüm, N.: Reform der Arbeitsförderung – Vom Kopf auf die Füße, in:

Bundesarbeitsblatt, 7-8/1997, S. 5ff.
29 Vgl. Ammermüller, M.: Reform der Arbeitsförderung – Grundlinien, in:

Bundesarbeitsblatt 7-8/1997, S. 8.



der Geförderten in den ersten Arbeitsmarkt zu messen.

Das Einzelziel des hohen Beschäftigungsstandes ist im
SGB III zwar nicht mehr herausgehoben, behält aber in Ver-
bindung mit den Zielen des Stabilitäts- und Wachstumsgeset-
zes seine Bedeutung für die Arbeitsmarktpolitik.29 Nicht zu-
letzt deshalb ist weiterhin zu untersuchen, in welchem Um-
fang die Arbeitsmarktpolitik aktuell und gesamtwirtschaft-
lich Beschäftigung schafft und die registrierte Arbeitslosig-
keit entlastet, sei es durch befristete Beschäftigung z.B. in
ABM, sei es durch vorübergehende Kurzarbeit oder Teilnah-
me an beruflicher Weiterbildung.

Aufgrund gesamtwirtschaftlicher Zusammenhänge könnte
die Arbeitsmarktpolitik allerdings, so wird nicht selten ver-
mutet, zu Lasten bestehender oder potentiell entstehender
Arbeitsplätze gehen. Soweit Ausgaben für die geförderten
Maßnahmen aus dem bestehenden gesamtwirtschaftlichen
Einkommenskreislauf finanziert werden, könne es zu ent-
sprechenden Beschäftigungseinbußen an anderer Stelle kom-
men.

Dieser Frage kommt große Bedeutung zu, denn für die in un-
serer Entlastungsrechnung berücksichtigten Maßnahmen wird
nach wie vor ein hohes Mittelvolumen eingesetzt. Für 1998
sind dafür im Haushalt der BA ca. 30 Mrd eingeplant, das sind
rd. 30 % des gesamten Haushaltsvolumens. Auf den ersten
Blick entsteht der Eindruck, die Ausgaben für Arbeitsmarkt-
politik übersteigen bei weitem das Gesamtdefizit der BA,
denn der Haushaltsplan für 1998 schließt mit einem Negativ-
saldo von 14 Mrd DM. Durch Einsparungen, so könnte fälsch-
licherweise vermutet werden, ließe sich die Haushaltslücke
schließen. Und: Da das Defizit der BA vom Bund aufzubrin-
gen und damit Teil des gesamtstaatlichen Defizits ist, würde
letzteres ohne die Arbeitsmarktpolitik geringer ausfallen.
Dies wiederum könnte den Kapitalmarkt entlasten, über Zins-
senkungen die Investitionen anregen und damit die Beschäf-
tigungslage am ersten Arbeitsmarkt verbessern.

Die Vorstellung, die Ausgaben für die aktive Arbeitsmarkt-
politik würden bei einem Verzicht auf diese Maßnahmen zu
Einsparungen in entsprechender Höhe führen, vernachlässigt
allerdings volkswirtschaftliche, budgetübergreifende Sach-
verhalte und Zusammenhänge.

Der Abschätzung von wirtschaftlichen Kreislaufeffekten
müssen anstelle von Bruttogrößen vielmehr Nettogrößen zu-

grunde gelegt werden. So würden registrierte Arbeitslose
großenteils weiterhin Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhil-
fe beziehen, also andere Ausgabetitel des Budgets belasten,
wenn sie nicht in Maßnahmen einmünden könnten. Darüber
hinaus ergäben sich auch Mindereinnahmen bei Steuern und
Beiträgen. Die kreislaufrelevanten Nettoausgaben zeigen sich
erst, wenn die Bruttoausgaben um die Alternativkosten der
Arbeitslosigkeit vermindert werden. Diese haben beträchtli-
chen Umfang. Im Jahr 1997 beliefen sich die gesamtfiskali-
schen Kosten der registrierten Arbeitslosigkeit auf rd. 166
Mrd DM. Diese Summe enthält Ausgaben (55 %) und Min-
dereinnahmen (45 %) der Gebietskörperschaften und der So-
zialversicherungsträger aufgrund der registrierten Arbeitslo-
sigkeit (Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe etc., Sozial-
hilfe und Wohngeld, entgangene Steuern und Sozialbeiträ-
ge).30 Nach unseren Berechnungen sind die Nettokosten für
aktive Arbeitsmarktpolitik – vorsichtig geschätzt – mit durch-
schnittlich rd. 30 % anzusetzen. Demnach ist also die mögli-
che Einsparung, die durch ein Herunterfahren der Arbeits-
marktpolitik erzielt werden könnte, per Saldo weitaus kleiner,
als es zunächst den Anschein hat. Ohne die eingangs ge-
nannten Maßnahmen könnte sich zwar ein um 9 Mrd kleine-
res Defizit ergeben, allerdings u. a. um den Preis höherer Ar-
beitslosigkeit.

Diese Betrachtung zeigt andererseits auch, daß sich die Ar-
beitsmarktpolitik nicht in Gänze selbst finanziert. Es verblei-
ben Nettokosten, die volkswirtschaftliche Kreislaufwirkun-
gen haben können. Ihr Einfluß auf dem Arbeitsmarkt hängt
u.a. davon ab, wie sie finanziert werden. Werden sie aus den
Beitragseinnahmen gespeist, müßten – unter sonst etwa glei-
chen Bedingungen – negative Beschäftigungseffekte in An-
satz gebracht werden, weil dies die verfügbaren Einkommen
und damit die kaufkräftige Nachfrage schmälert sowie die
Lohnzusatzkosten erhöht.

Werden zur Finanzierung höhere Kredite aufgenommen, so
hängen die Arbeitsmarkteffekte auch vom Ergebnis der Trans-
missionsmechanismen des Kapitalmarkts ab (z.B. wären Ver-
drängungsvorgänge zu Lasten privater Investoren, Zinsstei-
gerungen und Verteuerung von Krediten für Konsumenten
und Unternehmen nicht ohne weiteres auszuschließen).

Die prinzipiell einfache volkswirtschaftliche Saldenmecha-
nik wird also schnell kompliziert, denn es kommen vielglie-
drige Wirkungsketten ins Spiel. Das Ergebnis der Wirkungs-
bilanz ist sehr unsicher, zumal der Arbeitsmarktpolitik neben
den aktuell faßbaren (kurzfristigen) Entlastungseffekten auch
mögliche positive Allokationseffekte zugeschrieben werden
können, die dem Arbeitsmarkt oft auf mehr oder weniger lan-
ge Sicht zugute kommen und die Nettokosten weiter verrin-
gern.

Unabhängig davon wird oft auch gefragt, ob eine grundsätz-
lich andere inhaltliche Ausrichtung der Beschäftigungspoli-
tik zu insgesamt besseren Arbeitsmarktergebnissen führen
würde. So könnten z.B. anstelle der arbeitsmarktpolitischen
Aktivitäten die Beiträge zur BA gesenkt werden. Dies würde
die Nettoeinkommensquote erhöhen sowie die Lohnzusatz-
kosten verringern und könnte im Ganzen die Güter- und Ar-
beitsnachfrage steigern. Oder: An die Stelle der Arbeits-
marktpolitik könnten theoretisch auch Investitionen der Ge-
bietskörperschaften treten. Es sind auch Kombinationen die-
ser und anderer Alternativen denkbar.

Die Frage nach dem optimalen policy-mix ist allerdings nicht
wissenschaftlich befriedigend beantwortet. Dies würde die
Simulation von Arbeitsmarkt- und Budgetwirkungen der ver-
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30 Vgl. Bach, H.-U., Spitznagel, E.: Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
– Entlastungswirkungen und Budgeteffekte, in: Brinkmann, Ch./Schober,
K. (Hrsg.): Erwerbsarbeit und Arbeitslosigkeit im Zeichen des Struktur-
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31 Vgl. ebd., S. 214 ff.
32 Einer wissenschaftlichen Evaluation der Arbeitsmarktpolitik sind aus me-

thodischen Gründen enge Grenzen gezogen. Zwar gibt es inzwischen eine
stark angewachsene deutsche und internationale Literatur zu diesem The-
ma, doch handelt es sich dabei meist um (oft methodisch nicht unproble-
matische) mikroanalytische Untersuchungen zum Wiedereingliederungs-
erfolg nach der Teilnahme an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. An Un-
tersuchungen über kurzfristige makroökonomische Nettobeschäftigungs-
und Entlastungseffekte sowie über mögliche längerfristige Auswirkungen
auf Wachstum und Beschäftigung besteht u.E. nach wie vor ein empfind-
licher Mangel. Versuche in diese Richtung wurden unternommen. Erste Si-
mulationsrechnungen für ABM (West), die auch mögliche Lohnreaktionen
im gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang zu berücksichtigen suchten, er-
gaben erhebliche direkte und indirekte Beschäftigungseffekte. Vgl. Butt-
ler, F. Emmerich, K.: Kosten und Nutzen aktiver Arbeitsmarktpolitik im
ostdeutschen Transformationsprozeß, Schriften des Vereins für Socialpo-
litik, Folge 239; Gutmann, G. (Hrsg.): Die Wettbewerbsfähigkeit der ost-
deutschen Wirtschaft, 1995, S. 86 ff.
Das Simulationsmodell halten wir allerdings für zu grob spezifiziert, um
mehr als Aussagen über Tendenzen und Größenordnungen zu rechtferti-
gen. Hier sehen wir weiterhin erheblichen Forschungsbedarf.



schiedenen alternativen Mittelverwendungsstrategien und eine
Bewertung ihrer Ergebnisse erfordern.

Die vielfältigen Probleme, die eine anspruchsvolle Wir-
kungsforschung diesbezüglich zu bewältigen hätte, sollen
hier nicht erörtert werden.31 Ebensowenig die Facetten der
Implementationsforschung. Auf diesen Gebieten bestehen
nach wie vor große Forschungslücken.32

Mangels besserer Hypothesen nehmen wir deshalb im fol-
genden an, daß die Nettokosten der Arbeitsmarktpolitik nicht
zu Lasten des bestehenden Einkommenskreislaufs gehen,
sondern aus der Nettokreditaufnahme finanziert werden. Eine
zweifelsfreie wirtschaftswissenschaftliche Begründung die-
ser Annahme, im Sinne einer eindeutigen Kausalitätsbezie-
hung zwischen dem gesamtstaatlichen Defizit und den (Net-
to-)Ausgaben für die Arbeitsmarktpolitik, ist allerdings nicht
zu liefern. Dennoch halten wir sie für vertretbar. Zum einen
kann davon ausgegangen werden, daß – dem Versicherungs-
prinzip folgend – Pflichtleistungen der BA im engeren Sinne
(wie z.B. Arbeitslosengeld und Kurzarbeitergeld) aus den
Beiträgen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber finanziert
werden und daß Ausgaben für Arbeitsmarktpolitik, wenn sie
dadurch nicht gedeckt sind, letztlich zu Lasten des Bundes-
haushalts gehen, weil es sich bei der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit um eine gesamtstaatliche Aufgabe handelt.
Dementsprechend wird in der politischen Wirklichkeit die
Höhe der Nettokreditaufnahme von den Handelnden denn
auch u.a. mit dem bestehenden Arbeitsmarktungleichgewicht
begründet. So kann der Beitrag des Bundes zum Haushalt der
BA im Rahmen seiner Defizithaftung als Beitrag zur Ar-
beitsmarktpolitik verstanden werden, der seinerseits Be-
standteil des gesamtstaatlichen Defizits ist. Bei Vollbeschäf-
tigung und ausgeglichenem Staatshaushalt sind arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen in der Regel nicht nötig und der Staat
braucht netto keine Kredite aufzunehmen, denn seine Ein-
nahmen decken die Ausgaben. Bei Unterbeschäftigung wer-
den Defizite in Kauf genommen (automatische Stabilisato-
ren) oder sie entstehen (im Idealfall vorübergehend) u.a. auf-
grund von arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen.

Werden gleichzeitig andere Staatsausgaben zurückgenom-
men, so geschieht dies in der Regel im Hinblick auf langfri-
stige Ziele, wie Rückführung der Staatsquote z.B. durch Ab-
bau von Personal im öffentlichen Dienst. Werden gleichzei-
tig Staatseinnahmen erhöht, so geschieht das in der Regel
nicht wegen arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen, sondern
zum Ausgleich von Einnahmeausfällen oder zur Finanzierung
von Mehrausgaben, z.B. bei bestimmten Systemen der sozia-
len Sicherung, oder aufgrund von wachstums- oder vertei-
lungspolitisch motivierten Änderungen im Steuersystem.
Solche Veränderungen auf der Einnahmen- wie auf der Aus-
gabenseite des Staatshaushalts haben ursächlich aber nichts
mit der Arbeitsmarktpolitik zu tun.

Wir nehmen weiter an, daß die höhere Kreditaufnahme zur
Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik weder crowding out-
Effekte noch Zinssteigerungen am Kapitalmarkt auslöst. Die-
se Annahme halten wir zumindest für 1998 angesichts der
Größenordnung des Finanzbedarfs, um den es hier geht, und

der aktuell relativ entspannten Lage am Kapitalmarkt für
zulässig.

Nochmals sei es in aller Deutlichkeit gesagt: Alternative Mit-
telverwendungen würden sicherlich auch Beschäftigungs-
und Entlastungseffekte erzielen. Allerdings wären die Mög-
lichkeiten, sie zu steuern und gezielt für Personengruppen, re-
gionale Brennpunkte, Sektoren oder Maßnahmefelder einzu-
setzen, sehr begrenzt.

So ist denn der aktiven Arbeitsmarktpolitik auch aus diesen
Gründen weiterhin große Bedeutung beizumessen. Wenn sie
dem Prinzip „Einsatz vor allem dort wo am nötigsten“ folgt,
sich also an Grenzerträgen ausrichtet, kann sie auch Effizienz-
anforderungen gerecht werden. Dementsprechend ist eine an
objektiven Maßstäben orientierte Verteilung des Mittelein-
satzes vorgesehen und wurden die Spielräume der Arbeits-
ämter erweitert. Ermessensleistungen der Arbeitsförderung
können der regionalen Problemlage entsprechend vor Ort op-
timal gemischt werden. Die Arbeitsämter erhalten deshalb die
finanziellen Mittel im Rahmen eines einzigen Eingliede-
rungstitels. Durch die Dezentralisierung sollen Zielgenauig-
keit, Effektivität und Effizienz gesteigert werden. Anders als
in früheren Jahren gibt es infolgedessen keine eindeutigen
quantitativen Vorgaben für die Förderziele bei den einzelnen
Instrumenten.

Die folgende Entlastungsrechnung ist bestrebt, diese beson-
deren Bedingungen zu berücksichtigen. Die Teilnehmerzah-
len für das Jahr 1998 sind aus den oben genannten Gründen
nicht als Zielwerte der Arbeitsmarktpolitik, sondern als Schätz-
werte der Inanspruchnahme der verschiedenen Fördermög-
lichkeiten aufzufassen. Verschiedentlich haben hier Planungs-
daten und Potentialschätzungen der Arbeitsämter Eingang ge-
funden (Stand: März 1998 plus einem Zuschlag für weitere
Vorhaben). Die Freiheitsgrade sind hier naturgemäß heute
größer als früher. Mit Änderungen im Verlauf des Jahres ist
deshalb zu rechnen. Hinzu kommen Unsicherheiten aufgrund
von Änderungen im statistischen Berichtssystem. So sind z.B.
die Zahlen der Teilnehmerstatistik bei den Weiterbildungs-
maßnahmen ab 1998 nur eingeschränkt mit den Vorjahres-
zahlen vergleichbar. Um Brüche in den Zeitreihen möglichst
zu vermeiden, erfolgen die Vorausschätzungen in den Tabel-
len 5a und 5b nach dem bisherigen Konzept.33

Wir gehen im folgenden davon aus, daß der Eingliederungs-
titel im Jahr 1998 ausgeschöpft wird. So wurden haushalts-
rechtliche Regelungen getroffen, damit die zu Beginn des Jah-
res bereitgestellten Mittel möglichst vollständig eingesetzt
werden können.34 In diese Richtung wirkt auch das
600 Mio-Sonderprogramm der Bundesregierung für 1998,
das zum großen Teil den neuen Bundesländern zugute kom-
men soll. Die Hälfte der Mittel kann für die Finanzierung von
Sachkosten bei den Trägern von Allgemeinen Maßnahmen
zur Arbeitsbeschaffung eingesetzt werden. Die andere Hälf-
te dient der Finanzierung von arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahmen bei der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Son-
deraufgaben –, der Treuhandliegenschaftsgesellschaft und
der Bundesvermögensverwaltung.

Unsere Entlastungsrechnungen (vgl. Tabellen 5a und 5b) tref-
fen die Kernbereiche der aktiven Arbeitsmarktpolitik (Kurz-
arbeitergeld, Beschäftigungschaffende Maßnahmen, Vollzeit-
maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung) sowie arbeits-
marktpolitische Maßnahmen im weiteren Sinne (Schlecht-
wettergeld, seit 1996 Winterausfallgeld, Maßnahmen zur be-
ruflichen Rehabilitation, Sprachlehrgänge für Aussiedler/
Asylbewerber/Kontingentflüchtlinge). Außerdem sind ver-
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33 Mit einer Korrektur des Gesamtniveaus dieser Reihen kann deshalb ge-
rechnet werden.

34 Das Bundesarbeitsministerium hat eine einseitige Deckungsfähigkeit zu-
gunsten des Eingliederungstitels und zu Lasten des Titels Arbeitslosengeld
bis zu 1 Mrd DM genehmigt. Dies soll als Katalysator für Planungen und
Bewilligungen der Arbeitsämter dienen.



schiedene Vorruhestandsregelungen berücksichtigt sowie die
Regelung nach § 428 SGB III (bisher § 105c AFG), wonach
Bezieher von Arbeitslosengeld/-hilfe ab dem vollendeten 58.
Lebensjahr der Arbeitsvermittlung nicht mehr verfügbar sein
müssen und deshalb nicht mehr als registrierte Arbeitslose ge-
zählt werden. Diese Regelung darf freilich nicht den Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik gleichgestellt wer-
den, denn ihr Entlastungseffekt entsteht durch eine statisti-
sche Umbuchung in der Arbeitsmarktbilanz („registrierte Ar-
beitslose an Stille Reserve“) ohne jede Verbindung mit För-
derinhalten. Besagte Maßnahmen haben in erster Linie so-
zialpolitische Wesenszüge.

Daneben gibt es noch andere Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung der BA, die aber aus verschiedenen Gründen nicht in die-
se Entlastungsrechnung einbezogen werden, z.B. Wintergeld,
Eingliederungszuschüsse, Einstellungszuschüsse bei Neu-
gründungen, Förderung selbständiger Tätigkeit, Trainings-
maßnahmen, Mobilitätshilfen, Eingliederungsverträge. Oft
erhöhen sie zwar die Einstellungschancen bestimmter, z.B.
schwer vermittelbarer Personen und erfüllen so die Brücken-
funktion der Arbeitsmarktpolitik, ihr gesamtwirtschaftlicher
Nettoeffekt auf Arbeitslosigkeit und Beschäftigung ist aber in
der Regel schwer einzuschätzen.

4.1 Alte Bundesländer

Im Jahresdurchschnitt 1998 erwarten wir 100.000 Kurzar-
beiter, ein Viertel weniger als im Vorjahr. Dieser Einschätzung
liegt die mittlere Variante unserer Alternativrechnungen im
Abschnitt 2 zugrunde (Wirtschaftswachstum von 23/4 %). Bei
einem durchschnittlichen Arbeitsausfall von 41 % entspricht
dies einem Beschäftigungsäquivalent von gut 40.000 und ei-
ner Entlastung der Arbeitslosenzahl um knapp 30.000 Perso-
nen.

Für das Winterausfallgeld gilt seit dem vierten Quartal 1997
eine andere Regelung (§ 214 SGB III, bisher §§ 81ff AFG).
So wird jetzt bereits nach 120 Stunden (vorher 150 Stunden)
witterungsbedingtem Arbeitsausfall in einem Kalenderjahr
das Winterausfallgeld von der BA bezahlt (Für die hier anzu-
stellende Entlastungsrechnung ist nur der Teil relevant, der
die BA betrifft). Für 1997 ergab sich eine Inanspruchnahme
für die alten Bundesländer in Höhe von 3.000 Personen im
Jahresdurchschnitt. Für 1998 nehmen wir an, daß sich der
Entlastungseffekt in ähnlicher Größenordnung bewegt.

Die Zahl der Teilnehmer an Allgemeinen Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen (ABM) lag im Jahresdurchschnitt 1997 mit
59.000 Personen um 15 % unter dem Stand des Vorjahres. Für
1998 zeichnet sich nach den Planungen der Arbeitsämter eine
Zahl von etwa 60.000 Teilnehmern ab. Werden die zusätzli-
chen Beschäftigungseffekte35 berücksichtigt, die sich aus der
Anregung von Konsum- und Vorleistungsnachfrage ergeben
sowie der Tatsache, daß diese zum Teil der Stillen Reserve
zugute kommen, ergibt sich für 1997 eine Gesamtentlastung
der registrierten Arbeitslosigkeit um 75.000; 1998 dürfte die-
se Zahl bei knapp 75.000 Personen liegen.

Die Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) (bisher produkti-
ve Lohnkostenzuschüsse nach § 242s AFG) sind mit 8.000 im
Jahresdurchschnitt geförderten Personen auch 1997 hinter
den Erwartungen zurückgeblieben. Für 1998 ist im BA-Haus-
halt eine Zunahme auf 13.000 Personen angesetzt. Ein-
schließlich zusätzlicher indirekter Effekte36 rechnen wir für
1998 auf dieser Basis mit einer Entlastung der Arbeitslosen-
zahl durch SAM in den alten Bundesländern um 16.000 Per-
sonen.

Die Beschäftigungschaffenden Maßnahmen insgesamt (ABM
und SAM) entlasten die Arbeitslosigkeit dann 1998, wie im
Vorjahr, um rd. 90.000 Personen.

Die Zahl der Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen zur berufli-
chen Weiterbildung ist 1997 stark gesunken. Sie lag im Jah-
resdurchschnitt bei gut 220.000 Personen. 1998 zeichnet sich
nach den Planungen der Arbeitsämter ein weiterer Rückgang
auf knapp 200.000 Teilnehmer ab. Bei anhaltend starker Aus-
richtung der Maßnahmen auf registrierte Arbeitslose dürfte
die Arbeitsmarktentlastung 1998 bei knapp 190.000 Personen
liegen.

Darüber hinaus fördert die BA im Rahmen der beruflichen
Rehabilitation in erheblichem Umfang behindertenspezifi-
sche Bildungsmaßnahmen. Bei vielen Rehabilitanden in be-
rufsfördernden Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereinglie-
derung sowie in Weiterbildungsmaßnahmen dürfte Arbeits-
losigkeit vermieden werden.37 Der durchschnittliche Teilneh-
merbestand ist seit 1995 weitgehend unverändert. Bei den vor
Beginn der Maßnahme arbeitslosen Teilnehmern kann unter-
stellt werden, daß sie sonst auch weiterhin arbeitslos gewe-
sen wären. Bei den anderen wird dies zu zwei Dritteln ange-
nommen. Bei einer Teilnehmerzahl von 36.000 Personen wird
die Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit für 1998 auf
knapp 30.000 Personen im Jahresdurchschnitt geschätzt.

Sprachlehrgänge werden als Hilfe zur Integration von ar-
beitslosen Aussiedlern, Asylberechtigten und Kontingent-
flüchtlingen durchgeführt. Die Teilnahme verhindert zunächst
Arbeitslosigkeit, weil ohne diese Maßnahme eine unmittel-
bare Eingliederung in der Regel nicht möglich wäre. Wie
nicht anders zu erwarten, verlaufen die Teilnehmerzahlen in
etwa parallel zur vorangegangenen Zuwanderung. Wir rech-
nen daher nach einer Inanspruchnahme von durchschnittlich
33.000 im Jahr 1997 mit nur noch 30.000 Personen im Durch-
schnitt 1998. In jeweils gleicher Höhe wird die Arbeitslosig-
keit entlastet.

Vorruhestandsgeld und Altersübergangsgeld spielen 1998 kei-
ne Rolle mehr. Die 1996 eingeführte Altersteilzeitregelung
wird bislang in sehr geringem Umfang angenommen. Wir er-
warten, daß der Bestand von 2.000 Personen im Jahresdurch-
schnitt 1997 auf 5.000 im Jahr 1998 ansteigt. Die Entlastung
der Arbeitslosenzahl – für zwei Altersteilzeitfälle ein (einge-
stellter oder vermiedener) Arbeitsloser – ist theoretisch halb
so hoch. In dem Maße, wie die Möglichkeit der Blockung ge-
nutzt wird, tritt die Entlastung allerdings erst in späteren Jah-
ren ein.

Insgesamt würden diese Maßnahmen der BA die registrierte
Arbeitslosigkeit im Jahr 1998 in den alten Bundesländern um
gut 370.000 Personen entlasten; gegenüber dem Vorjahr wäre
dies eine Minderung um 30.000.

Die Regelung für ältere Bezieher von Arbeitslosengeld/-hilfe
nach § 428 SGB III (bisher § 105c AFG) wird seit dem Be-
ginn des zweiten Halbjahrs 1995 immer weniger in Anspruch
genommen. Nach einem Höchststand im Jahresdurchschnitt
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35 Vgl. Bach, H.-U./Spitznagel, E.: a.a.O., S. 207 ff. und die dort angegebe-
ne Literatur.

36 Hilfsweise unterstellen wir im Hinblick darauf ABM-ähnliche Verhältnisse.
37 Die berufliche Erstausbildung jugendlicher Rehabilitanden bleibt in dieser

Entlastungsrechnung unberücksichtigt, weil dieser Personenkreis zwi-
schen den Nichterwerbspersonen (Schulische Ausbildung) und dem Er-
werbspersonenpotential steht und diese Grenze fließend ist. Entsprechen-
des gilt für die allgemeinen Hilfen zur beruflichen Erstausbildung nach dem
AFG.



1995 mit gut 145.000 Personen und einem Stand von 130.000
im Jahre 1997 rechnen wir für 1998 mit einem weiteren Ab-
sinken auf gut 120.000. In derselben Größenordnung wird
dann die registrierte Arbeitslosigkeit entlastet.

Im Ganzen ist die Arbeitslosigkeit aufgrund der genannten
Maßnahmen in den alten Bundesländern im Jahr 1997 um gut
1/2 Mio Personen niedriger ausgefallen. Im Jahresverlauf ha-
ben die Entlastungswirkungen stark nachgelassen (vgl. Ta-
belle 5a). Die Entlastung ist insgesamt etwa so groß gewesen,
wie wir sie vor Jahresfrist eingeschätzt haben. Im Jahres-
durchschnitt 1998 werden die entlastenden Wirkungen der
Arbeitsmarktpolitik erneut geringer sein als im Durchschnitt
des Vorjahres. Wir veranschlagen sie auf knapp 1/2 Mio Per-
sonen. Damit könnte aber das zum Ende des Vorjahres er-
reichte Niveau etwa gehalten werden.

4.2 Neue Bundesländer

Die Kurzarbeiterzahl ist im Jahr 1997 bei insgesamt schwa-
cher wirtschaftlicher Entwicklung stark zurückgegangen (Jah-
resdurchschnitt 50.000 Personen). Dies ist wohl auch Aus-
druck einer kurzfristig zurückhaltenden Personalpolitik. Of-
fenbar waren viele Betriebe auf weiterhin rückläufigen Ar-
beitskräftebedarf eingestellt. Für 1998 rechnen wir in der
„mittleren“ Variante mit einem erneuten Rückgang, auf jah-
resdurchschnittlich 40.000 Personen. Der Stundenausfall je
Kurzarbeiter dürfte im statistischen Mittel mit 52 % weiter-
hin deutlich höher liegen als in den alten Bundesländern
(41 %). Dem Volumen der Kurzarbeit im Jahr 1998 entspricht
ein Beschäftigungsäquivalent von gut 20.000 und eine Ver-
ringerung der registrierten Arbeitslosigkeit um 15.000 Perso-
nen.

Das Winterausfallgeld wurde wie in den alten Bundesländern
1997 wenig in Anspruch genommen. Für 1998 rechnen wir
aufgrund der nun günstigeren Ausstattung mit einer Zunah-
me. Die milde Witterung zum Jahresanfang sowie die abge-
schmolzene Baubeschäftigung dürfte aber die Inanspruch-
nahme dämpfen. Die Entlastung veranschlagen wir auf 2.000
Personen im Jahresdurchschnitt.

Die Allgemeinen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) ha-
ben stark an Boden verloren. Die Zahl der Geförderten ist im
Verlauf des Jahres 1997 drastisch zurückgegangen. Mit jah-
resdurchschnittlich 154.000 Personen wurde der Stand des
Vorjahres um fast 40.000 unterschritten, zum Jahresende hin
sogar um mehr als das Doppelte. Für 1998 lassen die Pla-
nungen der Arbeitsämter im Rahmen der Vorgaben des Haus-
haltsplans der Bundesanstalt für Arbeit eine durchschnittliche
Teilnehmerzahl von ca. 140.000 erwarten. Dies wäre zwar
nochmals deutlich weniger als im Vorjahr, aber ausgehend
vom niedrigeren Jahresanfangsbestand (rd. 100.000) würde
dies einen kräftigen Wiederanstieg im Jahresverlauf ermög-
lichen. Unter Berücksichtigung von Multiplikatoreffekten
könnte dann die registrierte Arbeitslosigkeit durch ABM jah-

resdurchschnittlich 1998 um knapp 180.000 Personen entla-
stet werden (1997: 195.000).

Die Zahl der Geförderten in Strukturanpassungsmaßnahmen
(SAM) lag im Jahresdurchschnitt 1997 mit 80.000 Personen
etwa auf dem Niveau des Jahres 1996 – allerdings mit stark
ansteigender Tendenz im zweiten Halbjahr. Der sprunghafte
Anstieg der Teilnehmerzahlen ist das Ergebnis der äußerst po-
sitiven Aufnahme einer Fördervariante der Strukturanpas-
sungsmaßnahmen: Nach §§ 272ff i.V.m. § 415 Abs. 3 SGB III
können Wirtschaftsunternehmen zu günstigen Bedingungen
Lohnkostenzuschüsse erhalten. So müssen z.B. die eingestell-
ten Arbeitslosen nicht zu den Schwervermittelbaren gehören
und bisher nur mindestens drei Monate arbeitslos gewesen
sein. Der Betrieb muß weder eine Nachbeschäftigungsfrist
einhalten noch einen Dauerarbeitsplatz bereitstellen. Der Lohn-
kostenzuschuß ist relativ hoch und die administrative Ab-
wicklung einfach und überschaubar. Offenbar findet die Va-
riante v.a. bei kleinen und mittleren Unternehmen großen An-
klang.

Erste Beobachtungen lassen auf Eingliederungserfolge hof-
fen, denn es werden auf dieser Basis oft schon unbefristete
Arbeitsverträge geschlossen. Andererseits könnte dies auch
als ein Indiz für Substitutionseffekte gewertet werden, denn
gesamtwirtschaftliche Zusätzlichkeit dieser Beschäftigungen
wird weder gefordert noch kann sie unterstellt werden. Es
spricht einiges dafür, daß die Lohnkostenzuschüsse bei oh-
nehin fälligen Einstellungen „mitgenommen“ werden, ledig-
lich Vorzieheffekte bewirken oder zu Lasten anderer Förder-
instrumente gehen. Empirische Befunde zeigen, daß Lohn-
subventionen im ersten Arbeitsmarkt nur zu einem ver-
gleichsweise geringen Anteil gesamtwirtschaftlich zusätzli-
che Beschäftigung induzieren. Ob dies bei der betrieblichen
Variante der Strukturanpassungsmaßnahmen anders zu be-
werten ist, bedarf der genauen Untersuchung.38

Bis dahin bleiben die nach dieser Fördervariante beschäftig-
ten Personen in dieser Entlastungsrechnung unberücksichtigt.
Wir räumen ein, daß dies eine enge Sichtweise ist, denn es ist
nicht auszuschließen, daß mancher Betrieb mit dieser Hilfe
die Einstellungsschwelle leichter oder früher überschreitet als
ohne sie.

Wir rechnen damit, daß die im BA-Haushalt für 1998 veran-
schlagte Teilnehmerzahl von jahresdurchschnittlich 160.000
Geförderten in SAM erreicht wird. Der Anteil der betriebli-
chen Variante wird hier auf gut die Hälfte veranschlagt. Dies
entspricht etwa dem zum Jahresende 1997 erreichten Stand.39

Es wird hilfsweise angenommen, daß diese Art von SAM kei-
ne Beschäftigungs- und Entlastungseffekte bewirken. Der an-
deren Hälfte rechnen wir – unter Berücksichtigung von di-
rekten und indirekten Effekten – eine Entlastung der regi-
strierten Arbeitslosigkeit im Jahr 1998 um rd. 100.000 Per-
sonen zu.

Die beschäftigungschaffenden Maßnahmen insgesamt wür-
den dann im Durchschnitt des Jahres 1998 die Arbeitslosig-
keit um knapp 270.000 Personen entlasten, etwas schwächer
(-10.000) als im Vorjahr. Ausgehend vom niedrigeren Jahres-
anfangsstand dürfte die Entlastung im Jahresverlauf aber zu-
nehmen.

An Maßnahmen zur beruflichen Weiterbildung (im Vollzeit-
unterricht) haben im Jahresdurchschnitt 1997 knapp 180.000
Personen teilgenommen. Für 1998 erwarten wir nach dem
derzeitigen Planungsstand der Arbeitsämter im Rahmen des
Eingliederungstitels des Haushaltsplanes der Bundesanstalt
für Arbeit  eine Teilnehmerzahl von gut 160.000. Die regi-
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38 Diese neue, auf Ostdeutschland beschränkte Form betriebsbezogener Ein-
stellungshilfen wird im Rahmen der anlaufenden IAB-Projekte 10-497 (Se-
lektivität und Eingliederungserfolg betriebsbezogener Einstellungshilfen)
und 10-498 (Betriebsbezogene Einstellungshilfen und betriebliches Ein-
stellungsverhalten) explizit berücksichtigt. In diesem Zusammenhang sind
auch Einschätzungen zur Frage der „Zusätzlichkeit“ der subventionierten
Arbeitsplätze und damit der quantitativen Entlastungswirkung für den Ar-
beitsmarkt zu erwarten.

39 Ende Februar 1998 waren es bereits 65 %. Angesichts der Unsicherheit über
die weitere Entwicklung (Neuinterpretationen der Vergaberegelungen im
gewerblichen Bereich könnten die Implementation der nichtbetrieblichen
SAM wieder erleichtern) wurde hier trotzdem ein niedrigerer Wert ausge-
setzt.



strierte Arbeitslosigkeit wird dadurch in fast gleicher Höhe
entlastet. Das wären 14.000 Personen weniger als im Vorjahr.
Vom niedrigeren Jahresanfangsbestand (rd. 140.000) ausge-
hend ist, wie bei ABM, auch bei FuU 1998 Raum für größe-
re Entlastungswirkungen v.a. im zweiten Halbjahr.

Reha-Maßnahmen und Sprachlehrgänge für Aussiedler ha-
ben in den neuen Bundesländern weiterhin nur geringes Ge-
wicht. Ihre Entlastungswirkung schätzen wir auf knapp
15.000 Personen im Jahresdurchschnitt 1998.

Die ausgelaufene Altersübergangsgeldregelung, die 1997 im
Jahresdurchschnitt mit immerhin noch knapp 60.000 Perso-
nen zur Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit beitrug,
wird 1998 keine Rolle mehr spielen, denn fast alle Übergän-
ge in normale Altersrente sind inzwischen vollzogen. Für die
Altersteilzeitregelung rechnen wir in den neuen Bundeslän-
dern 1998 mit einer Inanspruchnahme von jahresdurch-
schnittlich 2.000 Personen. Die Entlastungswirkung ist ent-
sprechend gering. Wie im Westen wäre sie um die Zahl von
„Blockungsfällen“ zu vermindern.

Durch die aufgeführten BA-Maßnahmen zusammen ist 1998
eine Entlastung der Zahl der registrierten Arbeitslosen in
Höhe von knapp 460.000 Personen möglich. 1997 waren es
noch über 540.000, wobei der Rückgang zu 70 % dem Aus-
laufen der Altersübergangsgeldregelung zurückzuführen ist.

Arbeitslose im Alter von 58 und mehr Jahren müssen sich
nicht mehr für eine Vermittlung verfügbar halten und werden
dann auch nicht mehr in der Statistik als arbeitslos geführt.
Die Regelung (nach § 428 SGB III bzw. 105c AFG) spielte bis
Ende 1995 in den neuen Ländern nur eine sehr geringe Rol-
le, denn bis 1993 konnte ab den 55. Lebensjahr Altersüber-
gangsgeld in Anspruch genommen werden, womit auf Jahre
hinaus keine Nachfrage für diese Sonderregelung mehr vor-
handen war (Inanspruchnahme durch 58jährige oder Ältere).
Seit 1993 ist der (Neu-)Zugang in das Altersübergangsgeld
nicht mehr möglich und es rücken Jüngere in das Anspruchs-
alter für die Regelung. Während im Jahresdurchschnitt 1995
erst 7.000 Personen davon Gebrauch machten, belief sich de-
ren Zahl 1997 schon auf 79.000 Personen. Bei steigender Ten-
denz (4. Quartal: 97.000) schätzen wir die damit verbundene
Entlastung der registrierten Arbeitslosigkeit im Jahresdurch-
schnitt 1998 auf über 100.000 Personen. Wie im Westen gilt:
Diese Regelung ist nicht gleichzustellen den Maßnahmen der
aktiven Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne.

Im Ganzen haben die aufgeführten Maßnahmen der BA die
Arbeitslosigkeit 1997 um gut 620.000 Personen entlastet, das
waren rd. 180.000 weniger als im Vorjahr. An die Stelle des
Rückgangs der altersbezogenen Maßnahmen ist per Saldo
nichts quantitativ gleichwertiges getreten. Im Jahresdurch-
schnitt 1998 wird die Entlastungswirkung voraussichtlich
560.000 Personen betragen, also erneut geringer sein. Aus-
gehend vom niedrigen Niveau am Jahresanfang dürfte sie al-
lerdings im Jahresverlauf wieder zunehmen, v.a. weil der Ein-
gliederungstitel Raum für mehr berufliche Bildungsmaßnah-
men und beschäftigungschaffende Maßnahmen (ABM und
SAM) läßt. Im Hinblick auf die mit dem SGB III eröffneten
regionalen Entscheidungsspielräume haftet dieser Voraus-
schau allerdings eine wesentlich größere Unsicherheit an als
in der vergangenen Jahresprojektion.

5 Ausgewählte Aspekte der Arbeitsmarktentwicklung

Die Darstellung von Grundlinien und Perspektiven der Ar-
beitsmarktentwicklung kann in diesem Rahmen der Vielfalt

des Arbeitsmarktgeschehens bei weitem nicht gerecht wer-
den. Im folgenden untersuchen wir deshalb zumindest ausge-
wählte Elemente näher. Sie sind Bestandteil der bisherigen
Analyse und wurden schon in gebotener Kürze angesprochen.
Sie stehen aber auch für sich, zumal sie unter analytischen wie
beschäftigungspolitischen Gesichtspunkten von Bedeutung
sind.

Mit Blick auf aktuelle wirtschaftliche Besonderheiten be-
leuchten wir die krisenhafte Entwicklung im Baugewerbe so-
wie die nachlassende Dynamik im Dienstleistungssektor nä-
her. Größere Aufmerksamkeit widmen wir auch den krank-
heitsbedingten Fehlzeiten, weil sie sich anders als in verglei-
chenden Zeiträumen verändert haben. Auch die Überstunden
werden ausführlicher untersucht, weil sie nach wie vor mit im
Zentrum der öffentlichen Debatte über Potentiale für mehr
Beschäftigung stehen. Daneben gibt es freilich eine Vielzahl
von weiteren analytisch und politisch bedeutsamen Aspekten,
die in diesem Rahmen aber zunächst nicht hinreichend ge-
würdigt werden können.

5.1 Sorgenkind Bauwirtschaft – Hoffnungsträger Dienst-
leistungen?

Die Bauwirtschaft steckt in einer Krise, sowohl im Westen als
auch noch stärker im Osten. Die realen Bauinvestitionen sin-
ken in Westdeutschland seit 1995 und in Ostdeutschland seit
1996 (vgl. Tabelle 7).

In den alten Bundesländern waren die höchsten Rückgänge
der Bauinvestitionen 1996 zu verzeichnen (insgesamt
-3,7 %). Besonders stark traf es den Wirtschaftsbau (-5,2 %)
und den öffentlichen Bau (-8,1 %). Der Wohnungsbau nahm
vergleichsweise wenig ab (-1,8 %). Im Verlauf des Jahres
1997 hat sich die Lage etwas aufgehellt, ohne die Entwick-
lung grundlegend zu verbessern. Für 1998 wird zwar eine Sta-
bilisierung erwartet, aber der Einbruch im Baugewerbe
bremst die konjunkturelle Entwicklung in der Gesamtwirt-
schaft.

In den neuen Bundesländern markiert die Entwicklung der
letzten beiden Jahre gewissermaßen eine Tendenz zur Nor-
malisierung. Nach der Wiedervereinigung Deutschlands stie-
gen die Bauinvestitionen im Osten außerordentlich stark an
und erreichten 1995 ihren Höhepunkt. Je Einwohner wurden
1995 im Osten gut 9.000 DM in Bauleistungen investiert, im
Westen lediglich 5.100 DM. Auch 1997 lagen die Prokopf-
Bauinvestitionen im Osten um 80 % über denen im Westen.
Die Abnahme der realen Bauinvestitionen seit 1996 verteilt
sich ungleich auf die einzelnen Bausparten. Am höchsten sind
die Einbußen im Wirtschaftsbau, auf den etwa ein Drittel der
Bauinvestitionen entfällt. Die Auftragseingänge als Indikator
für künftige Entwicklungen sind hier am stärksten rückläufig.
Weniger ungünstig sind die entsprechenden Kennziffern im
Wohnungsbau (Anteil: knapp 50 %) und auch im öffentlichen
Bau (Anteil: 20 %). In vielen Infrastrukturbereichen sowie
beim Neubau und bei der Sanierung von Wohnungen sind in
den letzten Jahren sichtbare Fortschritte erzielt worden. Der
Baubedarf in diesen Sparten ist zwar noch immer hoch, doch
sind die Möglichkeiten zur Finanzierung von Bauprojekten
begrenzt. Die Aussichten für den Wirtschaftsbau hängen
hauptsächlich von der allgemeinen wirtschaftlichen Ent-
wicklung ab, deren grundlegende Besserung im Osten noch
aussteht.

Die sinkende Produktion bewirkte im Westen und Osten ei-
nen kräftigen Beschäftigungsabbau (vgl. Tabelle 8 und
Schaubild 8). Im Baugewerbe war der Beschäftigungs-
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höchststand in den alten Bundesländern mit knapp 2 Mio Per-
sonen schon im Jahr 1994 erreicht worden, in den neuen Bun-
desländern 1995 mit knapp 1,1 Mio Personen. Seit diesen Jah-
ren nimmt die Beschäftigtenzahl jeweils ab. Bis 1997 ging sie
im Westen um 200.000 auf 1,76 Mio und im Osten um
100.000 auf knapp 990.000 zurück.

Zu bedenken ist dabei, daß auf deutschen Baustellen oft Ar-
beiter aus der Europäischen Union und aus dem übrigen Aus-
land tätig sind. Trotz der Mindestlohnregelung im Rahmen
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes ist ihre Zahl beträcht-
lich.40 Darüber hinaus belegen Kontrollen der Arbeitsämter,
daß zahlreiche ausländische Arbeitnehmer ohne Arbeitsge-
nehmigungen bzw. auch inländische Schwarzarbeiter im Bau-
gewerbe tätig sind.41

Nach vorläufigen statistischen Angaben hat sich das Tempo
des Beschäftigungsrückgangs im Bundesgebiet West im Jah-
resverlauf 1997 vermindert. Demgegenüber sehen die Ten-
denzen im Bundesgebiet Ost ungünstiger aus. Die monatli-
chen Abnahmeraten waren 1997 deutlich höher als im Vor-
jahr.

Diese Entwicklung führte zu steigender Arbeitslosigkeit bei
Beschäftigten mit Bauberufen (vgl. Schaubild 9). So waren
Ende des Jahres 1997 im Bundesgebiet West 165.000 Bauar-
beitnehmer (Berufsbereich 44 - 47) arbeitslos gemeldet,
3,3 % mehr als zum Vorjahresende. Dramatischer hat sich die
Zahl der arbeitslosen Bauarbeiter im Bundesgebiet Ost er-
höht. Mit 123.000 lag sie Ende 1997 um 43,6 % über dem
Vorjahresstand.42

Die Kurzarbeit in der Bauwirtschaft nahm zum Jahresende
hin saisonüblich zu. Sie war zwar am Jahresende 1997 im We-
sten niedriger als 1996, mit -29 % fiel der Rückgang aber
nicht so deutlich aus wie in den übrigen Wirtschaftsbereichen
(-45 % im Dezember 1997 gegenüber dem Vorjahr). Im Un-
terschied dazu stieg die Zahl der Kurzarbeiter im Baugewer-
be der neuen Bundesländer entgegen der Entwicklung in den
übrigen Branchen (+14 %).

Im Baugewerbe gibt es Regelungen zur Absicherung der Be-
schäftigungsverhältnisse bei witterungsbedingten Arbeits-
ausfällen.43

Es kann grundsätzlich angenommen werden, daß ein mehr
oder weniger großer Teil der Betroffenen ohne derartige Re-
gelungen entlassen worden wäre. Es können somit Arbeits-
verhältnisse erhalten und stärkere saisonale Schwankungen
der Beschäftigtenzahl und höhere registrierte Saisonarbeits-
losigkeit vermieden werden.

Mit der Einschätzung dieser Arbeitsmarktentlastungseffekte
verbinden sich aber eine Reihe von Unsicherheiten. So ist z.B.
nicht auszuschließen, daß sich Baubetriebe ohne diese Rege-
lungen stärker um eine Verstetigung der Bauproduktion übers
Jahr bemüht und/oder zumindest einen Teil der Belegschaft,
insbesondere die Fachkräfte, über das Saisontief hinweg ge-
halten hätten. Darüber hinaus liegt der produktive Wert der
Schlechtwetterregelungen darin, daß durch den Fortbestand
des Arbeitsverhältnisses die Produktion bei besserem Wetter
unverzüglich wieder aufgenommen werden kann. Quantitativ
ist dieser Effekt um so größer zu veranschlagen, je günstiger
sich die Auftragslage darstellt, um so kleiner, je schlechter die
Auftragslage ist. 

Wenn also z.B. wegen schlechter Auftragslage Bauproduk-
tion und Baubeschäftigung ohnehin deutlich rückläufig sind,
kann die Schlechtwettergeldregelung bzw. ihre Änderung im
wesentlichen zu zeitlichen Verschiebungen beim Personalab-
bau und bei der Veränderung der Arbeitslosigkeit führen. Auf
Jahresbasis gerechnet würde dann bei Dominanz der kon-
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Schaubild 8: Beschäftigte im Baugewerbe

Quelle: Statistisches Bundesamt; 1998: IAB-Prognose

40 Die Angaben zu ihrer Größenordnung sind nicht einheitlich. Knipper (vgl.
Fußnote 49, S. 687) nennt 182.000 Beschäftigte als Jahresdurchschnitt
1997. Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz schreibt dem ausländischen Ar-
beitgeber vor Beginn einer Bautätigkeit im Inland eine Anmeldung auch
der beschäftigten Arbeitnehmer vor. Danach betrug der Bestand an gemel-
deten ausländischen Arbeitnehmern im März 1997 rd. 69.000. Es ist anzu-
nehmen, daß die Anmeldungen nicht vollständig erfolgen. Vgl. Weber, B.:
Die Kontrollaufgaben der Bundesanstalt für Arbeit im Rahmen des Ar-
beitnehmer-Entsendegesetzes und ihre praktische Umsetzung, in: Arbeit
und Beruf 6/1997, S. 161-163.

41 Vgl. Liebold, E.: Immer mehr Schwarzarbeit auf dem Bau, in: Behörden-
Spiegel, März 1997, S. 3.

42 Vgl. Institut der Deutschen Wirtschaft (Hrsg.): Ostdeutschland – Bauwirt-
schaft speckt ab, in: Informationsdienst des IW, Nr. 5/1998, S. 3.
Söffner, F.: Baurezession schwächt sich ab, in: ifo-Wirtschaftskonjunktur,
8/97, S. A1-A14.

43 Vgl. Hammer, R.: Winterarbeitslosigkeit vermeiden, in: Bundesarbeits-
blatt, 12/1997, S. 17ff.

Schaubild 9: Registrierte Arbeitslose und Kurzarbeiter
im Baugewerbe

1) Berufsgruppen 44 - 47; Stand Monatsende
2) Wirtschaftszweige 59 - 61; Stand Monatsmitte
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit



junkturellen und strukturellen Einflußfaktoren das Beschäfti-
gungsvolumen im Bau möglicherweise nicht anders ausfallen
als sonst.

Zum Jahresbeginn 1996 ist an die Stelle der Schlechtwetter-
geldregelung ein System der Beschäftigungsförderung getre-
ten. Dazu gehörten u.a. die Zahlung eines Überbrückungsgel-
des (Winterausfallgeld-Vorausleistung) für die ersten 150 wit-
terungsbedingten Ausfallstunden und die Zahlung von Win-
terausfallgeld ab der 151. Ausfallstunde. Zum 1. November
1997 wurde die Schlechtwettergeldregelung im AFG durch
neue Regelungen abgelöst. Sie erlauben eine flexible Gestal-
tung der Arbeitszeit in den Sommer- und Wintermonaten, ent-
lasten die Betriebe von Kosten bei witterungsbedingten Ar-
beitsausfällen in den Wintermonaten und ersetzen eine unmit-
telbare Belastung der Unternehmen durch eine mittelbare (Um-
lagefinanzierung). Die Frage nach den Auswirkungen dieser
Neuregelung ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch offen.

Um einer Antwort näher zu kommen untersuchen wir im fol-
genden die Elastizität der Beschäftigung im Baugewerbe
(West) in zwei annähernd vergleichbaren Entwicklungsphasen.

Die Bauproduktion – gemessen am Beitrag zum realen Brut-
toinlandsprodukt der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen – ist in den Jahren 1995 bis 1997 zusammengenommen
etwa im gleichen relativen Aufwand geschrumpft wie in den
Jahren 1981 und 1982 (-8,4 % gegenüber -7,9 %). Die Be-
schäftigung war in diesen Jahren um 10,4 % bzw. 6,0 % rück-
läufig.

Die Elastizität der Beschäftigung im Hinblick auf die Pro-
duktionsentwicklung (Verhältnis der prozentualen Verände-
rungen) war demnach zuletzt größer als früher (1,2 gegenüber
0,76). Dies spricht dafür, daß negative Impulse von der Nach-
frageseite her 1995/1997 stärker in einen Beschäftigungs-
rückgang umgesetzt wurden als früher. Hätte sich die Elasti-
zität nicht geändert, dann wäre es – bei der gegebenen Pro-
duktionsentwicklung – zu einem Beschäftigungsrückgang
um 130.000 statt um rd. 200.000 Personen gekommen.

Zu der um 70.000 Personen stärkeren Beschäftigungsreaktion
könnte die o.a. Neuregelung beigetragen haben. Eine Ent-
wicklung der saisonbereinigten Arbeitslosenzahlen in den
Bauberufen deutet darauf hin, daß sich die witterungsbeding-
te Unterbeschäftigung in den Wintermonaten der Jahre
1996/97 stärker als früher in registrierter Arbeitslosigkeit nie-
dergeschlagen hat. Der Einfluss der o.a. Neuregelungen läßt
sich derzeit allerdings nicht beziffern.

So ist bei den vorstehenden Periodenvergleichen u.a. folgen-

des zu bedenken:

• Die Entwicklung im Baugewerbe verlief vor 1981 relativ
gut und stetig, in der ersten Hälfte der 90er Jahre dagegen
schwach und schwankend. Dies könnte die Beschäfti-
gungselastizität erhöht haben.

• Unterschiedliche Witterungsbedingungen könnten eine
Rolle spielen.

• Die jeweilige Arbeitszeitentwicklung müßte näher unter-
sucht werden (Kurzarbeit, Überstunden, tarifbestimmte Ar-
beitszeiten).

• Die Jahreswerte ergeben nur ein sehr grobes Bild. Die Ent-
wicklung müßte auch unterjährig (nach Quartalen/Mona-
ten) analysiert werden.

• Durch die fortschreitende Internationalisierung der Bau-
produktion wird heute mehr als früher auf ausländische Un-
ternehmen und Subunternehmen zurückgegriffen. Dadurch
wird inländische Wertschöpfung durch Dienstleistungsim-
porte substituiert.

Derzeit mischen sich konjunkturelle, strukturelle und witte-
rungsbedingte Einflüsse mit dem Einfluß gesetzlicher und ta-
riflicher Neuregelungen. So kommt z.B. das ifo Institut in ei-
ner Untersuchung zu folgendem Ergebnis: „Auch wenn der
sprunghafte Anstieg arbeitsloser Bauarbeiter seit Anfang des
Jahres (1997 d. Verf.) in hohem Maße auf Sondereinflüsse
zurückzuführen ist, führt kein Weg an der Erkenntnis vorbei,
daß der (west-)deutsche Bausektor nicht bloß eine konjunk-
turelle Schwächephase durchläuft, sondern (erneut) in einer
strukturellen Krise steckt“.44

Die Probleme im Bausektor werden auch 1998 anhalten.
Noch sind wenig Anzeichen für einen nachhaltige Besserung
zu erkennen.45 Allerdings sind die Aussichten der Baupro-
duktion für die einzelnen Sparten sehr unterschiedlich.46

Die Investitionen im Wohnungsbau werden real um 1,4 % un-
ter dem Vorjahresniveau liegen, wobei die Entwicklung im
Westen und im Osten nach dem gleichen Muster erfolgen wird
(weniger Mietwohnungsbau, mehr Eigenheimbau).

Im Wirtschaftsbau wird für Westdeutschland nach längerer
Zeit wieder mit einem leichten Zuwachs gerechnet, während
im Osten erneut weniger investiert werden dürfte. Dazu tra-
gen hohe aktuelle Leerstandsraten bei Büro- und Gewerbe-
flächen, der vorläufige Abschluß der nach der Wiederverei-
nigung begonnenen größeren Investitionen in Industrie und
technischer Infrastruktur sowie die aufgrund der trüben all-
gemeinwirtschaftlichen Aussichten geringe Neigung zu Er-
weiterungsinvestitionen bei.

Auch im öffentlichen Bau wird die Entwicklung gespalten
sein: im Westen tendenziell leichte Zunahme, weniger bei
Neubau- als verstärkt bei Instandsetzungsmaßnahmen; im
Osten erneute Abnahme der öffentlich finanzierten Bautätig-
keit aufgrund der zurückhaltenden Auftragsvergabe der Ge-
bietskörperschaften.

Insgesamt erwarten wir für 1998 aufgrund der skizzierten
baukonjunkturellen Lage im Rahmen der mittleren Variante II
unserer Alternativrechnungen (siehe Abschnitt 3) einen wei-
teren Beschäftigungsabbau. Die aktuellen kurzfristigen Be-
schäftigungserwartungen (3 - 4 Monate im voraus) der im
ifo-Konjunkturtest befragten Bauunternehmen im Osten und
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44 ifo Schnelldienst 5-6, 1997, S. 3.
45 Vgl. Knipper, M.: Die Lage der deutschen Bauwirtschaft zum Jahres-

wechsel 1997/98, in: Wirtschaftsdienst 1997/12, S. 685-688, ders. in:
Frankfurter Rundschau Nr. 303 vom 31.12.1997.

46 Vgl. Rußig, V.: Baukonjunktur 1997/98 in Westeuropa: Wachstumsbrem-
se trotz zunehmender Dynamik, Ausgewählte Ergebnisse der 44. EURO-
CONSTRUCT-Konferenz am 1./2. Dezember in Barcelona, in: ifo-Schnell-
dienst 3/98, S. 29-30.

47 Die zuletzt verfügbaren Angaben stammen vom Dezember 1997. Sie wer-
den also zusätzlich zur allgemeinen konjunkturellen Lage von dem in den
Wintermonaten üblichen Einschränkungen der Bauproduktion geprägt.
37 % der westdeutschen Baufirmen wollen ihre Belegschaft in nächster Zeit
verringern, von den ostdeutschen ist es hingegen gut die Hälfte.

48 Der Hauptverband der Deutschen Bauindustrie geht für 1998 von einem
Beschäftigungsrückgang im Bauhauptgewerbe von 70.000-100.000 Perso-
nen für Gesamtdeutschland aus. Vgl. Knipper, M.: a.a.O. S. 687, Allein für
Ostdeutschland wird ein Abbau von 40.000 Arbeitsplätzen im Baugewerbe
erwartet.
Vgl. W+P Konjunktur ’98, in: Wirtschaftswoche Nr. 52/1997, S. 34



im Westen lassen keine durchgreifenden Verbesserungen er-
warten.47 Um eine Vorstellung über die mögliche Größenord-
nung des Beschäftigungsrückgangs zu gewinnen, haben wir
die Produktivitätsentwicklung von 1997 zu 1996 (hier hilfs-
weise berechnet als Relation zwischen Volumen der Bauin-
vestitionen und Jahresdurchschnitt der Beschäftigten im Bau-
gewerbe) für 1998 fortgeschrieben. Aus den voraussichtli-
chen Investitionsvolumina (vgl. Tabelle 7) und der so ermit-
telten Produktivität ergibt sich dann die erwartete Beschäf-
tigtenzahl. Für das Baugewerbe im Bundesgebiet West rech-
nen wir unter diesen Annahmen für 1998 mit einer Abnahme
der Beschäftigtenzahl um gut 50.000 Personen, für das Bun-
desgebiet Ost um rd. 50.000.48

Das Baugewerbe verzeichnet im Jahr 1998 dann noch insge-
samt rd. 2,6 Mio Beschäftigte, rd. 100.000 weniger als im Vor-
jahr. Seit dem Jahr 1995 wären dann 0,4 Mio Arbeitsplätze
verlorengegangen.

Weniger Dynamik im Dienstleistungssektor

Als einziger Wirtschaftsbereich mit langfristig anhaltend po-
sitiver Beschäftigungsentwicklung erweisen sich die Dienst-
leistungsunternehmen (einschl. Kreditinstitute und Versiche-
rungsgewerbe). 1997 nahm hier die Zahl der Erwerbstätigen
in den alten Bundesländern um 2,2 % (knapp 130.000 Perso-
nen) zu. Diese Rate war allerdings die niedrigste seit mehr als
zehn Jahren und reichte bei weitem nicht aus, den Beschäf-
tigtenabbau in anderen Branchen, insbesondere im Produzie-
renden Gewerbe, auszugleichen.

In diesem Sektor sind Branchen zusammengefaßt, die jeweils
sehr unterschiedliche Entwicklungen genommen haben. Stark
vereinfachend kann man produktions-/unternehmensnahe,
personenbezogene/konsumnahe und soziale Dienstleistungen
unterscheiden. Die Entwicklung in den produktionsnahen
Dienstleistungen hängt zum einen stark von der Nachfrage
des warenproduzierenden Gewerbes und damit auch von den
Wechsellagen der konjunkturellen Entwicklung ab. Außer-
dem spielt auch die längerfristige Auslagerung von Dienst-
leistungen aus dem sekundären Sektor bei Konzentration auf
das Kerngeschäft (sog. Out-Sourcing) eine größere Rolle.
Dämpfend auf die Beschäftigungsentwicklung wirken sich in
diesem Bereich auch die Rationalisierungen bei Versicherun-
gen und Kreditinstituten aus. Die Entwicklung der personen-
bezogenen Dienstleistungen hingegen wird stark von den Be-
dürfnissen der Bevölkerung und den Möglichkeiten, sie zu be-
friedigen, also von der Einkommensentwicklung bestimmt.
Der Umfang sozialer Dienstleistungen wird weitgehend von
politischen Entscheidungen beeinflußt (z.B. Angebote öf-

fentlicher Dienste).

Differenziert und zeitnah ist die Beschäftigungsentwicklung
in diesen Wirtschaftszweigen nur für die Gruppe der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigten darzustellen (Ergeb-
nisse aus der Beschäftigtenstatistik der BA liegen tiefgeglie-
dert bis zum 1. Quartal 1997 vor). Das Bild ist dennoch un-
vollständig 49, denn der Anteil von Selbständigen und mithel-
fenden Familienangehörigen ist gerade hier recht hoch. Aus-
serdem dürften die sozialversicherungsfreien, darunter insbe-
sondere die geringfügig Beschäftigten, in diesen Branchen
stark vertreten sein. Dies erklärt wohl teilweise auch, warum
z.B. die Zweige „Gaststätten und Beherbergung“ sowie „Rei-
nigung und Körperpflege“ schon ab 1996 keine weitere Zu-
nahme ihrer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung
aufweisen.

Aufschlußreich ist im Zusammenhang mit der Wirtschafts-
entwicklung ein Blick auf die Personalentwicklung bei pro-
duktionsnahen Dienstleistern. Unternehmen mit qualifizier-
tem Angebot haben hier für die Sicherung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Wirtschaft unter den Bedingungen einer anhal-
tenden Tendenz zur Globalisierung wachsende Bedeutung.
Von den konjunkturellen Schwankungen der Wirtschaft sind
diese Unternehmen naturgemäß unmittelbar betroffen. Ver-
änderungen der Nachfrage nach ihren Leistungen beeinflus-
sen die Entwicklung ihres Beschäftigtenbestandes. Zwischen
den Unternehmen im Bundesgebiet West und Ost bestehen
deutliche Unterschiede. Darauf deuten Betriebsbefragungen
des Zentrums für europäische Wirtschaftsforschung (ZEW)
hin. Die Beschäftigungsentwicklung war in den westdeut-
schen Unternehmen allerdings günstiger als in den ostdeut-
schen.

Allgemein ist seit Mitte 1996 eine allmählich günstigere Ent-
wicklungstendenz festzustellen. Die Situation und die Per-
spektiven werden überwiegend positiv beurteilt.

Die ZEW-Befragung liefert auch Angaben zur Beschäfti-
gungsentwicklung in zehn ausgewählten unternehmensnahen
Dienstleistungsbranchen.50

Die branchenspezifische Entwicklung des Personalbestands
ist sehr differenziert. Über den gesamten Zeitraum hinweg
überwiegen lediglich in den beiden Branchen „EDV-Dienst-
leistungen“ und „Unternehmensberatung“ eindeutig die posi-
tiven Firmenmeldungen.

Demgegenüber gibt es in den Bereichen „Architektur“ sowie
„Technische Planung und Beratung“ mehr Unternehmen mit
abnehmendem Personalbestand. Offenkundig spielt hier die
allgemein schwache Investitions- und Bautätigkeit eine Rol-
le. Auch in der Vorausschau zeichnet sich keine Besserung
ab.

In den neuen Bundesländern haben die Dienstleistungsunter-
nehmen ihren Beschäftigtenstand nicht weiter vergrößert.
Jahresdurchschnittlich war sogar eine Abnahme um 8.000
Personen zu verzeichnen (vgl. Tabelle 6). Damit konnten die
Branchen dieses Wirtschaftsbereiches nicht an die positive
bisherige Entwicklung anschließen. Angesichts der schmalen
industriellen Basis und der unbefriedigenden Situation in der
Bauwirtschaft ist die schwache Entwicklung der mit ihnen ar-
beitsteilig verbundenen Dienstleistungsunternehmen aber
nicht überraschend.

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang immerhin, daß
44 % aller Gewerbeanmeldungen im Jahr 1997 im Osten
Dienstleister waren (Westdeutschland: 48 %, nur wirtschafts-
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49 Im Gegensatz zu ihrer gesamtwirtschaftlichen Bedeutung steht die Ver-
fügbarkeit von statistischen Informationen zu ihrer konjunkturellen Ent-
wicklung. Um diesem Umstand abzuhelfen, befragt seit 1994 alle drei Mo-
nate das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) Mannheim
in Zusammenarbeit mit dem Verband der Vereine Creditreform rd. 1.000
Unternehmen im gesamten Bundesgebiet aus zehn Dienstleistungsbran-
chen nach ihrer Geschäftsentwicklung einschl. ihrer Beschäftigtenent-
wicklung.
Eine ähnliche Befragung veranstaltet das ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung München seit  Anfang 1995 speziell bei rd. 300 DV-Dienstleistern.

50 Im einzelnen werden die folgenden Branchen unterschieden: EDV-Dien-
ste; Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung; Unternehmensberatung; Ar-
chitektur; Technische Beratung und Planung; Werbung; Fahrzeugvermie-
tung; Maschinenvermietung; Spedition und Lagerei; Abfall- und Abwas-
serentsorgung.

51 Vgl. Bretz, M.: Unternehmensentwicklung – Insolvenzen, Neugründungen
und Löschungen – Jahr 1997, eine Untersuchung der Creditreform Wirt-
schafts- und Konjunkturforschung, Neuss 1997, S. 31-32.



aktive Unternehmen). Bei geschätzten 67.000 neuen Arbeits-
plätzen bei allen Existenzgründungen entfielen damit auf den
Dienstleistungsbereich rd. 30.000.51

Der Staat baute 1997 in den alten und neuen Bundesländern
weiterhin Personal ab.

In den neuen Bundesländern verringerte der öffentliche Sek-
tor seinen Beschäftigungsstand besonders stark. 1997 ging
die Beschäftigtenzahl um 4 % (54.000) Beschäftigte gegen-
über dem Vorjahr zurück. Dies war die seit 1994 größte Ab-
nahme.

Ergebnisse der Personalstandsstatistik für den Öffentlichen
Dienst liegen bis zur Jahresmitte 1996 vor (vgl. Tabellen 10a
und 10b).52 Sie geben die Entwicklung in den Teilbereichen
wieder. Offenbar gibt es z.T. noch insbesondere im Verant-
wortungsbereich der ostdeutschen Kommunen eine im Ver-
gleich zu den westlichen Bundesländern hohe Personalaus-
stattung in verschiedenen Aufgabenfeldern. Diese „Überbe-
setzung“ ist teilweise historisch-strukturell bedingt, da die
Kommunen oft Dienstleistungen vorhalten, z.B. Betreuungs-
einrichtungen für Kinder, die in den alten Ländern von freien
Trägern angeboten werden.

Auf 10.000 Einwohner im Bundesgebiet Ost kamen nach un-
serer Rechnung Mitte 1996 536 Vollzeitbeschäftigte im un-
mittelbaren Öffentlichen Dienst. 1991 waren es noch 252 Be-

schäftigte mehr. In Westdeutschland betrug die Quote 433
Vollzeitbeschäftigte. Beim Ansatz der gleichen Quote für den
Osten wie im Westen resultiert daraus rein rechnerisch ein
Überhang von rd. 160. 000 Vollzeitbeschäftigten. 1991 waren
es nach gleicher Rechnung noch 475.000.

Weitere Kürzungen und Einsparungen von Haushaltsmitteln
dürften einen anhaltenden Abbau des Beschäftigungsvolu-
mens nach sich ziehen, der sich allerdings in verschiedenen
Formen vollziehen könnte. Oft wird älteren Beschäftigen das
vorzeitige Ausscheiden aus dem Berufsleben ermöglicht,
aber es könnten auch vermehrt verschiedene Formen der Teil-
zeitarbeit angeboten werden. Besonders verbreitet sind sol-
che Lösungen im Bereich der vorschulischen Bildung und der
Schulen, da hier wegen des starken Geburtenrückgangs in den
Nachwendejahren die Zahl der zu versorgenden Kinder und
Jugendlichen ebenfalls stark abgenommen hat. Zugleich dürf-
ten weiterhin Dienstleistungen, die nicht zum Kernbereich
der öffentlichen Verwaltung gezählt werden, teilweise ausge-
lagert und privatisiert werden.

Auch in den alten Bundesländern hält die Tendenz zum Stel-
lenabbau im Öffentlichen Dienst an. Von Mitte 1991 bis 1996
ist die Beschäftigtenzahl im unmittelbaren Öffentlichen
Dienst (Bund, Länder und Kommunen) um gut 200.000 re-
duziert worden. Der Beschäftigungsabbau erfolgt oft nach
dem gleichen Muster wie im Osten (Auslagerung, Privatisie-
rung, Straffung von Arbeitsabläufen).

Generell könnten beschäftigungsorientierte Arbeitszeitmo-
delle, die den Sparzwängen und den Arbeitsmarkterforder-
nissen gleichermaßen Rechnung tragen, in die Überlegungen
einbezogen werden.
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Schaubild 10: Langfristige Entwicklung von Wirtschaftswachstum, Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und Krankenstand
in Westdeutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesanstalt für Arbeit, Bundesministerium für Gesundheit

52 Vgl. Breidenstein, W.: Beschäftigte der öffentlichen Arbeitgeber am
30. Juni 1996, in: Wirtschaft und Statistik, 11/1997, S. 785-792.

53 Meldungen der gesetzlichen Krankenkassen an das Bundesgesundheitsmi-
nisterium.



Bei den Organisationen ohne Erwerbszweck und Privaten
Haushalten nahm die Beschäftigung in den alten Bundeslän-
dern zu, in den neuen stagnierte sie.

5.2 Rückläufiger Krankenstand schafft Spielräume

In den Jahren 1996 und 1997 sind die krankheitsbedingten
Fehlzeiten kräftig zurückgegangen. Die durchschnittliche
Krankenstandsquote 53 ist in den alten Bundesländern von
5,2 % im Jahr 1995 auf 4,1 % im Jahr 1997 gesunken (vgl.
Tabelle 3a). Das entspricht unseren Erwartungen vor Jahres-
frist. Den Betrieben und Verwaltungen ist damit ein Arbeits-
volumen in Höhe von jährlich rd. 220 Mio Stunden zuge-
wachsen, das für die Produktion von Gütern und Diensten ge-
nutzt werden konnte.

In den neuen Bundesländern war in den Jahren von 1995 bis
1997 ein Rückgang von 5,1 % auf 4,4 % zu verzeichnen (vgl.
Tabelle 3b). Den Arbeitsvolumeneffekt beziffern wir auf jähr-
lich rd. 40 Mio Stunden.

Welche der Reaktionen überwiegt, hängt auch von den aktu-
ellen gesamtwirtschaftlichen Perspektiven ab. So dürften bei
verhaltener Entwicklung und vorsichtig optimistischen Er-
wartungen die Betriebe und Verwaltungen eine zurückhalten-
de personalpolitische Linie einschlagen. Zusätzliche Produk-
tion von Waren und Dienstleistungen dürften die geringeren
Fehlzeiten wohl nur in Teilbereichen, wo hohe Kapazitätsaus-
lastung und starke Nachfrage herrscht, bewirkt haben.

Die Ursachen des Rückgangs der krankheitsbedingten Fehl-
zeiten sind ohne tiefergehende Untersuchung nicht präzise
auszumachen. Anhand verschiedener Indikatoren zeichnen
sich folgende Zusammenhänge ab:

• Die Krankenstandsquote ist konjunkturabhängig. Das
Schaubild 10 zeigt, daß sie in den Jahren seit 1970 der Ent-
wicklung des realen Bruttoinlandsprodukts, der Beschäftig-
tenzahl sowie der (inversen) Arbeitslosenquote folgt. Bei ei-
ner Verschlechterung der Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage
sinkt also der Krankenstand tendenziell und umgekehrt. Da-
hinter können kurzfristige strukturelle Verschiebungen ste-
hen, z.B. stärkere konjunkturelle Betroffenheit von Sektoren,
Tätigkeiten und/oder Beschäftigungsgruppen mit überdurch-
schnittlichem Krankenstand. Außerdem können auch Verhal-
tensänderungen bei Beschäftigten eine Rolle spielen.

• Die Krankenstandsquote nimmt trendmäßig ab. Dazu dürf-
te auch der Wandel der Wirtschaftsstruktur beigetragen ha-
ben. Der Anteil von Sektoren mit bisher überdurchschnittli-
chem Krankenstand (Baugewerbe, Verarbeitendes Gewerbe,
Verkehr und Nachrichtenübermittlung) ist seit 1970 von 60 %
auf 40 % zurückgegangen.

• Zur rückläufigen Tendenz des Krankenstands könnte des
weiteren die Verkürzung der Arbeitszeit sowie auch die Ver-
jüngung der Belegschaften in Teilbereichen beigetragen ha-
ben. Außerdem könnte sich die längerfristige Gesundheits-
versorgung sowie ein höheres Gesundheitsbewußtsein der
Bevölkerung positiv ausgewirkt haben. Meldungen aus ein-
zelnen Industriebranchen stützen diese Vermutungen.54

• Auch das neue Entgeltfortzahlungsgesetz kann der Intenti-
on des Gesetzgebers entsprechend auf die Senkung der Kran-
kenstandsquote hinwirken. Es sieht u.a. vor, daß Krankheits-

zeiten zu Einkommensverlusten führen und/oder einkom-
mensneutral durch Einbringung von Urlaubstagen kompen-
siert werden können. Dennoch wurde in zahlreichen Tarif-
vereinbarungen das Einkommen im Krankheitsfall abgesi-
chert. Auch diese Einflüsse können wir nicht präzise heraus-
filtern. Die Gesamtentwicklung im Verlauf der Jahre 1996
und 1997 zeigt allerdings, daß die durchschnittliche Kran-
kenstandsquote bereits gefallen ist, bevor die gesetzlichen
und tariflichen Neuregelungen greifen konnten (vgl. Schau-
bild 11a und b).

Der durch niedrigeren Krankenstand geschaffene Spielraum
kann betrieblicherseits in folgender Weise genutzt werden:

– Dort, wo hohe Nachfrage herrscht oder die Nachfrage ela-
stisch ist, können mehr Waren oder Dienstleistungen pro-
duziert werden.

– Das zusätzlich verfügbare Arbeitsvolumen kann helfen,
Überstunden produktionsneutral zu vermeiden.

– Soweit personelle und/oder organisatorische Dispositionen
kurzfristig nicht auf die geringeren Fehlzeiten eingestellt
werden (können), würde unter sonst gleichen Bedingungen
die Produktivität schwächer zunehmen. Es könnte aus den
gleichen Gründen auch zu (mehr) Kurzarbeit kommen.

– Das zusätzlich verfügbare Arbeitsvolumen kann bewirken,
daß Einstellungen wegfallen oder zurückgestellt werden,
oder daß Personal abgebaut wird.

Aufgrund der sektoralen, regionalen und einzelbetrieblichen
Vielfalt des wirtschaftlichen Geschehens wird jede dieser Re-
aktionen vorkommen (nicht selten in Verbindung mit ande-
ren).

Die Wirkungen dieser Entwicklungen auf das Arbeitsmarkt-
geschehen insgesamt, insbesondere aber auf die Beschäfti-
gung hängen u.a. davon ab, ob der Rückgang des Kran-
kenstands als vorübergehend oder dauerhaft betrachtet wird.

Wird die Entwicklung des Krankenstands von den Beschäfti-
gern als vorübergehend eingestuft, so werden sie wohl nicht
mit größeren personellen oder organisatorischen Änderungen
reagieren. Rechnen sie damit, daß der Krankenstand dauer-
haft auf dem niedrigeren Niveau bleibt, dürften sich ihre län-
gerfristigen Dispositionen darauf einstellen, denn dies be-
deutet anhaltend niedrigere Kosten und/oder höhere Erträge
und damit bessere Angebotsbedingungen.

Welche Reaktion überwiegt, hängt auch von den aktuellen ge-
samtwirtschaftlichen Perspektiven ab. So dürften bei verhal-
tener Entwicklung und vorsichtig optimistischen Erwartun-
gen die Betriebe und Verwaltungen eine zurückhaltende per-
sonalpolitische Linie einschlagen. Zusätzliche Produktion
von Waren und Dienstleistungen dürften die geringeren Fehl-
zeiten wohl nur in Teilbereichen, wo hohe Kapazitätsausla-
stung und starke Nachfrage herrschen, bewirkt haben.

Im Ganzen spricht einiges dafür, daß der Rückgang der krank-
heitsbedingten Fehlzeiten auf kurze Sicht die Beschäfti-
gungsentwicklung und die Überstundenarbeit gedämpft, aber
auf längere Sicht die Bedingungen für mehr Wachstum und
Beschäftigung verbessert hat, zumal sich ein Wiederanstieg
des Krankenstands nicht abzeichnet und somit eine anhalten-
de Kostenentlastung erwartet werden kann.

Alles in allem ist es plausibel anzunehmen, daß der Kran-
kenstand in nächster Zeit nicht spürbar ansteigen wird. Damit
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54 Vgl. Informationsbrief für Führungskräfte des Bundesarbeitgeberverban-
des Chemie (BAVC).



könnten sich letztlich die Bedingungen für mehr Wachstum
und Beschäftigung verbessern. Das Gesamtergebnis dieser
Entwicklung hängt allerdings von möglichen Neben- und
Fernwirkungen ab. Sollte der gesunkene Krankenstand infol-
ge unterlassener Heilbehandlungen und Rekonvaleszenz um
den Preis eines künftig schlechteren Gesundheitszustands der
Beschäftigten erkauft sein, so wäre die zuvor gegebene posi-
tive ökonomische Bewertung deutlich zu relativieren (höhe-
re Gesundheitskosten, später steigende Arbeitsausfälle oder
Invalidität).

Aufgrund der teilweise angesprochenen Unsicherheiten bleibt
es tiefergehenden Untersuchungen vorbehalten, darüber ein

Gesamturteil zu erarbeiten.

5.3 Weniger Überstunden für mehr Beschäftigung?

Das Überstundenvolumen verdient in der anhaltend schwie-
rigen Arbeitsmarktlage besondere Aufmerksamkeit, denn es
kann als ein Element einer Gesamtstrategie für mehr Be-
schäftigung und weniger Arbeitslosigkeit angesehen werden.
Die Frage nach den Möglichkeiten, einen Teil des Überstun-
denvolumens in Beschäftigung umzumünzen, steht somit zu-
recht mit im Vordergrund der arbeitsmarktpolitischen Dis-
kussion.55 Wiederholte Appelle der Spitzenverbände der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer sowie anderer Institutionen
und Personen zielen in die Richtung, Überstunden zugunsten
von mehr Beschäftigung abzubauen bzw. zu vermeiden.
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Schaubild 11a: Krankenstandsquote und Arbeitslosenquote in Westdeutschland

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Bundesministerium für Gesundheit

Schaubild 11b: Krankenstandsquote und Arbeitslosenquote in Ostdeutschland

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, Bundesministerium für Gesundheit

55 Vgl. Kohler, H., Spitznagel, E.: Überstunden in Deutschland, Eine empiri-
sche Analyse, IAB-Werkstattbericht Nr. 4, 1996.



Überstunden – ein vielschichtiger Tatbestand

Mit dem Begriff „Überstunden“ sind die über die regelmäßi-
ge tarifliche oder betriebsübliche Arbeitszeit hinaus geleiste-
ten Arbeitsstunden gemeint.

Man kann sie aus ganz unterschiedlichen Blickwinkeln be-
trachten:

– Für Betriebe sind Überstunden oft ein Weg, überraschende
oder auch vorhersehbare Spitzen der Nachfrage sowie vor-
übergehende Störungen und Engpässe elastisch und relativ
unkompliziert zu bewältigen.

– Für die Arbeitnehmer sind Überstunden oft die Grundlage
zusätzlichen Einkommens. Dessen Bedeutung im Haus-
haltszusammenhang hängt wiederum von vielen anderen
Umständen ab.

– In der Gesamtwirtschaft sind die jährlich geleisteten Über-
stunden ein nicht unerheblicher Teil des Arbeitsvolumens
und damit des „Produktionsfaktors Arbeit“.

Es kann unterschieden werden zwischen

– „transitorischen Überstunden“, das sind Überstunden, bei
denen ein Zeitausgleich stattfindet und

– „definitiven Überstunden“, für die kein Zeitausgleich statt-
findet. Sie können bezahlt, aber auch unentgeltlich geleistet
werden.

Arbeitsmarktpolitisch orientierte Überlegungen setzen vor al-
lem bei den bezahlten definitiven Überstunden an.56 Von die-
sen ist im folgenden die Rede, sofern nichts anderes vermerkt
ist.

Trendmäßiger Rückgang der Überstunden von konjunkturel-
len Schwankungen überlagert

In den alten Bundesländern hat die Zahl der durchschnittlich
geleisteten (bezahlten) Überstunden je Arbeitnehmer im Lauf
der Jahre trendmäßig stark abgenommen.57 Während die Be-
schäftigten in den 60er und 70er Jahren oft erheblich mehr als
100 Überstunden jährlich geleistet haben, waren es in den
80er und 90er Jahren selten mehr als 70. Der Anteil der Über-
stunden am gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumen ist nur
schwach zurückgegangen, weil auch die tarifliche Arbeitszeit
verkürzt wurde und sich die Teilzeitbeschäftigung immer
mehr verbreitet hat (vgl. Tabelle 11a).

Zum trendmäßigen Rückgang der Überstunden trugen auch

Strukturveränderungen bei: Die Beschäftigungsanteile von
Personengruppen/Sektoren, mit traditionell weniger Über-
stunden haben zugenommen (Frauen, Teilzeitbeschäftigte,
Dienstleistungsbereich). Ab den 80er Jahren hat vermutlich
auch die zunehmende Arbeitszeitflexibilisierung (intertem-
poraler und interpersonaler Zeitausgleich) zu einer zuneh-
menden Substitution von definitiven Überstunden durch tran-
sitorische Überstunden beigetragen.

Den langfristigen Trend überlagern prozyklische Schwankun-
gen: In den wachstumsstarken 60er Jahren ist die Zahl der
Überstunden absolut und relativ kräftig angestiegen. Der
Höhepunkt war 1970 erreicht: Mit 157 Stunden je Arbeit-
nehmer lag der Anteil der Überstunden am Arbeitsvolumen
(8,4 %) fast doppelt so hoch wie 1960 (4,6 %). Insgesamt wur-
den 1970 rd. 3,5 Mrd. Überstunden geleistet.

Die Rezession in den Jahren 1974 und 1975, die Abflachung
des Wachstumstrends und die veränderte Angebots-Nachfra-
ge-Konstellation am Arbeitsmarkt in den Folgejahren brach-
te einen starken Überstundenabbau.

Seit Anfang der 80er Jahre pendelt der Überstundenanteil am
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumen um die 4 %-Marke.
Nach seinem letzten Tiefpunkt im Rezessionsjahr 1993
(3,8 %) ist er im Zuge der wirtschaftlichen Belebung 1994
und 1995 leicht angestiegen (auf 4,6 %), hat im Verlauf des
Jahres 1995 zunächst stagniert und war bei insgesamt schwa-
cher Wirtschaftsentwicklung 1996 und 1997 wieder rückläu-
fig (4,2 %).

Die Entwicklung über den letzten Konjunkturzyklus hinweg
ist im großen und ganzen nicht außergewöhnlich. In den al-
ten Bundesländern wurde das Überstundenvolumen 58 in den
letzten zwei Jahren um rd. 200 Mio auf knapp 1,6 Mrd im
Jahr 1997 kräftig abgebaut. Dies ist in zweifacher Hinsicht
weitgehend ein konjunkturelles Phänomen: Knapp ein Vier-
tel wurde durch den Beschäftigungsrückgang um 1/2 Mio Per-
sonen getragen und gut drei Viertel durch geringere durch-
schnittliche Überstundenleistung der Arbeitnehmer. Mehr als
in früheren vergleichbaren Phasen könnte allerdings die
größere Unsicherheit über die künftige wirtschaftliche Ent-
wicklung den Überstundenabbau gebremst haben.

In den neuen Bundesländern ist das jährliche Überstunden-
volumen von 1990 an im Zuge des wirtschaftlichen Aufhol-
prozesses zunächst angestiegen. Im Jahr 1994 haben die Ar-
beitnehmer durchschnittlich 51 Stunden pro Jahr geleistet, er-
heblich weniger als in den alten Bundesländern. Das gesam-
te Volumen belief sich auf 0,3 Mrd Überstunden. 1996 und
1997 ist die erste Phase des wirtschaftlichen Umstrukturie-
rungsprozesses ausgelaufen. Anschlußprojekte waren nicht in
hinreichendem Umfang nachgerückt. Die Wachstumsschwä-
che im Westen hat bei zunehmender Verflechtung der Wirt-
schaftsräume die Entwicklung im Osten gedämpft. Das Über-
stundenvolumen ging auf gut 0,2 Mrd (2,6 % des Arbeitsvo-
lumens) zurück. Durchschnittlich wurden je Beschäftigten
42 Überstunden geleistet (vgl. Tabelle 11b).

Bei der Wertung dieser Daten ist zu bedenken, daß auch im
Arbeitszeitbereich Statistiken, die über die neuen Bundeslän-
der berichten, erst nach und nach aufgebaut wurden und sich
die Informationslage erst allmählich verbessert hat. Insofern
sind die Zeitreihen v.a. am Anfang mit gewissen Unsicher-
heiten behaftet.

Zu berücksichtigen ist außerdem, daß sich die sehr niedrige
durchschnittliche Überstundenleistung Anfang der 90er Jah-
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56 Aber auch die transitorischen Überstunden sind für die „work sharing“-De-
batte von Bedeutung. So kann eine Umwandlung von bezahlten definiti-
ven in transitorische Überstunden durch Zeitausgleich die Beschäftigung
fördern, ohne die Flexibilität, Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit der
Betriebe zu beeinträchtigen.

57 Unsere Berechnungen stützen sich auf Ergebnisse der amtlichen Statistik
(Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen, Vierteljährliche Verdienststatistik)
sowie auf Ergebnisse von Betriebsbefragungen.

58 Bezieht man die transitorischen und die nicht bezahlten Überstunden ein,
dann erhöht sich das Überstundenvolumen um mehr als das Doppelte: Eine
Arbeitnehmerbefragung des ISO-Instituts kommt nämlich zu dem Ergeb-
nis, daß 1995 im Durchschnitt 1,3 bezahlte, 0,7 transitorische und 0,9 un-
bezahlte Überstunden pro Woche geleistet wurden. Vgl. Bauer, Groß,
Schilling: Überstundenarbeit 1995. Häufigkeit, Volumen und Einstellung,
Köln, 1996, S. 7.
Da im Mittelpunkt der Diskussion um den beschäftigungsorientierten
Überstundenabbau aber die bezahlten Überstunden stehen, werden die an-
deren im folgenden ausgespart.



re aus dem tiefen Beschäftigungseinbruch und auch aus der
damals sehr hohen Zahl von (nicht überstundenleistenden)
Kurzarbeitern ergibt.

Weiterhin sollte nicht übersehen werden, daß in den neuen
Ländern die tarifliche Arbeitszeit höher und die Teilzeitquo-
te niedriger sind als im Westen. Auch deshalb ist der Anteil
des Überstundenvolumens am gesamten Arbeitsvolumen ge-
ringer als im Westen.

Insgesamt entfielen auf das in Deutschland geleistete Über-
stundenvolumen im Jahr 1997 mit knapp 1,8 Mrd Stunden rd.
4 % aller geleisteten Arbeitnehmerstunden. Je Beschäftigten
wurden durchschnittlich 59 bezahlte Überstunden geleistet.
Im Westen hatten die Überstunden größere Bedeutung als im
Osten (4,2 % bzw. 63,5 Std. gegenüber 2,6 % bzw. 41,6 Std.)
(vgl. Tabellen 11a-11c).

Im Ganzen kann erwartet werden, daß sich im Jahr 1998 am
Ausmaß der Überstundenarbeit in Deutschland wenig ändern
dürfte, es sei denn, es gehen von den Gütermärkten außerge-
wöhnlich starke (positive oder negative) Impulse aus. Unter
den Annahmen der mittleren Variante unserer Alternativ-
rechnung in Abschnitt 3 rechnen wir mit insgesamt gut
1,8 Mrd bezahlten definitiven Überstunden.

Das Überstundenvolumen ist ungleichmäßig verteilt

Überstundenarbeit ist in den einzelnen Wirtschaftsbereichen
unterschiedlich verbreitet. In den alten Bundesländern lagen
im Jahr 1997 die jährlichen Überstunden je Arbeitnehmer in
den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Produzierendes
Gewerbe, Verkehr/Nachrichten sowie bei den Dienstlei-
stungsunternehmen (ohne Kreditinstitute und Versicherun-
gen) über dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt. In den
anderen Dienstleistungsunternehmen, beim Staat und den pri-
vaten Haushalten wurden deutlich weniger bezahlte Über-
stunden geleistet. 40 % des gesamtwirtschaftlichen Überstun-
denvolumens entfiel auf das Produzierende Gewerbe (vgl. Ta-
belle 12).

In den neuen Bundesländern bestehen im wesentlichen die
gleichen sektoralen Unterschiede, allerdings auf insgesamt
niedrigerem Niveau (vgl. Tabelle 12).

Im Hinblick auf die Betriebsgröße zeigen Betriebsbefragun-
gen für 1996 folgendes Bild (siehe nachstehende Übersicht):
In den alten Bundesländern wurden knapp 60 % des Über-
stundenvolumens in kleinen und mittleren Betrieben (bis un-
ter 200 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte) geleistet.
Zum Vergleich: Ihr Beschäftigtenanteil beträgt ebenfalls
knapp 60 %.

In den neuen Bundesländern entfiel ein erheblich größerer
Anteil des Überstundenvolumens (fast 80 %) auf kleine und
mittlere Betriebe. Dort waren aber nur zwei Drittel aller so-

zialversicherungspflichtig Beschäftigten tätig. Es wurden im
Durchschnitt je Arbeitnehmer und Jahr also deutlich mehr
Überstunden geleistet als in großen Betrieben.

In West und Ost gilt: In Kleinbetrieben mit 1 bis 9 Beschäf-
tigten werden im Verhältnis zu den dort Beschäftigten über-
proportional viele Überstunden geleistet.

Im Hinblick auf die Möglichkeiten eines beschäftigungsför-
dernden Abbaus von Überstunden kommt es u.a. auf deren
Verteilung an. So ist es von erheblicher Bedeutung, ob die
Überstunden sich in etwa gleichmäßig auf die Wirtschafts-
zweige, Betriebe und Beschäftigtengruppen sowie über die
Zeit hin verteilen, oder ob sie sich in bestimmter Hinsicht kon-
zentrieren. Je gleichmäßiger die Verteilung ist, desto schwe-
rer dürfte es fallen, Überstunden in Beschäftigung umzuwan-
deln, so könnte eine Arbeitshypothese lauten.

Die Durchschnittsdaten der Arbeitszeitstatistiken ziehen der-
artigen Aufgliederungen enge Grenzen. Repräsentiv-Befra-
gungen helfen hier wenigstens ein Stück weiter: So haben Un-
tersuchungen über Personalbedarf und offene Stellen in Be-
trieben und Verwaltungen im Jahr 1996 ergeben 59, daß in den
alten Bundesländern auf 49 % aller (besetzten) Arbeitsplätze
normalerweise Überstunden zu leisten sind. (Dies stimmt gut
überein mit Informationen aus dem laufenden Konjunkturtest
des ifo-Instituts 60, aus Arbeitnehmerbefragungen des ISO-In-
stituts 61 aus dem Betriebspanel des IAB und mit Angaben aus
der amtlichen Statistik62). Auf 7 % aller Arbeitsplätze sind
Überstunden die Regel. Im Wochendurchschnitt werden dort
acht Stunden geleistet. Auf 42 % fallen sie gelegentlich an.
Durchschnittlich sind es dort drei Stunden pro Woche.

In den neuen Bundesländern geben die Betriebe an, daß auf
47 % aller (besetzten) Arbeitsplätze Überstunden zu leisten
sind. Bei 5 % ist dies die Regel, bei 42 % kommt es gele-
gentlich vor. Im Durchschnitt fallen dann acht bzw. vier Wo-
chenstunden an.

Daraus können folgende Schlußfolgerungen gezogen werden:

– Überstundenarbeit ist zwar kein gleichmäßig flächendek-
kendes Phänomen, aber sie beschränkt sich auch nicht auf

38 MittAB 1/98

Überstundenvolumen und Beschäftigung 1996 (in %)

insges. Betriebe mit … Beschäftigten

1 bis 9 10 bis 20 bis 50 bis 200 bis 500 bis 1.000
19 49 199 499 999 u.m.

– Westdeutschland –

Überstunden- 100 14,2 10,3 15,2 18,2 13,2 4,8 24,1
volumen
sozialversiche- 100 12,7 10,8 13,7 21,9 13,8 4,8 22,2
rungspflichtig
Beschäftigte

– Ostdeutschland –

Überstunden- 100 18,4 13,7 22,3 24.3 7,5 3,0 10,8
volumen
sozialversiche- 100 15,0 12,0 16,8 24,1 12,2 6,8 13,1
rungspflichtig
Beschäftigte

Quelle: IAB/ifo-Betriebsbefragung 1996; Bundesanstalt für Arbeit

59 Ergebnisse der IAB/ifo-Erhebungen über Personenbedarf und offene Stel-
len. (IAB-Projekt Nr. 2-382), vgl. Kohler, H., Spitznagel, E., a.a.O.

60 Vgl. Sonderfragen zum ifo-Konjunkturtest.
61 Vgl. Bauer, Groß, Schilling: Arbeitszeiten und Arbeitszeitwünsche, ISO,

1995, S. 5. Zu beachten ist allerdings, daß es sich dabei – anders als im
Konzept unserer Arbeitszeitrechnung – um bezahlte und unbezahlte Über-
stunden handelt. Eine Untersuchung des ISO-Instituts schätzt den Anteil
der bezahlten an allen Überstunden (ohne transitorische) im Jahr 1995 auf
57 % in Westdeutschland und auf 61 % in Ostdeutschland.

62 Vgl. Lohn- und Gehaltsstrukturerhebungen des Statistischen Bundesamtes
(Fachserie 16).



wenige Arbeitsplätze.

– Permanente Überstundenarbeit gibt es auf relativ wenigen
Arbeitsplätzen. Weit überwiegend werden Überstunden of-
fenbar von Fall zu Fall geleistet.

– Ob regelmäßig oder gelegentlich: Es fallen ggf. im Durch-
schnitt aber doch relativ viele Überstunden an. Offenbar sind
dafür betriebsspezifische und/oder arbeitsmarktliche Grün-
de maßgeblich.

Insgesamt ist daraus zu schließen, daß die statistischen
Durchschnitte für die Debatte um Möglichkeiten einer Sub-
stitution von Überstunden durch Beschäftigte zwar eine not-
wendige, aber offenbar keine hinreichende Informations-
grundlage sind: Sie verleiten tendenziell zur Bagatellisierung
der Überstundenarbeit, obwohl diese im konkreten Fall (Be-
trieb, Arbeitsplatz, Beschäftigter) oft erheblichen Umfang
annimmt.

Überstunden aus Arbeitnehmersicht – zwischen Zuverdienst
und betrieblichen Anforderungen

Befragungen von überstundenleistenden Beschäftigten in
Ost- und Westdeutschland durch das ISO-Institut haben fol-
gendes ergeben:63

– Fast drei Viertel der Männer wie der Frauen begründen
Überstundenarbeit mit betrieblichen Gegebenheiten. Zwi-
schen Ost- und Westdeutschland bestehen hier nur geringe
Unterschiede: 76 % bzw. 70 % gaben an, sie könnten sich den
Überstunden schlecht entziehen oder die Arbeit sei ohne Über-
stunden nicht zu bewältigen.

– Eigene Wünsche nach Überstunden wurden im Ganzen sel-
ten geäußert, allerdings sind sie in den neuen Bundesländern
stärker verbreitet als in den alten (11 % bzw. 16 %). Dies spie-
gelt wohl das West-Ost-Einkommensgefälle wider. Bei Ar-
beitern ist der Wunsch nach Überstunden erheblich stärker
ausgeprägt.

– Mit zunehmender beruflicher Qualifikation (gemessen an
der „Stellung im Beruf“) nimmt der betriebsbedingte Über-
stundendruck tendenziell zu.64

Im Ganzen gibt es offenbar regional unterschiedliche Wunsch-
vorstellungen: „Während in Westdeutschland das Potential
derjenigen, die Überstunden machen wollen oder können,
weitgehend ausgeschöpft scheint, existiert in Ostdeutschland
insbesondere bei den gering verdienenden Beschäftigten eine
beträchtliche Reserve ....“.65

Überstunden – ein Element betrieblicher Flexibilität

Mit Überstunden können überraschende oder auch vorher-
sehbare Arbeitsspitzen sowie vorübergehende Störungen und
Engpässe elastisch und relativ unkompliziert bewältigt wer-
den. Repräsentative Betriebsbefragungen haben für die Über-

stundenarbeit die in der nebenstehenden Übersicht gezeigte
Gründestruktur ergeben (Angaben in %).66

Demnach wird der Umfang von Überstundenarbeit vor allem
durch absatzmarktseitige Einflüsse bestimmt. Vor allem sai-
sonale und konjunkturelle Schwankungen der Nachfrage
nach Waren und Dienstleistungen dürften dafür maßgebend
sein. Daran hat sich in den letzten zehn Jahren offensichtlich
nichts geändert; zumindest im Verarbeitenden Gewerbe West-
deutschlands nicht, wo vergleichbare Daten für 1995 und
1996 vorliegen. Mehr als früher werden Überstunden aller-
dings zur Überbrückung kurzfristiger Personalengpässe (z.B.
bei Krankheit oder Urlaub von Mitarbeitern) eingesetzt. Dar-
über hinaus haben sich keine wesentlichen Verschiebungen
ergeben.

In den anderen Wirtschaftsbereichen – ausgenommen im
Baugewerbe – spielen Schwankungen der Nachfrage nach be-
trieblichen Leistungen im ganzen eine erheblich geringere
Rolle. Dagegen werden Überstunden dort vorrangig zur Über-
brückung von kurzfristigen Personalengpässen eingesetzt. In
Teilbereichen stehen aber auch andere Gründe im Vorder-
grund. So sind dies im Sektor Energie und Bergbau z.B.
Störungen im Betriebsablauf (50 %) und bei Banken und Ver-
sicherungen Personalengpässe bei Fachkräften und Speziali-
sten (24 %).

Interessant ist, daß tarifliche Arbeitszeitverkürzungen als Ur-
sache für Überstunden in keinem Bereich eine nennenswerte
Rolle spielen.

Die Gründestruktur der Überstundenarbeit in den neuen Bun-
desländern stimmt im ganzen mit der in den alten Bundes-
ländern überein.

Beschäftigungsorientierter Abbau von Überstunden – be-
achtliche Potentiale
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63 Vgl. Bauer, Groß, Schilling, a.a.O.
64 Unbezahlte Überstunden eingeschlossen.
65 Bauer, Groß, Schilling, a.a.O., S.
66 Vgl. Gürtler, J.; Spitznagel, E.: Betriebsbefragung, in: BeitrAB 98, S. 42ff.

Die Untersuchung wurde im Jahr 1985 vom IAB und vom ifo-Institut
durchgeführt.
Vergleichbare Ergebnisse für das Jahr 1995 liefert das IAB-Betriebspanel;
vgl. Grundlagen betrieblicher Arbeitszeitstrukturen. Empirische Ergebnis-
se aus dem IAB-Betriebspanel; in: Schriftenreihe der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin, Dortmund 1998, S. 56.

67 Vgl. Fußnote 64.

Kate- Gründe für Überstunden- Verarbeitendes Gewerbe Gesamtwirtschaft
gorie arbeit Westdeutschland West Ost

1995* 1996** 1996**

1 unvorhergesehene oder 42 41 35 35
regelmäßige Nachfrage-
und Produktionsschwan-
kungen

2 Überbrückung von Um- 13 13 10 13
stellungen oder Störun-
gen im Betriebsablauf

3 Überbrückung kurzfristi-
ger Personalengpässe 
(z.B. Krankheit, Urlaub) 12 23 26 27

4 Personalengpässe bei
einzelnen Fachkräften 
oder Spezialisten 11 12 12 11

5 Wünsche der Mitarbeiter 2 3 3 2
6 tarifliche Arbeitszeitver- . 2 1 1

kürzungen
7 Sonstiges 18 8 13 11

Summe 100 100 100 100

Mehrfachnennungen waren zugelassen; Summe der Nennungen = 100
* IAB/ifo-Erhebung; vgl. Ch. Brinkmann u.a., a.a.O.: Überstunden-Ent-

wicklung, Strukturen und Bestimmungsgrößen, BeitrAB 98, S. 42 ff.
** Grundlagen betrieblicher Arbeitszeitstrukturen. Empirische Ergebnisse

aus dem IAB-Betriebspanel, in: Schriftenreihe der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin, Dortmund 1998, S. 56

Gründe für Überstundenarbeit



Mit Blick auf das gesamtwirtschaftliche Ungleichgewicht auf
dem Arbeitsmarkt ist zu fragen, ob und gegebenenfalls in wel-
cher Höhe Überstundenarbeit abgebaut und dadurch die Be-
schäftigung erhöht werden kann. Rein rechnerisch entspricht
das gesamtwirtschaftliche Überstundenvolumen einem Be-
schäftigungsäquivalent von gut 1 Mio Personen (Vollzeit- und
Teilzeitkräfte, entsprechend ihrem gesamtwirtschaftlichen Ver-
hältnis).

Aber: Welche Möglichkeiten und Grenzen zeichnen sich ab,
wenn es um die praktische Umsetzung dieser Überlegungen
geht? Denn das Ausmaß der Überstundenarbeit ist ein Er-
gebnis betrieblicher Optimierungsbemühungen unter einzel-
wirtschaftlichen Kosten-Ertrags-Gesichtspunkten. Die flexi-
ble Anpassung an veränderte Bedarfssituationen wird u.a. mit
Überstundenzuschlägen erkauft, weshalb die Betriebe meist
auch bestrebt sind, möglichst ohne Überstunden auszukom-
men. So haben sich denn auch nach einer Befragung von IAB
und ifo67 zwei Drittel der Betriebe (nach eigenen Angaben) in
der Vergangenheit um die Vermeidung von Überstunden
bemüht, oft mit beschäftigungswirksamen Maßnahmen. Gros-
se Betriebe gaben dies häufiger an als kleine.

In der öffentlichen Debatte um Überstunden wird im allge-
meinen nicht bestritten, daß ein gewisser Sockel an Über-
stunden betriebswirtschaftlich unverzichtbar ist. Er trägt zu
betrieblicher Flexibilität, zu Wettbewerbsfähigkeit und damit
letztlich auch zur Sicherung und zum Entstehen von Arbeits-
plätzen bei.

Umstritten ist freilich die Größe dieses Sockels sowie seine
Bestimmungsfaktoren und damit das Volumen an Überstun-
den, das ohne negative Begleiterscheinungen für Betrieb und
Volkswirtschaft in mehr Beschäftigung umgesetzt werden
könnte. Konsensfähig ist sicherlich die Grundbedingung, daß
daraus per saldo keine zusätzliche Kostenbelastung entstehen
sollte, weil dies Arbeitsplätze gefährden könnte.

Eine theoretisch begründete und statistisch gesicherte, ein-
deutige Antwort auf diese Frage kann wohl nicht gegeben
werden, denn die Problematik ist zu vielschichtig.

Nähert man sich einer Antwort von der empirisch-quantitati-
ven Seite her und nimmt einmal an, daß das historische Mi-
nimum der Überstunden (im Jahr 1993 in den alten Bundes-
ländern 58 Stunden pro Arbeitnehmer) ohne größere Proble-
me erreicht werden könnte, dann ergibt sich ein potentieller
Abbau des Überstundenvolumens um ein knappes Zehntel.

Trotz zwischenzeitlich eingetretener Veränderungen der Wirt-
schaftsstruktur kann dieser Bezugspunkt nach wie vor als re-
levant betrachtet werden.

Man kann auch von den oben dargestellten Gründen für Über-
stundenarbeit ausgehen. Nimmt man an, die Überstunden zur
Überbrückung von Umstellungen oder Störungen im Be-

triebsablauf (Kategorie 2) sowie zum Ausgleich längerfristi-
ger Personalengpässe (Kategorie 4) seien unverzichtbar und
alle anderen Überstunden könnten um 15 % verringert wer-
den, so errechnet sich im gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnitt ein Abbaupotential von einem Zehntel.68 Das ent-
spricht etwa einem Rückgang auf das o.g. historische Mini-
mum.

Nimmt man an, die Überstunden – außer den oben für unver-
zichtbar erklärten – könnten halbiert werden, dann beträgt das
Abbaupotential ein gutes Drittel.69

Würden z.B. verstärkte und gezielte Vermittlungsbemühun-
gen der Arbeitsämter zusätzlich längerfristige Personaleng-
pässe bei Fachkräften und Spezialisten als Grund für Über-
stunden beseitigen, dann könnte das gesamte Überstunden-
volumen halbiert werden.70

Es ist also durchaus nicht realitätsfern, Spielräume beim Über-
stundenabbau anzunehmen. Ausdrücklich sei aber darauf hin-
gewiesen, daß der Umfang des Abbaupotentials von den o.g.
Annahmen abhängt und insoweit Setzungscharakter hat, frei-
lich auf der Basis empirisch gestützter Erwägungen.71 Um die-
se Spielräume genauer ausloten zu können ist weitere For-
schung notwendig. Zu denken ist u.a. an eine Betriebstypolo-
gie, die sowohl Umfang und Verteilung des betrieblichen Über-
stundenvolumens als auch dessen Ursachen berücksichtigt.

Arbeitsmarktentlastung durch Überstundenabbau möglich

Simulationsrechnungen auf der Basis des makroökonometri-
schen Modells SYSIFO72 haben ergeben, daß ein angenom-
mener dauerhafter Abbau der (zuschlagpflichtigen) Über-
stunden um rd. 40 % (jahresdurchschnittlich 26 Überstunden
pro Kopf weniger) erhebliche und nachhaltige Beschäfti-
gungseffekte bringen könnte.73 Im Durchschnitt des Simula-
tionszeitraums (acht Jahre) könnte die Beschäftigung dann
um 320.000 Personen höher sein als sonst: In den ersten Jah-
ren wären es rd. 400.000, am Ende immerhin noch gut
200.000 mehr.

Dieses Ergebnis ist allerdings an eine Reihe von Bedingun-
gen geknüpft: So wurde bei dieser Simulationsrechnung an-
genommen, daß der Überstundenabbau keine Einschränkung
der Betriebszeit verursacht und daß mögliche Diskrepanzen
zwischen Angebot und Bedarf an Arbeitskräften („mis-
match“) nicht stärker als bisher auftreten. In diesem Zusam-
menhang wäre auch der wichtige Sachverhalt der Fixkosten
von Einstellungen zu bedenken (z.B. Such- und insbesonde-
re Einarbeitungskosten). Wo der Überstundenabbau nur die
Beschäftigung sichert, dürften mögliche Profildiskrepanzen
und Einstellungskosten allerdings eine relativ geringe Rolle
spielen.

Die Simulationsrechnungen zeigen auch einige unerwünsch-
te Begleiterscheinungen: Das wirtschaftliche Wachstum wird
leicht gedämpft. Die Preise, die Löhne und Lohnstückkosten
sowie die Produktivität steigen etwas schneller als sonst. Die-
se Rückwirkungen ergeben sich aus den volkswirtschaftli-
chen Interdependenzen. Zu bedenken ist auch, daß mögliche
Beschäftigungseffekte nicht in voller Höhe die Arbeitslosig-
keit, sondern zum Teil auch die Stille Reserve entlasten.

Insgesamt umreißen diese Simulationen die Chancen und Ri-
siken eines Überstundenabbaus im gesamtwirtschaftlichen
Kontext. Unterstellt wird dabei allerdings ein Umfang des
Überstundenabbaus, der nahe am oberen Rand des von uns
gesteckten Rahmens liegt. Der Ausschöpfungsgrad des Ab-
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68 Anteile der Kategorien aus vorstehender Übersicht: (2+4) · 0 + (1+3+5 bis
7) · 0,15 = 0,1

69 (2+4) · 0 + (1+3+5 bis 7) · 0,5 = 0,3
70 (2+4) · 0 + (1+3+5 bis 7) · 0,5 + (4) · 1 = 0,5
71 In vergleichbarer Weise setzt das ISO-Institut an. Es bezieht in seine Über-

legungen die Vorhersehbarkeit von Überstunden sowie die Angebotsseite
des Arbeitsmarktes ein und schätzt das Abbaupotential des Überstunden-
volumens auf ein Drittel.

72 Vgl. Klauder, W., Schnur, P., Zika, G., a.a.O.
73 Da die Arbeitszeit in diesem Modell nicht nach ihren Komponenten unter-

gliedert ist, also keine spezifischen Elastizitäten enthalten sind, lassen die
Simulationen aber lediglich Aussagen über Richtung und mögliche Grös-
senordnungen der Wirkungen zu.



baupotentials hängt aber von mehreren Bedingungen ab und
es ist keine Frage, daß diese nicht so ohne weiteres realisiert
werden können.

Große Bedeutung messen wir in diesem Zusammenhang der
Stabilisierung von wirtschaftlichen Perspektiven zu. So könn-
ten v.a. verbesserte mittelfristige Erwartungen die „Einstel-

lungsschwelle“ bei den Betrieben senken und die Neigung zu
Überstunden als Bestandteil einer vorsichtigen Personalpoli-
tik mindern.

Durch vermehrten Zeitausgleich statt durch Abgeltung könn-
ten v.a. Betriebe, die viele Überstunden auf Dauer haben,
letztlich zu mehr Einstellungen bewegt werden, ohne daß ihre
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Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1998
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Noch Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1998
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Noch Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1998
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Noch Tabelle 1: Alternativrechnungen zur Arbeitsmarktentwicklung 1998

1) Rehabilitanden in berufsfördernden Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Maßnahmen der berufl. Weiterbildung.
2) Nahtlosigkeitsleistungen (bis Ende 1997 § 105 a AFG)
3) Leistungsfortzahlung im Krankheitsfall (bis Ende 1997 §105 b AFG)
4) 58jährige und ältere Empfänger von Alg, Alhi, Egg und Eghi, die der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen (bis Ende 1997 § 105 c AFG).
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 2a: Ableitung der Entwicklung des Arbeitskräftepotentials für Westdeutschland

1) Bis 1995 Restgröße, ab 1996 Vorgabe Langfristprojektion
2) Abgeleitet aus monatlichen Zuzugszahlen.
3) Bevölkerung.
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 2b: Ableitung der Entwicklung des Arbeitskräftepotentials für Ostdeutschland

1) Schätzung
2) Abgeleitet aus monatlichen Zuzugszahlen.
3) Bevölkerung.
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 3a: Durchschnittliche Arbeitszeit und ihre Komponenten für alle Arbeitnehmer in Westdeutschland

1) bzw. betrieblich vereinbarte Arbeitszeit (soweit erfaßt).
Quelle: Berechnungen des IAB



MittAB 1/98 49

Tabelle 3b: Durchschnittliche Arbeitszeit und ihre Komponenten für alle Arbeitnehmer in Ostdeutschland

1) bzw. betrieblich vereinbarte Arbeitszeit (soweit erfaßt).
Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 4a: Trend-, Konjunktur- und sonstige Komponenten der Jahresarbeitszeitveränderung in Westdeutschland
– Veränderungen in % *) –

*) Zeile 1-13: Veränderung der jeweiligen Komponente (in Arbeitsstunden) in % der Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer im Vorjahr
Zeile 14-18: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Quelle: Berechnungen des IAB

Tabelle 4b: Trend-, Konjunktur- und sonstige Komponenten der Jahresarbeitszeitveränderung in Ostdeutschland
– Veränderungen in % *) –

*) Zeile 1-13: Veränderung der jeweiligen Komponente (in Arbeitsstunden) in % der Jahresarbeitszeit je Arbeitnehmer im Vorjahr
Zeile 14-18: Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Quelle: Berechnungen des IAB
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Tabelle 5a: Entlastung des Arbeitsmarkts durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit in
Westdeutschland (Personen in 1000)

*) Schätzung des IAB in Anlehnung an den Haushalt der BA
1) Bis 1995 Schlechtwettergeld, ab 1996 Winterausfallgeld nach § 81 ff AFG.

Aus dem von den Betrieben angezeigten witterungsbedingten Arbeitsausfall wird eine entsprechende Zahl von „Vollzeitbeschäftigten“ errechnet.
Die Inanspruchnahme im Sinne der durchschnittlichen Zahl der Bauarbeiter ist statistisch nicht belegt.

2) Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung; 1993 einschließlich ABM-Stabil.progr. des Bundes
3) §§ 272-279, 415 SGB lll, bis Ende 1997 produktive Arbeitsförderung (Lohnkostenzuschüsse) nach § 242 s AFG
4) Ohne Einarbeitung; bis 1992 einschl. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermittlungsaussichten (§ 41a AFG).
5) Rehabilitanden in berufsfördernden Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung
6) Vorruhestandsfälle mit Zuschuß zum Vorruhestandsgeld (aus Haushaltsmitteln der BA).
7) Einschl. der aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Empfänger; Altersübergangsgeld im Westen ist durch Umzüge bedingt
8) 58jährige und ältere Empfänger von Alg, Alhi, Egg und Eghi, die der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen (bis Ende 1997 §105c AFG).
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit; Berechnungen des IAB
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Tabelle 5b: Entlastung des Arbeitsmarkts durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit in
Ostdeutschland (Personen in 1000)

*) Schätzung des IAB in Anlehnung an den Haushalt der BA
1) Bis 1995 Schlechtwettergeld, ab 1996 Winterausfallgeld nach § 81 ff AFG.

Aus dem von den Betrieben angezeigten witterungsbedingten Arbeitsausfall wird eine entsprechende Zahl von „Vollzeitbeschäftigten“ errechnet.
Die Inanspruchnahme im Sinne der durchschnittlichen Zahl der Bauarbeiter ist statistisch nicht belegt.

2) Allgemeine Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung; 1993 einschließlich ABM-Stabil.progr. des Bundes
3) §§ 272-279, 415 SGB III, bis Ende 1997 produktive Arbeitsförderung (Lohnkostenzuschüsse) nach § 249 h AFG. Bei LKZ für Wirtschaftsunternehmen der-

zeit keine Quantifizierung möglich
4) Ohne Einarbeitung; bis 1992 einschl. Maßnahmen zur Verbesserung der Vermittlungsaussichten (§ 41a AFG).
5) Rehabilitanden in berufsfördernden Maßnahmen mit dem Ziel der Wiedereingliederung sowie in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung
6) Das Vorruhestandsgeld Ost wird aus Haushaltsmitteln des Bundes getragen
7) Einschl. der aus dem Bundeshaushalt zu finanzierenden Empfänger
8) 58jährige und ältere Empfänger von Alg, Alhi, Egg und Eghi, die der Arbeitsvermittlung nicht zur Verfügung stehen (bis Ende 1997 § 105c AFG).
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Tabelle 6: Zur Entwicklung der Erwerbstätigen nach Wirtschaftsbereichen

Quelle: Statistisches Bundesamt 1) Einschließlich Private Organisationen ohne Erwerbszweck

Tabelle 7: Bauinvestitionen in der Bundesrepublik Deutschland
(in Preisen von 1991)

1) Prognose des ifo Instituts, Stand August 1997
Quelle: Statistisches Bundesamt, ifo Institut
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Tabelle 8: Beschäftigte im Baugewerbe1)

1) Alle Betriebe, Jahresdurchschnitt
2) IAB-Prognose
Quelle: Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen

Tabelle 9: Werkvertragsarbeitnehmer auf der Grundlage von
Regierungsvereinbarungen mit mittelosteuropäischen Staaten
(Jahresdurchschnitt)

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit (BA)
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Tabelle 10a: Personal im Öffentlichen Dienst 
(jeweils Jahresmitte, Personen in 1000)

1) ohne Bundesbahn/Reichsbahn (ab Anfang 1994 zur Deutschen Bahn AG privatisiert), ohne Bundespost (ab Anfang 1995 in drei Unternehmensteile privatisiert)
2) einschl. Soldaten, ohne Grundwehrdienstleistende
3) Gemeinden, Gemeindeverbände, kommunale Zweckverbände
Quelle: Berechnung nach Daten der Personalstandsstatistik (Statistisches Bundesamt)

Tabelle 10b: Vollzeitbeschäftigte im unmittelbaren Öffentlichen Dienst
(jeweils Jahresmitte, Personen in 1000)

1) ohne Grundwehrdienstleistende, ohne Bundesbahn/Reichsbahn, ohne Bundespost
Quelle: Berechnung nach Daten der Personalstandsstatistik (Statistisches Bundesamt)
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Tabelle 11a: Jahresarbeitszeit, Arbeitsvolumen sowie durchschnittliche Überstunden und Überstundenvolumen der be-
schäftigten Arbeitnehmer in der Gesamtwirtschaft von 1960 bis 1998 – Westdeutschland –

1) Mittlere Variante
Quelle: IAB, Statistisches Bundesamt
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Tabelle 11b: Jahresarbeitszeit, Arbeitsvolumen sowie durchschnittliche Überstunden und Überstundenvolumen der be-
schäftigten Arbeitnehmer in der Gesamtwirtschaft von 1960 bis 1998 – Ostdeutschland –

1) Mittlere Variante
Quelle: IAB, Statistisches Bundesamt

Tabelle 11c: Jahresarbeitszeit, Arbeitsvolumen sowie durchschnittliche Überstunden und Überstundenvolumen der be-
schäftigten Arbeitnehmer in der Gesamtwirtschaft von 1960 bis 1998 – gesamtes Bundesgebiet –

1) Mittlere Variante
Quelle: IAB, Statistisches Bundesamt

1) Einschließlich Private Organisationen ohne Erwerbszweck
Quelle: Vorläufige Schätzungen des IAB auf der Grundlage verfügbarer amtlicher Statistiken (Statistisches Bundesamt) und Betriebsbefragungen (IAB / ifo)

Tabelle 12: Durchschnittliche Überstunden pro Arbeitnehmer und Überstundenvolumen 1997


